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des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Kan d u t s c h  und 
Genossen (216/A. B. zu 239/J) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. h. c. Dipl.- Zuhörer teil. Ich begrüße sie im Hause auf 

lng. Figl, Zweiter Präsident H illegeist, Dritter das allerherzlichste. (Allgemeiner lebhafter 
Präsident Dr. Maleta. Beifall.) 

Präsident : Die Sitzung ist e röf f n e t. 
Das Amtliche P r o t o k o l l  der 83. Sitzung 

vom 4. Dezember 1961 ist in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gilt 
daher als g en ehm i g t. 

K r a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 
Ferdinand Graf, Seiringer, Lins, Reich, Eichin
ger, Dr. Gschnitzer, Glaser, Stürgkh, Dipl.
lng. Strohl und Dr. van Tongel. 

En t s c h u l d i g t  haben sich die Abgeordneten 
Dr. Tonci6, Umenberger, Haberl, Horejs und 
Schnee berger. 

An unserer heutigen Sitzung nehmen auch 
die Mitglieder der Ständigen Kommission 
des Europarates für die Ver bindung mit den 
nationalen Parlamenten, deren Vorsitzender 
unser Kollege Abgeordneter Czernetz ist, als 

Fragestunde 

Präsiden t: Wir gelangen nunmehr zur Frage
stunde. 

Wir beginnen mit der Anfrage 134JM 
des Herrn Abgeordneten Dr. Gredler, be
treffend das Dienstrechtsbereinigungsproblem: 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, zu ver
anlassen, daß anch das Dienstrechtsbereini
gtmgsproblem, wie vorgeschlagen, wenigstens in 
Etappen eine Lösung findet? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundes
kanzler um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundeskanzler Dr. Gorbach : Das Bundes
kanzleramt ist seit Jahren mit jenen dienst
rechtlichen Problemen befaßt, die nach dem 
Wunsch der betroffenen Bediensteten in einem 
sogenannten Zwischendienstzeiten- oder Dienst
rechts bereinigungsgesetz geregelt werden sollen. 
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Bundeskanzler Dr. Gorbach 

Es handelt sich hier um eine Fülle von Wün
schen, die von fast allen Bediensteten er ho b€m 
werden, die auf Grund des Beamten-Über
leitungsgesetzes in den . Ruhestand versetzt 
oder mit einer Abfertigung oder, da sie 1938 
nicht im öffentlichen Dienst standen, ohne 
Abfertigung aus dem öffentlichen Dienst aus
geschieden sind. Es ist das ein ganzes Kom
pendium von Wünschen, und ich glaube, 
daß es zweckmäßig ist, hier einmal eine 
"Flurbereinigung" vorzunehmen. 

Aber wenn man alles in allem nimmt. und 
Berechnungen darüber anstellt, was das kostet, 
dann kommt man zu Größenordnungen, die 
bei unseren derzeitigen finanziellen Verhält
nissen kaum zu verkraften sind. Um einen 
Begriff von der Größenordnung dieser Auf
wendungen zu geben, möchte ich erwähnen, 
daß nach einer vom Bundeskanzleramt und 
vom Bundesministerium für Finanzen ange
stellten Schätzung eine Erfüllung dieser Wün
sche jährliche Auslagen im Ausmaße von 
mehr als 1 Milliarde Schilling erfordern 

. würde. 

Der Herr Abgeordnete Gredler hat den 
Vorschlag gemacht, eine etappenweise Lösung 
in der Weise zu finden, daß einzelne Gruppen 
vorgezogen werden. Ich vermag einer solchen 
Regelung deswegen nicht beizupflichten, weil 
die Bevorzugung einzelner Gruppen vor den 
übrigen in Betracht kommenden als Unrecht 
empfunden werden müßte und weil es auch 
außerordentlich schwierig wäre, seinem Vor
schlag Rechnung zu tragen, der dahin geht, 
die Beförderungen durchzuführen, die erfolgt 
wären, wenn die Betreffenden nach 1938 bis 
zur Altersgrenze hätten dienen können. 

Ich habe während der Beratungen im 
Finanzausschuß ausgeführt, daß ich es für 
richtig halten würde, die parlamentarische 
Kommission, die sich schon einmal mit dieser 
Frage beschäftigt hat, neuerdings zu aktivieren. 
Ihre erste Aufgabe wäre es, von dem For
derungsprograrrim die unberechtigten und von 
vornherein als unerfüllbar erkannten Punkte 
abzustreichen und durch eine Diskussion über 
die iibrigbleibenden Punkte einen Lösungs
vorschlag für das verbleibende Gesamtproblem 
auszuarbeiten. 

Abgeordneter Dr. Gredler: Keine Zusatz
frage. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 135/M 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kummer, be
treffend den Verfassungsgerichtshof als Völker-
rechtsgerichtshof : . 

Wann ist mit dem Ausführungsgesetz zu 
Artikel 145 B.-VG. zu rechnen, das den Ver
fassungsgerichtshof auch als Völkerrechts
gerichtshof tätig werden läßt? 

Präsident :  Ich bitte den Herrn Bundes
kanzler um die Beantwortung dieser Anrage. 

Bundeskanzler Dr. Gorbach : Im Hinblick 
auf ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts
hofes aus alierjüngster Zeit, und zwar vom 
14. Oktober, wird _der Gesetzgeber eine Reihe 
von Fragen über das Verhältnis der Völker
rechtsordnung zur nationalen Rechtsordnung, 
die in dem erwähnten Erkenntnis zwar aufge
worfen, aber nicht näher beantwortet wurden, 
klären müssen. 

In diesem Zusammenhang wird es möglicher
weise auch zur Vorbereitung eines Entwurfes 
eines diesbezüglichen Ausführungsgesetzes zu 
Artikel 145 der Bundesverfassung kommen. 
Die Vorbereitung eines Entwurfes eines Aus
führungsgesetzes wird natürlich weitgehend 
von der Stellungnahme des Nationalrates 
zu einem Bericht der Bundesregierung ab
hängen, der gestern beschlossen worden ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch 
darauf verweisen, daß diese Rechtsfrage außer
ordentlich diffizil und kritisch ist. Es sei nur 
auf die Schlagworte des Dualismus und des 
Monismus, die in dieser Beziehung in der 
Rechtswissenschaft herrschen, hingewiesen. 

Abgeordneter Dr. Kummer: Ich danke. 
Keine Zusatzfrage. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 157/M 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kos, betreffend 
den Vorschlag der Ford-Stiftung: 

Welche Schritte wurden seitens der Bundes
regierung unternommen, um den Vorschlag 
der Ford-Foundation noch vor Ablauf des 
mit 1. Jänner 1962 festgesetzten Termines 
einer Verwirklichung zuzuführen ? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundes
kanzler um die Beantwortung. 

Bundeskanzler . Dr. Gorbach : Die öster
reichische Bundesregierung hat sich am 1 1. Juli 
1961 nach einem Bericht des Unterrichts
�inisters, betreffend die Ford-Foundation, 
Institut für Sozialwissenschaften, mit diesem 
Problem befaßt. In der damaligen Sitzung 
des Ministerrates wurde ein Ministerkomitee, 
bestehend aus dem Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten und dem Unterrichtsminister, 
eingesetzt. Dieses Komitee wurde ersllcht, die 
Angelegenheit zu studieren und die öster
reichischen Interessen dadurch wahrzunehmen. 

Dieses Ministerkomitee hat gestern der 
Bundesregierung einen Bericht erstattet, den 
diese zur Kenntnis genommen hat. Zugleich 
hat die Bundesregierung· beschlossen, dieses 
Anerbieten der Ford-Foundation anzunehmen. 
Die Bundesregierung hat aber zugleich auch 
zur Kenntnis genommen, daß ·sie einen äqui
valenten Beitrag von 25 Millionen Schilling 
innerhalb dreier Jahre zu leisten haben wird. 
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Die Ford-Foundation wird von diesem Be
schluß in den nächsten Tagen in Kenntnis 
gesetzt werden. 

Präsident : Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
hiezu das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kos: Herr Bundeskanzler! 
Besteht die Möglichkeit, diese geplante Hoch
schule mit den Plänen für die Errichtung einer 
Hochschule sozialwissenschaftlicher Art in 
Linz in übereinstimmung zu bringen? 

Bundeskanzler Dr. Gorbach: Soweit sich 
der Herr Bundesminister für Unterricht dazu 
geäußert hat, besteht diese Möglichkeit. 

Präsident : Wir kommen zur Anfrage 156/M 
des Herrn Abgeordneten Dr. Gredler, betreffend 
die Vergebung von ERP-Mitteln : 

Wann ist mit der Ratifizierung des die 
Vergebung der ERP-Mittel betreffenden Ver
trages mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
vom 29. März 1961 beziehungsweise mit der 

diesen Vertrag nicht ratifizierten und daß wir 
ferner trotz Nicht-Ratifizierung dieses Ver
trages bereits jetzt Mittel aus den ERP
Geldern zu entnehmen beabsichtigen, um 
mit ihnen gewisse Budgetforderungen abzu
decken? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundes
kanzler um die Beantwortung dieser Zusatz
frage. 

Bundeskanzler Dr. Gorbach : Daß es uns 
bis jetzt nicht gelungen ist, dieses Gesetz über 
die Bühne zu bringen, ist in Ansehung der 
Liberalität der Amerikaner und der Zeit, die 
bisher schon verstrichen ist, nicht angenehm 
und mir persönlich peinlich. Aber gut Ding 
braucht Weile, Herr Abgeordneter Gredler! 
Ich hoffe, daß Sie nach dem Abschluß der 
Beratungen mit dem Gesetz zufrieden sein 
werden - vielleicht noch mehr die Kredit
interessenten, die verhältnismäßig lange darauf 
warten. 

Schaffung der entsprechenden Verteilungsorga- Präsident : Der Herr Abgeordnete .Dr. Gred-
nisation für die ERP-Mittel zu rechnen? ler wünscht noch eine Zusatzfrage zu stellen. 
P räsident: Ich bitte den Herrn Bundes- Bitte! 

kanzler um die Beantwortung. 

Bundeskanzler Dr. Gorbach : Das Abkom
men über die ERP-Counterpart-Regelung ist 
von der Bundesregierung dem Nationalrat 
am 11. April als Regierungsvorlage zugeleitet 
worden. In seiner Sitzung am 20. April hat 
der Finanz- und Budgetausschuß den Beschluß 
gefaßt, dieses Abkommen zusammen mit 
einem Entwurf eines Gesetzes über das Coun
terpart-Wesen in Verhandlung zu nehmen. 

Abgeordneter Dr. Gredler: Herr Bundes
kanzler! In der Befürchtung, daß ich mit dem 
schließlich zustandekommenden Gesetze nicht 
zufrieden sein werde, und ohne anzunehmen, 
daß Ihnen die Gabe der Prophetie zu eigen 
ist, darf ich trotzdem fragen, ob Sie an
nehmen, daß etwa ein Jahr nach der Unter
zeichnung des Vertrages, das heißt mit 31. März 
1962, mit einer Regelung zu rechnen sein 
kann. 

Der Entwurf eines Counterpartmittel-Ge- Präsident : Herr Bundeskanzler! Ich bitte 
setzes ist in den letzten Wochen Gegenstand um die Beantwortung. 
vielfacher Verhandlungen gewesen. In vielen Bundeskanzler Dr. Gorbach : Wenn ich sage, 
Punkten wurde eine Einigung, in manchen eine daß ich vor der Zeit die Regelung dieser Frage 
Annäherung erzielt. Die Beratungen werden als möglich und wahrscheinlich betrachte, 
fortgesetzt. so ist das von mir in dieser Stunde kein Zweck-

Da aber den Abgeordneten Dr. Gredler optimismus. (Heiterkeit.) 
offenbar die Hindernisse interessieren, die Präsident: Wir kommen zur Anfrage 136/M 
bisher einer völligen Einigung entgegengestan- des Herrn Abgeordneten Machunze, betreffend 
den sind, bin ich so loyal, mitzuteilen, daß es Verfügung eines Aufenthaltsverbotes durch 
sich dabei um Fragen der Rechtsform der die Fremdenpolizei : 
VerwaJtung der Counterpartmittel, der Ab-

d T Kr d't 'h H"h Unter welchen Voraussetzungen verfügt die grenzung er ypen von elen 1 rer 0 e Fremdenpolizei ein Aufenthaltsverbot und war-
nach und der Stellung der Oesterreichischen um wird den Betroffenen keine Einspruchs-
Nationalbank in den beschließenden Organen möglichkeit eingeräumt? 
handelt. Präsident : Ich bitte den Herrn Innen-

P räsident: Der Herr Abgeordnete Dr. Gred- minister um die Beantwortung dieser Anfrage. 
ler wünscht eine Zusatzfrage zu stellen. Ich Bundesminister für Inneres Afritsch : Hohes 
erteile ihm dazu das Wort. Haus! Die Voraussetzungen zur Verhängung 

Abgeordneter Dr. Gredler: Sehen Sie, Herr eines Aufenthaltsverbotes sind im Fremden
Bundeskanzler, nicht gewisse Schwierigkeiten polizeigesetz festgelegt. Im § 3 dieses Gesetzes 
in den Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, sind die Voraussetzungen demonstrativ auf
Schwierigkeiten, die aus der. Tatsache resul- gezählt. Derjenige, über den ein Aufenthalts
tieren können, daß wir durch bald ein Jahr. verbot verhängt werden soll, hat die Mög-
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lichkeit des Parteiengehörs und selbstver
ständlich auch - wie das im Gesetze vor
gesehen ist - die Berufungsmöglichkeit. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundesmini
ster! Sind Sie bereit, die in der letzten Zeit 
von der Polizeidirektion Wien erlassenen Be
scheide, die Aufenthaltsverbote betreffen, zu 
überprüfen? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundes
minister um die Beantwortung dieser Zusatz
frage. 

Bundesminister für Inneres Afritsch : Wenn 
mir solche Fälle vorgelegt werden, bin ich 
selbstverständlich bereit, mir die Akten kom
men zu lassen und sie zu prüfen. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
noch eine Zusatzfrage zu stellen. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundesmini
ster! Wie ist Ihre Auffassung hinsichtlich 
der Verhängung eines Aufenthaltsverbotes 
über einen Mann, der erstens in Österreich 
geboren wurde, zweitens sich, bedingt durch 
die Verhältnisse nach dem ersten Weltkrieg, 
nicht um seine Staatsbürgerschaft gekümmert 
hat und drittens seit seiner Geburt immer im 
Gebiet der Republik Österreich gelebt hat 
und jetzt abgeschoben werden soll? Wohin 
soll dieser Mann Ihrer Meinung nach überstellt 
werden? 

Präsident :  Ich bitte den Herrn Minister um 
die Beantwortung dieser zweiten Zusatz
frage. 

Bundesminister für Inneres Afritsch: Dieser 
Fall müßte natürlich genauestens überprüft 
werden. Ich bin gerne bereit, wenn man mir 
den Namen des Mannes bekanntgibt, den 
betreffenden Akt zu studieren. Wenn sich 
die Sache aber so verhält, wie der Herr 
Abgeordnete Machunze sagt, wird wahrschein
lich keine Möglichkeit bestehen, diesen Mann 
außer Landes zu schaffen. Aber es ist wichtig, 
zu wissen, wie der Fall tatsächlich ist. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 1 19jM 
der Frau Abgeordneten Lola Solar, betreffend 
Steuerfreiheit der Kunstförderung : 

Ist der Herr Bundesminister in der Lage, 
beim Herrn Bundesminister für Finanzen zu 
erreichen, daß sowohl die zur Verleihung ge
langenden Ehrengaben als auch Kunstförde
rungspreise für steuerfrei erklärt werden? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Unterrichts-
minister um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Das Bundesministerium für Unterricht bemüht 

sich bereits seit mehreren Jahren, die Steuer
freiheit für Kunstförderungspreise zu er
langen. Wir wurden bisher mit diesem An
suchen von der Bundesfinanzverwaltung ab
schlägig beschieden. 

Das Bundesministerium für Unterricht ist 
der Meinung, daß die Rechtseinwendungen 
nicht haltbar sind. Die österreichische Per
sonalsteuergesetzgebung beruht auf dem Sy
stem des Einkommensteuergesetzes 1934, das 
bekanntlich ein Gesetz des Deutschen Reiches 
ist. Die Grundsätze unseres derzeitigen Ein
kommensteuergesetzes sind dieselben. Nach 
diesem Steuergesetz waren Kunstpreise von 
der Entrichtung von Steuern befreit. Wir 
sind daher der Meinung, daß- auch unter der 
gegenwärtigen Rechtsordnung mit den Künst
lern nicht schlechter verfahren werden darf 
als in der zurückliegenden Epoche. Wir 
hoffen, daß wir uns mit dieser Rechtsauf
fassung mit der Zeit durchsetzen werden. 

Präsident :  Es wird keine Zusatzfrage ge
stellt. 

Wir kommen daher zur Beantwortung der 
Anfrage 147 IM des Herrn Abgeordneten Czer
netz, betreffend Schaffung einer Kommission 
von Parlamentariern und Wissenschaftlern. 

Sind Sie bereit, im Sinne der Resolution der 
Europäischen parlamentarischen und wissen
schaftlichen Konferenz, die in London im 
März 1961 stattfand, und der Resolution des 
Europarates Nr. 196 für die Bildung einer 
ständigen Kommission von Parlamentariern 
und Wissenschaftlern einzutreten? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Unterrichts
minister um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Herr Abgeordneter! Diese Resolution war 
dem Bundesministerium für Unterricht nicht 
bekannt. Wir mußten sie uns daher im 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen
heiten beschaffen. Soviel ich daraus entnehme, 
handelt es sich um die Resolution 196. Sie 
stammt aus dem Frühjahr dieses Jahres. Sie 
zielt darauf ab, daß ein ständiger Kontakt 
zwischen Parlamentariern und Wissenschaftern 
in den einzelnen Staaten des Europarates 
instituiert wird. 

Ich bin der Meinung, daß es einer solchen 
Neuschaffung in Österreich nicht bedarf, weil 
nach dem HochschuI-Organisationsgesetz ein 
Akademischer Rat besteht, in den zu 
einem Drittel Parlamentarier, zu einem 
Drittel Vertreter der wissenschaftlichen Hoch
schulen und zu einem Drittel Vertreter der 
Hochschulverwaltung delegiert worden sind. 
Es wird lediglich darauf ankommen, die 
Koexistenz und Kooperation mit diesem Aka
demischen Rat in einen besseren Zustand zu 
versetzen als bisher. Dann könnte auf diesem 
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Boden dem Wunsch, der in Straßburg klar 
zutage getreten ist, auch in Österreich Rech
nungen getragen werden. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort. 

Abgeordneter Czernetz : Herr Bundesmini -
ster! Sind Sie bereit, die Abgeordneten bei 
den Bemühungen zu unterstützen, die Öffent
lichkeit und besonders die Kreise der Wissen
schaft von der Notwendigkeit zu überzeugen, 
daß - unabhängig von Institutionen wie dem 
Akademischen Rat, der sich auch, wie pro
j ektiert ist, mit der Finanzierung von For
schungsprojekten zu beschäftigen hätte -
eine ständige, weniger formelle und nicht 
beschlußfahige Verbindung von Wissenschaf
tern und Parlamentariern hergestellt werden 
soll, wie sie beispielsweise mit dem größten 
Erfolg in Großbritannien existiert und wie sie 
auch in diesem Sinne vom Europarat vor
geschlagen wurde? 

Präsident :  Ich bitte den Herrn Minister um 
die Beantwortung dieser Zusatzfrage. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel : 
Ich kenne diese Einrichtung, die Sie eben 
zitiert haben, und halte sie für eine sehr 
zweckmäßige Einrichtung, um zwischen den 
Angehörigen der gesetzgebenden Körperschaf
ten und Wissenschaftern einen ständigen 
Meinungsaustausch zu unterhalten. Da es den 
Wissenschaftern im allgemeinen �chwerer ist 
als ökonomischen Interessentenvertretungen, 
mit ihren Wünschen, Anliegen und Plänen 
an die Öffentlichkeit zu kommen und dafür 
auch in der parlamentarischen Demokratie 
die notwendige Unterstützung zu bekommen, 
wäre ein solcher Kontakt nach. meiner Über
zeugung zweifellos fruchtbar, wenn er richtig 
geplant und in gegenseitigem Verständnis 
und Einvernehmen zur Durchführung kommt. 
Die konkrete Frage möchte ich mit Ja beant
worten. 

Abgeordneter Czernetz: Danke! 

Präsident: Wir kommen zur nächsten An
frage. Das ist die Anfrage 120/M des Herrn 
Abgeordneten Leisser, betreffend Erhöhung 
der Dotierung für Staatspreise : 

Wird in Zukunft eine angemessene. Er
höhung der Dotierung für die Großen Öster
reichischen Staatspreis6 möglich sein ? 
Präsident: Ich bitte den Herrn Unter-

richtsminister um die Beantwortung dieser 
Anfrage. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Der Große Österreichische Staatspreis ist mit 
20. 000 S dotiert. Es war die Absicht der 
staatlichen Kunstverwaltung, die Dotation 

des Preises zu erhöhen. Aus budgetären 
Schwierigkeiten ist <las in den letzten beiden 
Jahren leider nicht möglich gewesen. Wir 
haben aber im heurigen Jahr trotz der re
lativen Beengtheit und des Konsolidierungs
programms, das ja auch dem Unterrichts
ministerium eine Einbuße von 84 Millionen 
Schilling gebracht hat, die Preise von 20.000 S 
auf 50.000 S erhöht. Wir hoffen, diese Preise 
noch dadurch vollwertig zu machen, daß wir 
für sie die Steuerfreiheit durchsetzen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 148JM 
der Frau Abgeordneten Dr. Stella Klein-Löw, 
betreffend Konferenz der Unterrichtsminister 
im Rahmen des Europarates : 

Sind Sie bereit, im Sinne Ihrer Ausführun
gen in der Budgetdebatte in der Bundesre
gierung dafür einzutreten, daß die Vertreter 
der österreichischen Bundesregierung im 
Ministerkomitee des Europarates die Ein
berufung und Abhaltung von Konferenzen der 
europäischen Unterrichtsminister im Rahmen 
des Europarates verlangen ? 

Präsi dent: Ich bitte den Herrn Unterrichts
minister um Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Drimmel: 
Das Zusammentreten der Erziehungsminister 
der Staaten des Europarates ist ein Anliegen 
aller Minister der betreffenden Staaten. Es 
ist bedauerlich, daß die Erziehungsminister 
die einzigen sind, die bisher nicht bis Straßburg, 
sondern lediglich bis Hamburg gekommen sind. 
In Hamburg fand nämlich im Frühjahr dieses 
Jahres eine Vorkonferenz statt, die uns den 
Zugang zu Straßburg erzwingen sollte. Es 
wurde dann aus den 13 Unterrichtsministern 
eine Delegation von vieren bestimmt, der 
angehört haben: als Vertreter des einberufen
den Staates der Kulturseitator von Ham
burg, der Erziehungsminister Großbritanniens, 
der Erziehungsminister Hollands und meine 
Wenigkeit. Leider haben mein britischer 
und holländischer Kollege abgesagt, den Weg 
nach Straßburg zu nehmen, sodaß ich mit 
meinem Hamburger Kollegen darüber einig 
wurde, daß er allein das erste Entree in Straß
burg versucht. 

Unsere Absicht geht dahin, die Versamm
lungen nicht in irgendwelchen europäischen 
Staaten abzuhalten, sondern sie auf Straßburg 
zu konzentrieren, vor allem aber auch in 
Straßburg wenigstens einige Experten für 
Schul- und Erziehungsfragen als beamtete 
Organe zu bekommen, damit die Vorbereitung 
der Erziehungsministerkonferenz nicht jeweils 
der Unterrichtsverwaltung eines Landes vor
behalten bleibt, sondern bereits von einer 
Verwaltungsinstitution internationalen Charak
ters vorbereitet und die Beschlüsse von dieser 
ausgeführt werden. 
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Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: 
danke. 

Ich Abgeordneter Gram :  Danke. Keine Zusatz-

Präsident: Keine Zusatzfrage. 
Wir gelangen zur Beantwortung der An

frage 141/M des Herrn Abgeordneten Gram, 
betreffend Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Preis-Lohn -A uftrie bes : 

Welche Maßnahmen gedenkt der Herr Bun
desminister in seinem Wirkungsbereich gegen 
den anhaltenden Preis-Lohn-Auftrieb zu unter
nehmen? 

Präsident: Ich bitte den Herrn :Finanz
minister um die Beantwortung dieser An
frage. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! In meinem 
Amtsbereich ergeben sich zahlreiche Möglich
keiten, dem Lohn- und Preis auftrieb durch 
gezielte Maßnahmen zu begegnen. 

Ich darf in erster Linie darauf verweisen, 
daß die Konsolidierung des Bundesbudgets 1961 
mit sehr starken Ausgabeneinschränkungen 
einen gewissen Einfluß auf die Auf triebs
tendenzen, die durch die Erzeugung einer 
vermehrten Nachfrage verursacht wurden, 
mit sich gebracht hat. Auch das gegenwärtig 
im Hohen Hause zur Beratung stehende 
Budget 1962 wird durch seinen Charakter 
einer gewissen volkswirtschaftlichen Ausge
glichenheit und durch die verringerte N ot
wendigkeit, den außerordentlichen Haushalt 
durch große Anleihen im Inland oder im Ausland 
zu bedecken, ebenfalls eine wohltuende Aus
wirkung in beruhigender Hinsicht auf die 
Lohn- und Preis bewegung ausüben. 

Ich darf darüber hinaus noch daran er
innern, daß das Kreditkontrollabkommen zu 
einer gewissen Verlangsamung des Anschwel
lens des Kreditvolumens in unserem Lande 
geführt hat. Es ist zwar noch nicht erreicht 
worden, daß das Anwachsen überhaupt zum 
Stillstand gebracht werden konnte, aber es 
hat sich schon eine Beruhigung, eine Verlang
samung der monatlichen Zuwachsraten auf 
unserem Kreditmarkte ergeben. In den letzten 
Monaten ist das Kreditvolumen wesentlich 
weniger gewachsen, als' es etwa um die Mitte 
des Jahres oder zu Beginn des Jahres noch 
der Fall gewesen ist . 

Hohes Haus! Ich darf abschließend dar
auf hinweisen, daß ich im Ministerrat be
antragt habe, daß Österreich eine lineare 
lOprozentige Zollsenkung durchführt, eine Zoll
senkung, die etwa 1 000 Positionen beinhalten 
und es ermöglichen wird, daß bei der 
Gestaltung des Endpreises wesentliche und 
zahlreiche Verbilligungen von Waren, die wir 
aus dem Auslande beziehen und benötigen, 
erfolgen werden. 

frage. 

Präsident: Wir kommen zp.r Beantwortung 
der Anfrage 149/M der Frau Abgeordneten 
Anna Czerny, betreffend Betrügereien bei Ver
gütung von Kriegs- und Besatzungsschäden : 

Sind Sie in der Lage. dem Nationalrat einen 
eingehenden Bericht über die Betrügereien 
im Zusammenhang mit der Vergütung von 
Besatzungsschäden beziehungsweise Kriegs
sachschäden und über die Gegenmaßnahmen 
der Finanzverwaltung zu erstatten ? 

Pr äsident: Ich bitte den Herrn Finanz
minister um Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus: 
Die durch Bedienstete der Finanzverwaltung 
verursachten Schäden haben den Betrag von 
rund 260.000 S erreicht. Es wurden fünf 
Bedienstete sofort entlassen und dem Gerichte 
übergeben. Im Zuge einer Wiederaufbringung 
der erfolgten Schäden sind bisher fast alle 
Beträge, die durch die öffentlich Bediensteten 
abgezweigt worden sind, wieder hereingebracht 
worden. 

Die Frage, welche Vorsichtsmaßnahmen 
ergriffen werden können, um solche Vorgänge, 
die in einer Riesenverwaltung immer wieder 
pasRieren können, zu verhindern, möchte ich 
dahin gehend beantworten, daß in Hin�Ul"lft 
stärkere Vorsichtsmaßnahmen bei der Uber
weisung der Entschädigungsbeträge mit ver
stärkter Kontrolle erfolgen werden und daß 
auch die Befugnisse der Sachbearbeiter, die 
in von den Parteien vorgelegte Urkunden 
Einsicht nehmen, Aktenvermerke über die 
Art, Form und den Zeitpunkt der Auszahlung 
der Entschädigungsbeträge machen, ebenfalls 
einer stärkeren Kontrolle unterworfen werden. 

Ein weit größerer Schaden ist jedoch 
dadurch erwachsen, daß eine Anzahl von 
drei oder vier Winkelschreibern sich in diese 
Sache eingeschaltet haben. Die Möglichkeit 
einer Verhinderung der Tätigkeit der Winkel
schreiber ist in geringerem Maße gegeben, es 
wird aber, sobald bei Anträgen bemerkt wird, 
daß diese von irgendeiner gelenkten Hand, 
die keine Vollmacht ausweist, kommen, die 
Sicherheitsbehörde auf diese Fälle aufmerksam 
gemacht. 

Abgeordnete Anna Czerny: Danke. Keine 
Zusatzfrage. 

Präsident:  Wir kommen zur Beantwortung 
der nächsten Anfrage 142/M des Herrn Abgeord
neten Soronics, betreffend ein Jugendsparför
derungsgesetz : 

Welche Gründe ' waren entscheidend für 
die Ausarbeitung eines Entwurfe�. betreffe�d 
ein J ugendsparförderungsgesetz, beZIehungSWeIse 
welchen Zielen soll das vorerwähnte Gesetz 
dienen? 
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Präsident: Ich bitte den Herrn Finanzmini
ster um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus: 
Die Gründe dafür, daß das Bundesministerium 
für Finanzen einen Entwurf für ein Jugend
sparförderungsgesetz vorgelegt hat, sind fol
gende: 

Bekanntlich ist die Spartätigkeit etwa seit 
1 960 in Österreich etwas zum Erlahmen ge
kommen. Die Zuwächse, also die Unter
ßchiede zwischen den Einlagen und den Ab
hebungen, bei den Sparinstituten haben gegen
über den Vorjahren eine stark absinkende 
Tendenz. Es hat im Jahre 1960 Monate gege
ben, in denen überhaupt ein Passivsaldo 
zwischen Abhebungen und Einlagen ausge
wiesen werden mußte, und im Jahre 1961 
hat der Zuwachs der Spareinlagen anfangs 
nur eine sehr zähe Entwicklung genommen. 
Ich habe dem Hohen Hause darüber bereits 
in der Budgeteinbegleitungsrede berichtet. 
Erfreulicherweise kann man aber feststellen, 
daß in den letzten Monaten wieder eine rasche 
Zunahme der Spareinlagen erfolgt ist. Wieweit 
sich das über den Oktober hinaus, also in den 
zwei Monaten vor der Weihnachtszeit, noch 
auswirken wird, ist noch unbekannt. Die 
Statistiken hierüber liegen noch nicht vor. 

Es hat sich aber gleichzeitig mit dem Er
lahmen des Sparwillens auch gezeigt, daß der 
Konsumwille, der Konsumdrang einen starken 
Auftrieb erhalten hat, dem begegnet werden 
sollte und mußte. 

Dazu kommt, daß die Sparinstitute selber 
mit Denkschriften und Delegationen im Fi
nanzministerium vorgesprochen und eine Spar
förderung seitens des Bundes sozusagen als 
Ergänzung zu den Aktionen, die die Spar
institute schon selber zur Werbung und 
Popularisierung des Sparens durchführen, ver
langt haben. 

Und letzten Endes ist einer der Gründe 
für ein Jugendsparförderungsgesetz auch noch, 
daß verschiedene Jugendverbände darauf auf
merksam gemacht haben, daß besonders in 
einem bestimmten Lebensalter, etwa zwischen 
20 und 30 Jahren, junge Menschen, wenn sie 
sich einen Hausstand gründen oder wenn sie 
einen selbständigen Beruf ergreifen und An
schaffungen größerer Art zu tätigen haben, 
eine bestimmte Sparhilfe auch vom Staat 
erwarten. 

Es waren also einerseits wirtschaftlich-ma
terielle, andererseits aber auch erzieherisch
ideelle Gründe, die zu diesem Entwurf ge
führt haben. 

Die Ziele dieser Sparförderung bestehen 
darin, daß am Ende einer Sparzeit, die etwa 
mit mindestens fünf Jahren bemessen wird, 
aber dann auch fortgesetzt werden kann, 

dem jugendlichen Sparer aU!3 Bundesmitteln 
eine Sparprämie in der Höhe der angelaufenen 
und schon ausbezahlten Zinsen und Zinses
zinsen zusätzlich bezahlt werden soll. Ich 
möchte betonen, daß das nicht schon im ersten 
Jahr, sondern erst nach Ablauf der Mindest
sparzeit in Frage kommt. 

Ferner hätte sich der Bund im Entwurf 
bereit erklärt, für ein weiteres Darlehen, 
das der Jugendliche etwa in der Höhe der 
angesparten Summe bei einem Sparinstitut 
aufnimmt, eine 60prozentige Bürgschaft zu 
übernehmen. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
hiezu das Wort. 

Abgeordneter Soronics:  Herr Minister! Wann 
ist damit zu rechnen, daß dieses Gesetz dem 
Parlament zur Beratung vorgelegt wird? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Minister 
um Beantwortung. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus: 
Das ist mir nicht bekannt, Herr Abgeordneter, 
weil ich q.ie Vorlage erst im Ministerrat durch
bringen muß. 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 143JM des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hetzenauer, betreffend die kurzfristige Bun
desschuld: 

Wie beurtei1t der Herr Bundesminister 
den im Rechnungsabschluß 1960 zum 31 . De
zember in der Höhe von rund 8 Milliarden 
Schilling ausgewiesenen relativ hohen Stand 
der kurzfristigen Verbindlichkeiten des Blill
des? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Finanz
minister um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus: 
Die Gesamtsumme der sogenannten schweben
den oder der kurzfristigen Bundesschuld be
trägt, wie der Herr Anfragesteller selber in 
der Anfrage zum Ausdruck bringt, rund 
8 Milliarden Schilling. Diese 8 Milliarden 
sind in drei Gruppen von Verpflichtungen 
des Bundes kurzfristiger Art einzuteilen. 

Etwa 2 Milliarden davon sind Schatzscheine, 
die anläßlich der Bezahlung von Besatzungs
kosten noch Ende der vierziger Jahre bege ben 
wurden. Diese Schatzscheine haben die Eigen
schaft der Refinanzierbarkeit durch die Natio
nalbank, sie sind bei ihren Inhabern ein po
puläres und beliebtes Papier und werden auto
matisch und gerne seit Jahren immer wieder 
verlängert. ' 

Eine zweite Gruppe betrifft etwa 1 Yz Milliar
den Schilling, die begeben wurden, um die 
Beträge, welche internationale Organisationen, 
insbesondere der Internationale Währungs
fonds, von Österreich zu fordern haben, 

276 
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Bundesminister Dr. Klaus 

für den Augen"9lick des Abrufes zur Ver
fügung zu halten. Diese Beträge könnten, 
da die Schatzscheine auf Sicht einzulösen sind, 
unter Umständen eine Gefahr bilden, weil even
tuell ein sehr hoher Betrag sofort zur Liqui
dierung kommen müßte. Es s ind jedoch 
mit diesen internationalen Organisationen Ab
sprachen getätigt worden, daß über e ine 
beabsichtigte Abberufung solcher Gelder vor
her das Einvernehmen mit der österreichischen 
Bundesregierung gepflogen wird. Also auch 
diese Gruppe ist nicht irgendwie gefährlich. 

Die letzte Gruppe umfaßt daher 4% Milliar
den Schilling .  Das ist jenes Paket von Bundes
schatzscheinen, die binnen weniger Monate 
oder in einem J ahi oder in drei Jahren fällig 
werden. 

Das Hohe Haus hat durch mich einen Bericht 
erhalten, daß von diesen 4% Milliarden Schil
ling im heurigen Jahr 700 Millionen Schilling 
zur Rücklösung gelangt sind, 1 00 Millionen, 
die im Budget vorgesehen waren, und 600 Mil 
l ionen und noch einige Beträge, die außer
tourlich zur Auszahlung gelangten, um den 
C�ld- und Kredit markt , der durch diese Ent
wicklung schon sehr gelitten hat, wieder 
etwas, wenn ich so sagen darf, aufzutauen. 
Das ist auch sehr wohl tuend und dankbar 
von seiten der Geldinstitute empfunden worden. 

Die restl ichen 3,9 Milliarden Schilling sollen 
so zur Abstattung kommen, daß im Bun
deshaushalt 1962 weitere 300 Millionen aus 
Budgetmitteln zur Rückzahlung gelangen, 
wobei beabsichtigt ist, daß man für einen 
ebenso hohen Betrag eine gewisse Konver
tierung, also eine Umwandlung in eine lang
fristige Verpflichtung des Bundes vornimmt.  
Dieser Vorgang soll e inige Jahre wiederholt 
werden. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß es dann, 
wenn wir wieder ein Volumen von Schatz
scheinen etwa im Ausmaß von 2,5 b is 3 Milliar
den erreichen, keine Schwierigkeiten mehr 
geben wird, diese Beträge in den Händen 
der Kreditinstitute zu belassen , denn wenn 
das Volumen der begebenen Schatzscheine 
nicht so hoch ist ,  ist der Schatzschein immerhin 
ein sehr begehrtes Pa pier. 

Präsident : Wir- kommen zu der Anfrage 
150jM des Herrn Abgeordneten Preußler, 
betreffend die Umfahrungsstraße in Werfen: 

Sind Sie bereit, in allernächster Zeit den 
Bau einer Umfahrungsstraße um den Markt. 
Werfen anzuordnen? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Handels
minister um die Beantwortung dieser Anfrage .  

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock : Die Notwendigkeit einer 
Umfahrung für 'Werfen ist selbstverständlich 

bekannt, und es sind auch Untersuchungen 
angestellt worden, in welcher Form die neue 
Trassenführung erfolgen könnte . Ein Zeit
punkt für die Inangriffnahme der Arbeite n  
kann noch nicht angegeben werden, da noch 
eine ganze Reihe dringlicherer Bauprojekte 
innerhalb der Salzburger Bundesstraßen zu
erst durchzuführen sind. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
hiezu das Wort. 

Abgeordneter Preußler: Herr Bundesmini
ster! Gestatten Sie mir die Frage: Warum 
hat das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau meine Anfrage vom 12 .  Juli 
1960 in dieser Angelegenheit bis heute nicht 
beantwortet � 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundes
m inister um Beantwortung. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock: Herr Präsident! Abgesehen 
davon, daß ich im Augenblick nicht in de r 
Lage bin, die Frage zu - beantworten - ich 
werde aber nachschauen, was mit dieser 
Anfrage gewesen ist -, muß ich feststeHen: 
Ich glaube, daß das nicht in diesem Zusa.m
menhang hieher gehört. 

Aber bitte, Herr Abgeordneter, ich werde 
nachschauen , was mit der Anfrage geschehen 
ist. 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 145jM der Frau Abgeordneten 
Dr.-Dipl. -Ing. Johanna Bayer , bet.reffend ein 
Elektrotec hnikgesetz : . 

Ist der Herr Bundesminister bereit, dem 
Nationalrat den Entwurf eines Elektrotechnik
gesetzes vorzulegen, das die notwendigen Maß
nahmen zur Verhütung von Elektrounfällen 
durch Haushaltsgeräte und der darauEl resul
tierenden Gesundheits- und sonstigen Schäden 
zum Gegenstand hat? 

Präsident :  Ich bitte den Herrn Handels
minister um Beantwortung dieser Frage. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock : Ich habe im Juni 1959 und 
ebenso im Juni 1961 einen entsprechenden 
Gesetzentwurf, de r von allen begutachtenden 
Stellen mit Ausnahme des Verkehrsmini
steriums positiv begutachtet war, dem Minister
rat vorgelegt. Die Weiterleitung an das 
Hohe Haus scheiterte an dem Einspruch 
des Herrn Verkehrsministers, der die Auf
fassung vertritt, daß ein solches Gesetz dem 
Haus nur im Zusammenhang mit einem 
Elektrizitätswirtschaftsgesetz zugeleitet wer
den könnte. 

Präsident : Die Frau Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stel1en . Ich erteile ihr 
dazu das Wort. 
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Abgeordnete Dr.-Ing. Johanna Bayer: Herr I österreichische Industrie den Wunsch ge
Bundesminister! Sehen Sie, wenn eine weitere I äußert hat, nach Möglichkeit auch für die 
Verzögerung dieses Gesetzes eintrifft, eine weitere 10prozentige Akzeleration im EFTA
Möglichkeit, wenigstens zunächst die so akute Bereich eine kleine· Atempause zu haben. 
Frage der Vereinheitlichung der Prüfzeichen Diese uns nun eingeräumte Decalage bis 
für Elektrogeräte durch Verordnung zu regeln? September 1962 bedeutet aber nicht unbedingt, 

Präsident. Ich bitte den Herrn Minister daß wir diesen Termin zur Gänze ausnützen . 
wollen. Ich könnte mir - vorbehaltlich der um Beantwortung dieser Zusatzfrage. 
Erfahrungen, die wir in den nächsten Monaten 

Bundesminister für Handel und Wiederauf- auf diesem Gebiet machen - etwa auch 
bau Dr. Bo ck: Die geltende gesetzliche vorstellen, daß wir diese 10prozentige Ak
Grundlage dürfte zu einer verfassungsrechtlich zelerationssenkung vielleicht schon am 1. Juli 
haltbaren Verordnung wahrscheinlich nicht 1962 durchführen. 
ausreichen. 'ViI' sind aber mit Rücksicht auf 
das Hemmnis im Ministerrat dabei, zu unter
suchen, welche Auswege wenigstens für die 
Zwischenzeit gefunden werden können, weil 
wir sehr besorgt sind, daß durch das Ausbleiben 
eines solchen Gesetzes besondere Gefahren
momente bei Handhabung dieser Instrumente. 
in den Betrieben und so weiter leider nicht 
ausgeschaltet werden können. (Abg. Doktor 
H urdes :  Ein merkwürdiges J1lnlctirn I) 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 15ljM des Herrn Abgeordneten 
Czernetz, betreffend EFTA-Konferenz und 
Zol1senkung: 

Warum sind die Vertreter Österreichs bei 
der kürzlich abgehaltenen Konferenz der EFT A 
gegen die Teilnahme Österreichs an der näch
sten lOprozentigen Zollsenkung am 1. März 
aufgetreten und haben erklärt, daß Öster
reich die Zollsenktmg erst zn einem späteren 
Zeitpunkt vornehmen wird? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Handels
minister um Beant�rortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Handel und 'Wiederauf
bau Dr. Bock: Bei der Frage der Akzeleration 
im Bereich der EFTA ist es der österreichische 
Standpunkt gewesen, dieser Akzeleration dann 
im vollen Umfange zuzustimmen, �wenn auch 
alle anderen EFTA-Mitgliedstaaten das gleiche 
tun. 

Nun haben bei den Verhandlungen über die 
Akzeleration vor 14 Tagen bei der Minister
ratssitzung der EFTA in Genf Norwegen und 
Dänemark weitgehende Sonder- und Aus .. 
nahmewünsche angemeldet. Ich habe daher 
in diesem Zusammenhange um die bekannte 
Decalage von 6 Monaten für die Akzelerations
zollsenkung für Österreich gebeten, was auch 
bewilligt worden ist. 

Der Grund hiefür liegt ferner darin, daß 
wir - der Herr :H'inanzminister hat das heute 
in einem anderen Zusammenhang schon er
wähnt - am 1. Jänner sowieso eine generelle 
Zollsenkung von 10 Prozent vornehmen, außer
dem die GATT-Liberalisierung von 50 auf 70, 
a.lso um 40 Prozent erweitern und die OECD
Liberalisierung von 90 auf 93 Prozent hinauf
ziehen. Es ist daher berechtigt, wenn die 

Präsident : Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile 
ihm dazu das ·Wort. 

Abgeordneter Czernetz : Herr Bundesmini
ster! Glauben Sie nicht, -daß gera.de Österreich 
in der gegenwärtigen Situa.tion das aller
größte Interesse hätte, Bemühungen um 
die Einhaltung der Solidarität aller EFTA
Länder zu unterstützen, daß wir das aller
größte Interesse hätten, ins besondere auch 
mit der Schweiz gemeinsam vorzugehen, und 
daß diese Decalage, diese Verzögerung der 
Zollsenkung durch Österreich, unsere Ver
handlungsposition nicht gerade verbessern 
wird? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Minister 
um die Beantwortung dieser Zusatzfrage. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock: Herr Abgeordneter! Das ein
heitliche Vorgehen heißt, wie der Ausdruck 
schon klarlegt, daß es eben auf eine Meinungs
abstimmung a l l e r  Teile ankommt, und wenn 
Österreich sich einmal erlaubt, eine eigene 
Meinung in einer speziellen Frage besonders 
vorzutragen, dann muß eben auch auf die öster
reichischen Belange Rücksicht genommen 
werden. 

"ras die Einheitlichkeit der Vorgangs weise 
mit der Schweiz betrifft, so sehe ich überhaupt 
keine Schwierigkeit darin, denn die Basis 
des Zollabbaues für die Schweiz und für 
Österreich ist ja grundverschieden. Die Schweiz 
ist ein NiedrigzoIl-Land, und wir sind ein 
Land mit relativ hohen Zöllen. Der Vorteil 
der ZolJsenkung wächst ja in erster Linie 
den Niedrigzoll-Ländern zu, und daher ist 
es für die Niedrigzoll-Länder sehr leicht, 
beschleunigte Zollsenkungen zu verlangen. Sie 
sind ja praktisch diejenigen, die davon profi
tiereIl. Ich teile nicht die Auffassung, daß 
wir mit einer solchen Ausnahmeregelung - ich 
wiederhole: sie ist ja nicht Österreich allein 
eingeräumt worden, sondern sie ist im gleichen 
Ausmaße und im gleichen Bereiche Norwegen 
eingeräumt worden, und sie ist in vielen 
anderen Positionen, die materiell sehr weit-
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Bundesminister Dr. Bock 

gehend sind, auch Dänemark eingeräumt 
worden - die Einheitlichkeit des Vorgehens 
der EFTA nach außenhin schwächen, noch 
dazu, wo spätestens im September 1962 
sowieso die Zollsätze wieder gleichgezogen 
sind. 

Präsident : Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 152/M des Herrn Abgeordneten 
Preußler, betreffend die Bundesstraßen im 
Salz kammergut : 

Sind Sie bereit, die anläßlich der Einstelhmg 
der Salzkammergutlokalbahn versprochene Neu
erstell�g der Bundesstraßen im Salzkammer
gut in Bälde durchführen zu lassen? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Handels-
minister um die Beantwortung dieser An
frage. 

Bundesminister für Han0�1 und Wiederauf
bau Dr. Bock: Herr Präsident! Die Anfrage 
lautet, ob der Handelsminister bereit ist, die 
anläßlich der Einstellung der Salzkammergut
lokalbahn versprochene Neuerstellung der Bun
desstraßan im Sa.lzkammergut in Bälde durch
führ·en zu lassen. 

Ich muß feststellen, Herr Abgeordneter, 
daß ich die Anfrage nicht recht verstehe, 
denn seit der Einstellung der Salzkammergut
lokalbahn sind nicht weniger als 200 MilliOnen 
Schilling in diesem Straßenbereich verbaut 
worden. Das ist die höchste Bauquote im 
Bundesstraßenbereich von ganz Österreich. 
Auch für das kommende Jahr 1962 ist wieder 
ein Betrag von 20 Millionen Schilling für die 
Fortsetzung dieser Baulose vorgesehen. Es 
ist allgemein bekannt, daß diese Gegend 
des Salzkammergutes überhaupt als die größte 
Straßenbaustelle in Österreich angesprochen 
werden kann. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort. 

Abgeordneter Preußler : Um meine Anfrage 
dem Wunsche des Herrn Ministers gemäß 
näher zu präzisieren : Ich meine damit die 
versprochene Straße Salzburg-St. Gilgen, im 
weiteren Verlauf dann St. Gilgen-Strobl
lschl. Diese Straße ist anläßlich der Ein
stellung der Lokalbahn versprochen worden 
und ist heute am wenigsten ausgebaut. 

Präsident: Ich bitte den Herrn Minister 
um die Beantwortung dieser Zusatzfrage . 

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock : Das stimmt, Herr Abgeordneter, 
weil zunächst die Mondsee-Bundesstraße, die 
Attersee-Bundesstraße und die W olfgangsee
Bundesstraße mit einer ganzen Reihe von 
Baulosen an der Reihe waren. Und nun 
kommt für das Jahr 1962 das Baulos Pöl-

lach-Einsiedl mit dem vorhin erwähnten 
Betrag von 20 Millionen Schilling in Frage. 
Die Baulose werden selbstverständlich weiter
geführt werden, und wir sind - das zeigt die 
schon bisher aufgewendete Summe - be
müht, im Rahmen der finanziellen Möglich
keiten gerade dort die Straßenverhältnisse 
zu sanieren. Aber ich glaube, daß auch das 
bisher Geleistete schon einen recht guten 
Eindruck macht. 

Präsident:  Der Herr Abgeordnete wünscht 
noch eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile 
ihm dazu das Wort,. 

Abgeordneter Preußler : Ich möchte den 
Herrn Bundesminister fragen, ob ihm bekannt, 
ist, daß in dieser Richtung auch der Verkehrs
verein des Salzkammergutes unter dem Vorsitz 
des Bürgermeisters der Gemeinde Ischl und 
im Beisein des Landtagspräsidenten von Ober
österreich und des Bürgermeisters von St. Wolf
gang dieselbe Forderung neuerlich schärfstens 
erhoben hat, daß diese Straße - das war das 
Versprechen bei der Einstellung der Lokal
bahn - endlich bis Ischl ausgebaut wird. 

Präsident: Ich bitte den Herrn Minister um 
die Beantwortung. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf
bau Dr. Bock : Ich kenne keinen Verkehrs
verein in Österreich, der nicht unter Bei
ziehung aller in Frage kommenden Mandatare 
schärfsten Protest wegen noch nicht durch
geführter Straßenbauten erhoben und schärfste 
Forderung für die Durchführung der zu er 
ledigenden Straßenbauten gestellt hätte. (Hei
terkeit.) 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 154/M des Herrn Abgeordneten 
Dr. Winter, betreffend Berichte über den Stand 
der Ratifizierung der Konventionen des 
Europarates : 

Sind Sie bereit, den österreichischen Ver
treter im Ministerkomitee des Europarates 
anzuweisen, er möge für die Abänderung des 
Beschlusses des Ministerkomitees eintreten, 
womit zwar dem Vorschlag der Beratenden 
Versammlung entsprochen wurde, von allen 
Mitgliedstaaten jährlich Berichte über den 
Stand der Ratifiziertmg der Konventionen 
des Europarates zu verlangen, jedoch ab
gelehnt wurde, diese Information der Be
ratenden Versatnmlung weiterzugeben? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Minister um 
die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kreisky: Hohes Haus ! Die Konsul
tativversammlung des Europarates hat wäh
rend der diesj ährigen Herbsttagung eine Emp
fehlung beschlossen, nach der die Berichte der 
Mitgliedstaaten an das Ministerkomitee, be
treffend den Stand der Ratifizierungen der 
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Bundesminister Dr. Kreisky 

Europarat-Abkommen, auch der Konsultativ
versammlung zuganglich gemacht werden sol
len. Die österreichische Bundesregierung ist 
der Meinung, daß ein solches Begehren die 
verfassungsrechtlich verankerte Gewaltentren
nung nicht berührt, und der österreichische 
Delegierte im Ministerkomitee wird daher ange
wiesen werden, im Sinne dieser Empfehlung 
im Ministerrat vorzugehen. 

Präsident : Der Herr Abgeordnete Dr. Winter 
wünscht eine Zusatzfrage zu stellen. Ich 
erteIle ihm dazu das Wort. 

Abgeordneter Dr. Winter : Ist der Herr 
Minister in der Lage, dem Hause mitzuteilen, 
welche Gründe das Ministerkomitee veranlaßt 
haben, die Weitergabe der Berichte an die 
Beratende Ve rsammlung zu verwehren 1 

Präsident : Ich bitte den Herrn Minister um 
die Beantwortung der Zusatzfrage. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kreisky: Ich muß zu meinem Be
dauern erklären, daß mir die Gründe für 
dieses Verhalten nicht bekannt sind. Ich 
kann nur annehmen, daß es - da der Minister
rat nur einstimmige Bes chlüsse fassen kann -
eine oder mehrere Regierungen geben muß, 
denen eine solche Berichterstattung unan
genehm sein könnte. (Heiterkeit.) 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 155jM des Herrn Abgeordneten 
.Lackner, betreffend Entschädigung für Ver
luste in der Tschechoslowakei : 

Was kann Österreich angesichts der Tat
sache, daß Volksdeutsche (Neuösterreicher) 
muunehr auf Grund des deutsch-österreichischen 
Finanz- "md Ausgleichsvertrages Entschädi
gLmgen erhalten werden, für jene Staats
bürger unternehmen, die immer Österreicher 
waren und in der ÖSSR Vermögen und Existenz 
verloren haben ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Auß'ln
minister um die Beantwortung dieser An
frage . 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kreisky : Hohes Haus ! Bei den 
Finanzverhandlungim mit der Bundesrepublik 
ist auch ein beträchtlicher Betrag als Ent
schädigung für jene in Österreich lebenden, 
heutigen österreichischen Staatsbürgarn ver
einbart worden, die ihr Vermögen in einem 
der Staaten im Donauraum verloren haben. 
Es wird immer wieder die Frage gestellt, ob 
diese Entschädigung nur den sogenannten 
Volksdeutschen z ugute kommen wird oder 
auch den Österreichern, die ja zu Zehntausen
den aus diesen Staaten nach Österreich ge
flüchtet sind oder nach Österreich vertrieben 
wurden. Es handelt sich um zehntausende so
genannte Altösterreicher . Es ist selbstverständ-

lieh, daß bei der zukünftigen gesetzlichen 
Regelung österreichischen Staatsbürgern ge
nauso der Status der Vertriebenen gewährt 
werden wird und daß es keine österreichische 
Gesetzgebung auf diesem Gebiete geben kann, 
die die Altösterreicher unberücksichtigt läßt .  

Abgeordneter Lackner: Ich danke. 

Präsident : Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 12 ljM des Herrn Abgeordneten 
Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß, betreffend Be
dienstete der Zugförderung : 

Welche Maßnahmen werden getroffen, um 
d ie d urch die fortschreitende Elektrifizierung 
freigewordenen Bediensteten der Zugförde
rung einer anderweitigen Beschäftigung zuzu
führen ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Verkehrs
minister um die Beantwortung dieser An
frage. 

Bundesminister für Verkehr und Ebktrizi
tätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner : Herr 
Abgeordneter !  Vorweg darf festg 'lhalten wer
den, daß die bisher durch die Elektrifizierung 
freigewordenen Bediensteten des Zugförde
rungsdienstes ohne besondere Schwierigkeiten 
teilweise einer anderen Beschäftigung im 
eigenen Dienstzweig und teilweise einer solchen 
in artverwandten Diensten zugeführt werden 
konnten. 

Die von der zuletzt abgeschlossenen Elek
trifizierung des Streckenabschnittes St. Veit 
an der Glan-Knittelfeld betroffene R�
dienstetengruppe ist verhältnismäßig klein. 
Es handelt sich im einzelnen um 10 Lokheizer 
der Zugförderungshitung Villach und 27 Lok
heizer der Zugförderungsstelle St. Veit an 
der Glan. Mit dem Verfügba.rwerden dbser 
insgesamt 37 B3diensteten ist jedoch w3g3n 
des g3ting�n Standes an Elektrolokomotiven 
und der dadurch bedingten Dampf traktion 
zunächst nur zög:rnd zu rechn�n. Es ist aber 
Vorsorg0 g3t.roffen, daß diese B3diensteten 
unter weitestg1h�nd �r Rücksichtnahm3 auf 
die familiären Verhältnisse ein �r nach der 
Besoldungsordnung möglichst gleich bewerte
ten B3schäftigung zllg'lführt werden. Vor
nehmlich sind hier vorgeseh�n Di"lnstposten 
von Oberheizern und Schupp:maufsehern im 
Zugförderungsdip.nst, von ang3lernten Fach
arbeitern im Werkstättendienst, von Ver
schiebern und Schaffnern im Bahnhofsdienst 
und, soweit Bedienstete im Besitz eines 
Führerscheines sind, von Kraftwagenlenkern 
beim KrMtwagendienst. DOll' Bedarf ist in 
diesen Dienstsparten weg"ln des natürlichen 
Abfalles durch Ruhestandsversetzung, Aus
scheidung, Tod derart, daß die stellenplan
mäßige Unterbringung, begünstigt durch das 
nur langsame Verfügbal'werden dieser Be
diensteten, keinerlei Schwierigkeiten macht . 
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Präsident : Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort. 

Abgeordneter Dr. Dipl . -Ing.  Ludwig Weiß : 
Darf ich den Herrn Bundesminister fragen, 
ob bei ('iner allfälligen Versetzung dieses 
Personals in andere Dienstorte dafür Vor
sorge getroffen wird, daß die Bediensteten dort 
Wohnungen bekommen, die für sie finanziell 
tragbar sind ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Minister 
um die Beantwortung dieser Zusatzfrage. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft Dipl . - Ing. Waldbrunner : N atür
lieh bemühen wir uns in dieser Richtung, 
selbstverständlich soweit Wohnungen ver
fügbar gemacht werden können. Ich glaube , 
Herr Abgeordneter, Sie wissen, daß die 
Bundesbahndirektion durch Beiträge aus dem 
Budget und durch Inanspruchnahme der 
Wohnbauförderullg sehr umfangreiche Wohn
bauten in den wichtigen Knotenpunkten durch 
führt, sodaß heute bei Dienstversetzungen die 
Bediensteten auch wohnullgsmäßig besser als 
in vergangenen Jahren untergebracht werden 
können .  

Präsident : Wir kommen z ur Beantwortung 
der Anfrage 146JM des Herrn Abgeordneten 
Mitterer, betreffend Druckschrift der Post- und 
Telegraphenverwaltung : 

Ist der Herr Bundesminister bereit, mit
zuteilen, welche Kosten für die Herstellung 
der kürzlich an alle Abgeordneten verteilten, 
sehr schön ausgestatteten Druckschrift, be
treffend die Post- 1-md Telegraphenverwaltung, 
aufgewendet werden mußten ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Verkehrs
minister um die Beantwortung dieser Anfrage. 

Bundesminister für Verkehr und Elek
trizitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner : Die 
Gesamtkosten der Broschüre der österreichi
schen Post- und Telegraphenverwaltung, die 
unter anderem auch an alle Abgeordneten 
des Hohen Hauses verteilt wurde, betragen bei 
einer Auflage von 5000 Stück 281.333 S. 

Präsident : Der Herr Abgeordnete wünsc:ht 
eine Zusatzfrage zu stelJen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort . 

Abgeordneter Mitterer: Herr lVIinister ! Ich 
möchte hitte noch fragen, welchen Zweck 
es hat, daß man für einen Monopolbetrieb 
nicht nur hier im Hause, sondern auch ander
wärts wirbt, da doch ohnedies keine andere 

Präsident : Wir kommen zur Beant wortung Möglichkeit für einschlägige Dienstleistungen 
der Anfrage 153jM der Frau Abgeordneten besteht, beziehungsweise da außerdem das , 
Anna Czerny, betreffend Vorheizanlage im was in dieser Broschüre enthalten ist, ja, 
Südbahnhof : gar nicht Leistungen betrifft, in bezug auf 

Wann wird die Vorheizanlage im Südbahn- welche flie Post- und Telegmphenverwaltung 
hof imstande sein, alle abfahrenden Züge in Konkurrenz zu einem anderen Wirtschafts
so vorzuheizen, daß sie mindestens 10 Minuten zweig steh t.  
vor Abfahrt erwärmt sind ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Verkehrs -
Präsident : Ich bitte den Herrn Verkehrs- }.111·111·ster tln1 l '  B t t d' Z t 

minister nm die Beantwortung dieser Anfrage. frage. 
- e Ie ea,n ,wor ung leser usa z-

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi- Bundesminister für Verkehr und Elektri-
tätswirtschaft Dipl. -Ing. Waldbrunner : Fra.n z.itätswirtschaft Dipl . -Ing. Waldbrunner : "Vie 
Abgeordnete! Die elektrische Vorheizanlage mir berichtet wird ist es doch eine sehr ff, kt�m Südbah�hof is� in Orc��ung und ,,:ar volle Werbung, d�nn diese Broschüre :':rcle 
Immer betl'leb�berelt. E

.
s konnte nur sem; über das ganze Bundesgebiet verteilt, vor 

daß durch em persönlIches Versa,gen beI allem an Stellen der Wirtschaft und an die 
einem Zug zu spät eingeschaltet wurde . Presse. Diese Druckschrift hatte die Auf-

Die Vorheizanlage für die dampf beheizten I klärung über die Leistungen und die Mög
Züge auf den Ostbahn-Bahnsteigen des Süd- lichkeiten der Post- und Telegraphenverwal
bahnhofes ist fahrbar. Auch diese war immer tung zum Zweck und in diesem Sinne wohl 
betriebsbereit. In der Übergangszeit werden auch die Werbung um Mehrbeschäftigung 
diese Züge aber aus wirtschaftlichen Gründen für dieses Unternehmen, das doch letzten 
durch die Zuglokomotiven vOl'geheizt. Es Endes mit einer ganzen Reihe von Wirtschafts
ist möglich, daß an einzelnen Tagen die Bei- betrieben in Konkurrenz steht, vor allem was 
stellung dieser Zuglokomotiven zu spät er- den Transport von Personen und auch von 
folgte, wodurch die Züge nicht ent.'3prechend Paketen, also von Waren, betrifft. 
vorgewärmt waren. Die Bundesbahndirektion 
Wien beziehungsweise die zuständige Zug
förderungsleitung Wien Ost wu.rde neuerlich 
zur sorgfältigen VOl'heizung der Züge auf dem 
Südbahnhof angewiesen. 

Abgeordnete Anna Czerny : Ich danke. 

Präsident: Wir kommen zur Beantwortung 
der Anfrage 122JM des Herrn Abgeordneten 
Franz Mayr, betreffend die Artilleriekaserne in 
Steyr : 

Ist der Herr Bundesminister bereit, mit
zuteilen , ob es in absehbarer Zeit möglich sein 
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wird, eine Abteilung des Bundesheeres in die ! 
leerstehenden Räume der ehemaligen Artillerie- I' kaserne in Steyr zu verlegen ? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Verteidi
gungsminister um die Beantwortung dieser 
Anfrage. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : Hohes Haus ! Es 
besteht schon seit längerem die Absicht, 
eine Artillerie-Einheit in die bestehende Kaserne 
nach Steyr zu verlegen. Dieoo Kasernen
anlage steht uns gegenwärtig nur zum Teil 
7,ur Verfügung. Sie ist z n  einem bestimmten 
Teil noch durch Mietparteien in Anspruch 
genommen, zum anderen befindet sich eine 
Gewerbeschule dort. Es wird aber für die 
Gewerbeschule ein Schulgebäude errichtet, 
und es ist damit zu rechnen, daß bis Ende 
des nächsten Jahres die Gewerbeschule aus 
dem Kasernengebäude herauskommt. Nach 
vorliegenden Zusagen ist auch damit zu rech
m�n, daß eine entsprechende Verlegung der 
Mietpart ei en wird stattfinden können, sodaß 
uns bis Ende des nächsten Jahres die Kasernen
anlage zur Gämr.e zur Verfügung stehen 
dürft,e. � Ich habe jedenfalls Auftrag gegeben, 
daß mit den Instandsetzungsarbeiten sogleich 
begonnen wird, und wir rechnen damit, daß 
im Verlauf des kommenden Jahres vorläufig 
und zunächst eine Artillerie-Einheit VOll Siezen
heim nach Steyr wird verlegt werden können. 

Abgeordneter Franz Mayr : Ich danke. 
Präsident : Somit ist die Fragestunde he

endet. 
Die schriftliche B e a n t w o r t u n g  de, All 

frage 239jJ der Abgeordneten Dr. Kamlutsch 
und Genossen, betreffend Erlassung einer 
Verordnung zwecks Errichtung einer Ver
st,eigernngshal1e beim Kreisgericht 1..eoben, 
�wnrde den Allfrageste llern ü b e  r m i t  t e l t . 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab
geordneten Machunze, um die Verlesung des 
E i n l a u fe s. 

Schriftführer Machunze : Von der Bunrlei:>
regierung �ind folgende V o r l a g e n  einge
langt : 

Bundesgesetz, mit dem das Kollektivver
t,ragsgesetz neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird (505 der Beilagen) ; 

Es werden z u g e w i e s e n .' 
505 dem Aus8chuß für soziale Verwaltung; 
506 dem J ustizau8schuß; 
509 und 510 dem Finanz- und Budgetaus8ch1tß. 

Bericht des Finanz- und Budgetau sschusses 
über die Regierungsvorlage (473 der Beilagen) : 
Bundesfinanzgesetz für da s Jahr 1962 (499 der 

Beilagen) 

Spezialdebatte 

Gruppe IX 

Kapitel 20 : Handel, Gewerbe, Indu strie 

Kapitel 21 : Bauten 

Kapitel 22 : Bauten für die Landesverteidigung 

Präsident : "Vir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein . Gegenstand ist die Speziaide batte über 
die Gruppe IX. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge
ordnete Kulh�nek. Ich enmchc ihn um gehlen 
Bericht. 

Sp3zialberichten�tatter Kulhanek :  Hohes 
Haus ! Ich erstatte den Bericht zur Gruppe IX 
dl:'s Bunclesvor-anschlages für das Jahr 1962. 

Der Finanz- und Budgetaus schuß hat in 
seiner Sitzung vom 13. November 1961 die 
Gruppe IX des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1962 vorberaten. In dieser Gruppe sind 
die Kapitel 20, 21 und 22 zusammengefaßt .  

Die Ausgabenansätze sehen i n  der ordent
lichen Gebarullg bei den drei Kapiteln zu
sammen 3.21 7, 756.000 S vor, in der a,ußer
ordentlichen Gebarung 3.637,756.000 S, sodaß 
im Jahre 1962 insgesamt gegenüber 1H61 
461,831.000 S mehr zur Verfügung stehen 
werden. 

Das Bundesmillisterium für Ha.ndel und 
Wiederaufbau ist an der Gesamtsumme des 
Voranschlages des Bundes im Jahre 1962 
(Kapitel l bis 30, ordentliche und außer
ordentliche Gebarung) wieder mit 6,7 Prozent 
beteiligt. Die entsprechenden Vergleichs
ziffern in den Vorjahren betrugen : 1961 6,7 Pro
zent, 1960 6,6 Prozent, 1959 6,7 Prozent. 

Die Anteile an dem Verwaltungs aufwand 
(persönliche und sachliche Ausgaben) sowie 
an den Aufwandskrediten sind nahezu unver
ändert geblieben. Bundesgesetz über das Dienstverhältnis der 

Richter und Richteramtsanwärkn' (R,ichter
clienstgesetz - RDG.) (506 der B8ilagen) ; Hingegen hat die geringere Dotierung des 

Bundesbeitrages zum Wohnhaus-Wieder auf
Bundesgesetz, mit dem das Gehaltf'gesatz baufonds zu einer Senkung des Anteiles an 

1956 neup,rlich abgeändc.rt wird (6. Gehalts- den Förderungskrediten geführt. Die übrigen 
geset.z-Novelle) (509 o�r Beilagen) ,  l ind Förderungsausgaben, die vorwiegend der Wirt-

Bundesgesetz, mit dem das Gehalt.süb2l'- i schaft dienen, sind gegenüber dem Vorjahr 
leitungsgesetz neuerlich abgeändert �wird (Ge- I in nahez:?- unverän�erter Höhe veranschl�gt. 
h a,�tsüherleitnngsgeRf't7. -NovelJe H l61 ) (51 0 der I I?er �ohel'e AnteIl an

. 
den Anlagek��dlten 

BeIlagen) .  cl-gIbt flwh da,rauR, da ß ihe Am\gaben fur den 
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Kulhanek 

Schulbau wiederum im Finanzgesetz ausge
wiesen werden ; ferner sind für den Straßen
bau einschließlich der Autobahn etwas höhere 
Kredite als im Vorjahr vorgesehen. 

Die für Kapitel 20 : Handel, Gewerbe , 
Industrie, veranschlagten Ausgaben betragen 
346,049.000 S. Die Einnahmen sind mit 
318,523.000 S veranschlagt ; sie sind gegen 
über 1 961 um 1 6,614.000 S höher geschätzt. 

Höhere Einnahmen ergeben sich insbeson
dere bei der Bundesversuchs- und Forschungs
anstalt Arsenal (rund 3 Millionen Schilling) 
aus Ersätzen für Aufwendungen für die 
Internationale Eisenbahnversuchsanlage und 
gesteigerte Versuchstätigkeit , beim Österreichi
schen Patentamt (rund 2,5 Millionen Schilling) 
und beim Eichwesen (rund 6 Millionen Schilling).  
Ferner fallen höhere Einnahmen beim Preis
ausgleich in der Mineralölwirtschaft an (rund 
5 Millionen Schilling), die allerdings zweck
gebunden sind und denen Mehrausgaben in 
gleicher Höhe gegenüberstehen . 

Die Gesamtzahl der Bediensteten (365 1 )  
ist u m  5 1  geringer als i m  Vorjahre, i n  dem 
der Berechnung des Personalaufwandes 
3702 Dienstposten unterstellt ,wurden . Wenn 
trotz die3er Personalverminderung höhere Aus
gaben anfallen, so ist dieser Umstand in 
erster Linie auf die ab 1 .  Jänner 1 962 wirksame 
Erhöhung der Bezüge der Bundesbediensteten 
zurückzuführen. Ferner sind wegen der all-

. i ährlichen V orrückungen und ver besserten 
Anrechnung von Vordienstzeiten höhere Zah
lungen zu leisten. 

Der sachliche Verwaltungsaufwand erfuhr 
eine Steigerung um 1842 Millionen Schilling, 
der zur Abdeckung erhöhter Verwaltungs
kosten bei fast aUen Dienststellen dient, die 
insb'esondere durch die Erhöhung der Sätze 
der Reisegebührenverordnung hervorgerufen 
werden . 

Die Anlagekredite, denen allerdings bei 
diesem Kapitel keine besondere Bedeutung 
zukommt, erfuhren eine verhältnismäßig starke 
Senkung, da der Ausbau der internationalen 
Eisenbahnanlage im Rahmen der Bundes
versuchs- und Forschungsanstalt Arsenal be
endet ist, anderseits- im Sinne der Einsparungs
maßnahmen allgemein das Bestreben bestand, 
Anschaffungen zurückzustellen. 

Die geringfügige Änderung, die die Förde
rungskreClite erfuhren, ist im wesentlichen 
auf eine Verschiebung zugunsten der Aufwands
kredite zurückzuführen , ins besondere bei der 
Exportförderung und beim Fremdenverkehr. 
Dies hat aber nur verrechnungstechnische 
Bedeutung. Die Ansätze für Exportförderung 
steigen von 0,1 auf 1 ,8 Millionen, die für 
Exportwerbemaßnahmell bestimmt sind ; der 
Posten Ausstellungswesen sinkt, bedingt durch 

die allgemeinen Sparmaßnahmen, von 2 auf 
1,8 :MiIlionen Schilling. Die Wirtschaftsför
derung ist mit 36 Millionen Schilling um 
6 Millionen Schilling höher präliminiert ; . das 
ist auf die höhere Dotierung der Förderungs
kredite und die Fortsetzung der seit 1952 
durchgeführten Kreditaktionen (Kleingewerbe
kreditaktion und Kredite der Bürgschaftsfonds 
Ges. m. b. H.)  für gewerbliche Betriebe 
zurückzuführen. Es werden insbesondere sol
che Betriebe berücksichtigt, für die eine 
Kredit beschaffung im Wege der Banken nicht 
möglich, trotzdem aber aus wirtschaftspoliti
schen Gründen erwünscht ist. Gerade diese 
kleingewerblichen Betriebe sind aber in volks
wirtschaftlicher Hinsicht von Bedeutung und 
bedürfen der Hilfe . 

Die bei Kapitel 21 : Bauten, präliminierten 
Ausgabenansätze betragen 3. 158,247.000 S .  
Die Einnahmen sind mit 88,082.000 S ver
anschlagt. Sie sind gegenüber 1 961 mit 
5,375.000 S höher angenommen. 

Die Steigerung des Verwaltungsaufwandes 
um rund 2 Millionen Schilling ist wieder 
allgemein bedingt durch höhere Verwaltungs
kosten, vor allem durch die Erhöhung der 
Reisege bühren . 

Schließlich ist noch festzuhalten, daß der 
Text der Erläuterungen zu Kapitel 2 1 ,  
Titel 5 a, Seite 219, rechte Spalte, a b  Zeile 1 5  
(Gegenüberstellung der Einnahmen und Aus
gaben des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds) Ull
deutlich ge faßt ist. Nach den Worten : "Dem 
Fonds werden im Jahre 1 962 vermutlich 
zufließen" folgt die Abrechnung der Ein
nahmen und Ausgaben in der gleichen Höhe 
von 1 290 Millionen und damit die Aufklärung 
über die vermutliche Feststellung in den 
ersten Erläuterungen des Textes. 

Die bei Kapitel 22 : Bauten für die Landes
verteidigung, präliminierten Ausgabenansätze 
betragen 133,460.000 S. Gegenüber 1 961 
ergibt sich eine bessere Dotierung um 
103,460.000 S .  

In den Vorjahren mußten, d a  die Ansätze 
bei diesem Kapitel bei weitem nicht ausreichten, 
die für die Bauten der Landesverteidigung 
nötigen Mittel durch Einsparungen bei Ka
pitel 23 beschafft werden. Wenn auch die 
j etzige Dotierung noch keineswegs den ge
gebenen Notwendigkeiten entspricht, so wird 
doch durch ihre Höhe der Wunsch dargetan, 
einen Weg zu beschreiten, der den so oft 
geäußerten Anregungen des Parlaments und 
des Rechnungshofes besser entspricht . 

An der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Berichterstatters anschloß, beteiligten sich 
die Abgeordneten Dr. Kos, Kostroun, Mitterer, 
Haberl, Grubhofer, HOlT, Josef Walhler (Am
stetten), Moser, Wührer, Roithner, Ehgartner, 
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Rom, Dipl.-Ing. Pius Fink, Hoffmann, Franz 
Mayr und Chaloupek, Bundesminister für Han
del und Wiederaufbau Dr , Bock bea,ntwortete 
ausführlich die in der Debatte an ihn gestellten 
Fragen , 

Bei der Abstimmung am 20, November 1961 
wurden die finanz gesetzlichen Ansätze der 
Gruppe IX gemäß der Regierungsvorlage 
(47:3 der Beilagen) angenommel1 . 

Der Finanz- und 
somit den A n t r ag,  
beschließen : 

Budgetausschuß stellt 
der . Nationalrat 1,'mlle 

Dem Kapitel 20 : Handel, Gewerbe , In
dustrie, dem Kapitel 2 1 : Bauten, und dem 
Kapitel 22 : Bauten für die Landesverteidigung, 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1 962 
in der Fassung der Regierungsvorlage (473 der 
Beilagen )  wird die verfassungsmäßige Zu
stimmung erteilt. 

Ich bitte , darüber die Spezia.ldebatte zu 
eröffnen. 

Prä sident : 'Vif gelangen nunmehr zur De
batte. Zum Wort gemeldet ist als Kontra
red.t1er der Herr Abgeordnete Dr . Kos. Ich 
erteile ihm das Wort , 

Abgeordneter Dr. Kos: Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Es gehört mit zu den 
Aufgaben der Opposition, bei allen Kapiteln 
dieses Voranschlages in die sachliche Kritik 
die unerledigten Fragen und Probleme ein
zubauen, die andere Redner aus den verschie
densten Gründen nicht behandeln oder nicht 
behandeln wollen, Eine der Fragen, die bis zu 
ihrer Lösung ständig in unserem Forderungs
programm aufscheinen wird, ist zum Beispiel 
die Reform der Gewerbeordnung. 

zuwenig, Herr Minister, wir wollen mehr 
wissen �· 

Wie setzt sich beispielsweise diese 
Kommission, die so "fleißig" tätig ist, zu
sammen? Welche Teilgebiete sollen reformiert 
werden ? Welcher Arbeitsplan besteht? Werden 
die verschiedenen Kammern, die zuständig 
sind, an diesen Arbeiten beteiligt � Und warum 
spielen sich alle diese Arbeiten praktisch noch 
immer unter Ausschluß der Öffentlichkeit und 
der daran Interessierten ab ? Es wäre genügend 
Gelegenheit gewesen, zur Reform der Gewerbe
ordnung in aller Öffentlichkeit und recht 
ausführlich Stellung zn nehmen, denn daß, 
wie wir gehört haben, etwas geschieht, ist 
zuwenig, 

Gerade in diesen Tagen, nämlich am 25. No

vember 1 961 , wurde bei der Jahrestagung der 
Wagner und Karosseriebauer in Salzburg die 
Notwendigkeit einer Reform der Gewerbe
ordnung neuerlich unterstrichen, von den 
Fragen der Berufsausbildung beginnend, die 
ein modernes Berufsausbildungsgesetz erfor
dert, das mit der Entwicklung der Technik 
Schritt hält, das die modernen geänderten 
Arbeitsmethoden berücksichtigt und vielleicht 
zusätzliche Forderungen an die menschliche 
Arbeitskraft stellt, bis zu den verschiedenen 
Problemen des Befähigungsnachweises, des 
Mitspracherechtes der Konkurrenz bei der 
Erteilung neuer Gewerbeberechtigungen. Den
ken wir doch an den Streit, der im Augenblick 
im Gange ist wegen, der Errichtung einer Viel
za.hl von Tankstellen in unserem Bundesgebiet, 
die praktisch ohne jede Genehmigung, ohne 
jede Konzession aufgestellt werden können, 
denken wir doch auch daran, daß unter den 
derzeit bestehenden Verhältnissen kein Platz 
für den tüchtigen kleinen Gewerbetreibenden 

Die Gewerbeordnung, die nun übel' hu�dert zu sein scheint, daß alle Möglichkeiten ge
Jahre alt ist, bedarf zweifelsohne einer Uber- I geben sind, ihn von seiten der Konkurrenz 
arbeitung, damit sie elen Erfordernissen des an seinem Aufstieg zu hindern, Mir ist ein 
modernen Wirtschaftslebens, aber auch den Fall bekannt. wo ein Gewerbetreibender 
No·twendigkeiten gerC'cht wird, die mit der 17 Gewerbescheine in seiner Hand vereinigt. 
fortschreitenden europäischen Integration zu- Er wird natürlich daran interessiert sein, den 
sammenhängen. Hier handelt es sich nicht Aufstieg und das Auftreten der Konkurrenz 
um eine Forderung der Freiheitlichen mit allen Mitteln zu verhindern. All das sind 
allein, die ganze Wirtschaft, ohne Unterschied doch Zustände, die reformiert gehören, sodaß 
der Parteifarbe bekennt sich ja zu dieser also die Forderung nach einer N ovellierung 
Reform der Gewerbeordnung. Bisher habe ich der Gewerbeordnung nichts von ihrer Aktuali
vom Herrn Minister leider nur ausweichende tät eingebüßt hat. 
Antworten erhalten, und zwar etwa in der Ich bin mir völlig dr,rüber klar, (laß diese 
Form, daß mir versichert wurde, eine ein- Aufzählung absolut nicht vollständig sein 
schlägige Kommission sei bereits an der kann. Andererseits ist aber gerade die No
Arbeit, sie sei damit beschäftigt, diese müh- vellierung des § 59 Ab:;; , 2 der Gewerbeordnung, 
same und verantwortungsvolle Aufgabe zu , der sich mit dem Aufsuchen von Bestellungen 
erfüllen, auf Waren befaßt, von höchst aktueller Be-

Daß diese Aufgabe einer Reform der Ge- deutung. Es ist leider nicht gelungen, schon 
werbe ordnung nicht leicht ist, wird niemand in das Heue Hatengesetz entsprechende Be
bestreiten wollen. Aber, Herr Minister, wenn stimmungen einzubauen. Aber wir brauchen 
wir immer nur hören, daß an dieser Reform uns ja nur den Bericht vor Augen zu halten, 
gearbeitet wird, so ist das uns Freiheitlichen der gerade zu Beginn dieser Woche durch 

277 
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alle österreichischen Tageszeitungen gegangen Wahlrecht, das für die Handelskammer gilt, 
ist , nämlich die Meldung von jenem Wasch- ist unzeitgemäß , unübersichtlich und vor 
maschinenvertreter, der in seinem Hotel in allem ungerecht. Sogar die sozialistischen 
einem Kleiderschrank den Betrag von 500.000 S Wirtschaftstreibenden teilen unsere Ansicht. 
einfach vergessen hatte. Man muß diese Mel- Wenn der Herr Minister erklärt hat, er üenke 
dung zweimal lesen, um sie überhaupt ver- nicht daran, diese Wahlordnung zu novellieren, 
stehen zu können, denn hier wird uns doch so ist das sein gutes Recht.. Aber wir Frei
in aller Deutlichkeit vorgeführt, daß der be- heitlichen , Herr Minister , denken auch nicht 
sagte Vertreter durch seine I-teisetätigkeit daran, von dieser Forderung, die für uns 
in der letzten Zeit so viel verdient hat , daß selbstverständlich i st und die wir mit der For
er einfach diesen Betrag von 500.000 S mit derung auf Einführung eines nmtlichf';ll Stimm
si ch führen und ihn dann in einem Kleider- zettels verbinflen, ·  abzugehen. Wir \' .. enlen 
s(�hrank deg Hotels vergessen konnte. EI' gibt diese offensichtl ichen Ungcl'eimthe itpll der 
sel bE:t z n ,  hei einem Verkaufspreis einer Hanclelskammerwahlol'dnullg, die rl,lri l 1 l ie
Waschmaschine von 1590 S einen garantierten gende ungleichmäßige Behand lung der Wn,hl 
Bruttoverdienst von 650 S gehabt zu hßben, berechtigten immer wieder [l,l1fzeigen unel 
wovon angeblich noch 20 Prozent für Werbe- eine Abänderung verlangen . 
spesen aufgehen. In dem mit seiner Firma Ich habe schon im Ausschuß Gelpgenheit. 
abgeschlossenen Vertrag verpflichtet sich dieser gehabt, dn,rauf hinzuweisen - auch (liese 
Vertreter, monatlich, in der Presse steht Feststellung kehrt alljährlich wieder -, daß 
400 Maschinen , aber ich glaube, es sollte · die Dotierung der Fremdenvarkehrswerbung 
richtig heißen , 40 Maschinen abzusetzen, eine mit 20 Millionen Schilling im Budget j ahr . 
Stückzahl, die er .jedoch regelmäßig über- 1962 völlig ungenügencl ist.. Die Genug
schritten haben will . Allein der Verkauf von tuung, die man darüber empfinden kann, 
40 Waschmaschinen im Monat garantiert also daß sogar der Herr Minister Hl.einer Fest
einem solchen zungenfertigen Vertreter nach stellung- zustimmen mu ßte, wird alleroing:'l 
Abzug der Aufwandsspesen ein monatliches durch die Tatsache getrüht, daß ·wir im 
Mindesteinkommen von 20.000 S. Dann kann Jahre 1962 mit diesem völlig unzureichenden 
man allerdings den Betrag von 500.000 S in Betrag werden das Aus]a,nge�1 finden müssen. 
einem Kleiderschrank liegen lassen, olme Wir wollen es doch einmal ganz offen aus-
daß man nen Verlust merkt . sprechen, meine Damen und Herren : Der ' 

Allein diese Tatsache beleuchtet doch die Fremdenverkehr ist für uns Österreicher zu 
Notwendigkeit der Reform der Gewerbe- einer Lebensfrage geworden . Nur dnrch seine 
ordnung, ohne daß es dazu eines weiteren Devisenerlöse sind wir imsta.nde, allj ährlich 
Kommentars bedarf . das Handelspassivum abzudecken . Das Jahr 

1961 wird uns mit dem Devisenerlös lWS dem 
Was sich auf diesem Gebiete bei diesel' mo - Fremdenverkehr voraussichtlich weit über 

dornen Form des Hausierhandels abspielt, die 6 Milliarden-Schi1ling-Gren�e hinausführen. 
wo vor allem die zungenfertigen a.usländischen Wenn im Bereich von �Ein- und Ausfuhr cH'J 
Vertreter eingesetzt werden, davon kann der EWG einen rund fünfmal so großen Anteil 
bodenständige Handel, davon können die ihrer Handelsbeziehungen mit Österreich hat 
Gewerbebehörden, aber auch unsere öster- wie die EFTA , so beträgt dieses Verhältnis 
reichischen Hausfrauen ein Liedchen singen. beim Fremdenverkehr 1 : 9.  ,Tede Erschwernis 
Wie on sind langwierige Prozesse notwendig , im Verkehr mit den Staaten der Europäischen 
damit man unseriösen Firmen, die sich in Wirtschaftsgemeinschaft, auf der n,nderen Seite 
einer solchen Branche betätigen, das Hand- jede Reiseerleichterung innerhalb der EWGwerk legen kann ! Der Geschädigte bei solchen Staaten selbst - man spricht zum Beispiel 
Geschäften i st aber nicht nur der Erwerber davon, daß im EWG-Raum ab dem Jahre 
von solchen Maschinen, der Geschädigte ist 1970 völlig freier Reise- und Devisenverkehr 
in allererster Linie auch der boden�tändige herrschen soll, man denkt el'nst.lir.h daran , 
Kaufmann, der vorderhand gegen diesen un- eine EWG-Reisewährung einzuführen -, alle 
lauteren Wettbewerb noch machtlos ist, aber diese Dinge, die Fragen der Zollheha,ndlung 
seine Steuern pünktlich entrichten muß, der und vieles andere mehr können sich doch 
gewerberechtlich sehr streng überwacht wird. für uns sehr gefährlich aus'ivirken. Über eines 

Zu einem anderen Thema, meine Damen müssen wir uns im klaren sein : Es wird immer 
und Herren : Es gehört zu dem ständigem Re- schwierig sein, den Reiseverkehr aus den 
pel'toirc (hr Freiheitlichen beim Kapitel Han- EFTA-Staaten entscheidend zn steigern, denn 
deI, die Handelskammenvahlordnung des J ah- immt:,r 'wird der Raum der Europäisehen Wirt
res 1949 zu urgieren, (leml die derzeitige schaftsgemeinschaft der Einzugsbereich sein,  
Wahlordnung beruht auf ' einer Verordnung der lUlSerlil1 AU:'lländerfremdenvcrkohr IV11'(1 
des Minif:lteriums, sie ist kein Gesetz . Das sicherstellen müssen . Die Konkurrt'nz ft.11{lere!' 
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Sta,a.ten ist beachtlich , und gerade deswegen I' personalmäßig eine außerordentlich schwierige 
müssen wir beispielsweise der Entwicklung Situation entstanden ist. Einerseits arbeiten ' 
auf dem Preissektor - auch dazu hat der zu- 17.000 Österreicher auf diesem Sektor im Aus
ständige Herr Bundesminister gerade in diesen land, anderseits hat sich gerade zu den Stoß
Tagen Stellung genommen - (lie größte Auf- zeiten bei uns ein empfindlicher Personalmangel 
merksamkeit zuwenden. Wir müssen uns bemerkbar gemacht. Man kann auch nicht 
außerordentlich anstrengen, dam it es nicht einfach damit argumentieren, daß man sagt, 
künftig heißt, Österreich ist ein Land mit so wie es vielleicht im Baugewerbe möglich ist : 
zu hohen Preisen. Wenn aber schon hohe Nun, dann wird eben langsamer gearbeitet und 
Preise gefordert werden, dann muß man die Bauausführung dauert eben länger ! Im 
sich auch darüber im klaren sein, daß man Hotel kann man den Gast nicht damit ver
{lamr etwas bieten muß .  trösten, daß e r  warten soll, daß e s  eben -noch 

Daß gerade unser Fremdenverkehrsgewerbe 
eine außerordentlich hohe Last zu tragen hat, 
ist ein Thema, das von den meisten Rednern 
in irgendeiner Form abgewandelt werden wird. 
Ich muß im Zusammenhang damit an den 
Herrn Minister die ernste Bitte richten, in der 
Frage der steuerlichen Behandlung unseres 
Fremdenverkehrs und vor allem hinsichtlich 
der Dotierung des Fremdenverkehrsgewerbes 
die größten Anstrengungen zu machen, um 
durch Gewährung von Krediten mit niedrigem 
Zinsfuß unserem Fremdenverkehrsgewerbe die 
Konkurrenzfähigkeit zu sichern, die sie gegen
über dem Ausland benötigt. Der billigste 
ERP-Kredit erfordert doch beispielsweise einen 
Zinsaufwand von 5 Prozent. Die Schweiz 
stellt. der Hotellerie Kredite für 3 Prozent 
zur Verfügung. Der Bankkredit kostet dort 
4 Prozent. Das alles sind doch Tatsachen, 
die man mit einkalkulieren muß , wenn man 
davon ausgeht, daß das Fremdenverkehrs
gewerbe eben vor einer sehr schwierigen 
wirtschaftlichen Situation steht. 

Wir müssen auch in aller Ruhe und in aller 
Offenheit eines feststellen : Wenn von den 
unterentwickelten Gebieten gesprochen wird, 
müßten wir daran denken, daß weite Teile 
unserer Heimat Österreich hinsichtlich der 
Komfortansprüche, die der reisende Gast 
zu stellen pflegt, noch zu diesen unterent
wickelten Gebieten gerechnet werden müssen. 
Es wäre zu wünschen, daß vor allem aus elen 
ERP-Mitteln, über die sich ja, wie wir gehört 
haben, die Koalition wiederum nicht einigen 
kann, hier entsprechende Möglichkeiten auf
geschlossen werden. 

Beim Kapitel Soziale Verwaltung war Ge
legenheit, auch zum Thema Fremdarbeiter 
Stellung zu nehmen. Es war auch eine unserer 
Forderungen, dafür zu sorgen, daß unserer 
Wirtschaft ausländische Arbeitskräfte in einem 
entsprechenden Ausmaß zur Verfügung ge
stellt werden. Dabei hat sich ein ziemlich 
lebhaftes Echo auf dem linken Flügel dieses 
Hauses entwickelt. Meine Damen und Herren ! 
Es ist sich wohl jeder in diesem Hause darüber 
im klaren, daß gerade auf dem Gebiet des 
Fremdenverkehrs und des Gaststättengewerbes 

eine Weile dauert, bis er bedient werden wird . 
Der Gast will - und das wollen wir doch 
festhalten - sogleich und sofort bedient 
werden, und wenn das nicht geschieht, dann 
wird er sich eben ein anderes Reiseland 
aussuchen . 

Der Fremdenverkehr ist aber auch ein 
saisonbedingtes Gewerbe mit Spitzen i m  
Winter und vor allem im Juli und im August, 
während der Hauptreisemonate. Diese Saison
spitzen sind personalmäßig kaum mehr abzu
decken. Man sollte sich doch ernstlich Gedan
ken machen, ob man nicht durch eine elasti
schere Handhabung der 45 Stunden-Woche die
ses Problem teilweise lösen kann, denn die Ein
sparung von Personal durch eine stärkere 
Rationalisierung, wie mitunter vorgeschlagen 
wird, hat bald ihre Grenzen, nämlich dort, 
wo der Gast nicht mehr Gast ist, sondern 
zur Nummer wird . Daß man andererseits 
die Saison nicht verlängern kann, weil sie auch 
ihre Grenzen hat, das ist eben in dieser Branche 
das bedauerliche. In den Wintersportgebieten 
sind beispielsweise der Schnee und die Schnee
lage ein Faktor, den der Mensch nicht ändern 
kann, und im Sommer müssen sich die Familien 
mit Kindern an die Ferieneinteilung halten, 
während andererseits der Großstädter aus 
der Stadt hinaus in die grüne Natur strebt. 

Wenn ich noch einmal auf die Werbung 
zurückkommen darf, so möchte ich doch noch 
ergänzen - damit will ich aber keineswegs 
davon abgehen, eine höhere Dotierung der 
Fremdenverkehrswerbung zu verlangen -, 
daß die beste und billigste Werbung auf 
weite Sicht immer noch der zufriedene Gast 
ist. Wir müssen uns davor hüten, zu glauben, 
der Gast sei für uns da und er müsse mit dem 
vorliebnehmen, was wir ihm gerade zu bieten 
bereit sind. Der Gast ist auch in der Republik 
"Seine Majestät der Gast". Er will sofort 
bedient werden. Er entscheidet nämlich, 
wo er seinen Urlaub verbringen will, er ent
scheidet, wo er untergebracht werden will, 
und er trifft die Wahl, ob er im Gasthaus 
a la carte oder Wurst und Käse vom Greißler 
zu Mittag essen will. 

Lassen sie mich das Kapitel Fremdenverkehr 
mit einer Feststellung abschließen, auf die 
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wir Österreicher besonders stolz sein können. 11 Ich möchte hier eines zurückweisen, wafo; 
Wir sind ein Fremdenverkehrsland geworden, ein Politiker - es wird davon gesprochen, eH 
das an der Spitze Europas marschiert. Damit habe sich um einen Kärntner SP- Politiker 
verbindet sich unwillkürlich die Frage : gehandelt - gesagt hat. Dieser Politiker der 
Warum kommt man so gerne zu uns nach Sozialistischen Partei hat nämlich bei einem 
Österreich ? Wenn wir darauf eine ehrliche gefährlichen Fall von Keuchhusten erklärt , 
Antwort geben wollen, so müssen wir sagen : daß der Keuchhusten keine lebensgefährliche 
Die Lg,ndschaft, die Siedlungsart, der Baustil Kra,nkheit sei und es daher nicht notwendig 
unserer Häuser, die Verkehrslage und vieles wäre, ein entsprechendes Medikament auszu
andere beeinflussen hier bei uns, aber auch geben. Sie, meine Damen und HelTen VOll 
anderwärts den Fremdenverkehr. Das Wetter, der Sozialistischen Partei, haben in diesen 
ein Faktor von nicht zu unterschätzender Tagen Gelegenheit gefunden, in Ihren Be
Bedeutung, ist leider nicht immer unser trachtungen und in Ihren Ausführungen den 
Bundesgenosse, und es sind auch nicht die Menschen in den Mittelpunkt zu stellen . Aber 
niedrigen Preise, die die Entscheidungen unse- gerade hier, wo es um die ärztliche Versorgung 
rer Gä8te beeinflussen. Was bleibt dann aber und um die Gesundheit von Mitmenschen geht.  
noch übrig ? Was kommt zu all dem Schönen, sollte man doch so weit Mensch sein, daß man 
das unsere Natur bietet, noch als das Besondere dann eingreift, wenn ein Menschenleben in 
hinzu ? Gefahr ist. (Abg. Rosa Joc hman n :  Herr 

Ich möchte hier offen und aus innerer Über- Abgeordneter !  Das ist aber eine seh,' vage Be

zeugung sagen : Es ist der Mensch, der hier ha1tptung ! Wer war denn da.s ?) Hier steht es. 

die Waagschale zu unseren Gunsten beein- Bitte, ich kann es vielleicht feststellen. Viel

flußt. Es ist die besondere österreichische leicht fragen SiE� selbst bei Ihren Leuten in 

Note, die uns einfach niemand nachmachen Kärnten nach, wer dieser Politiker war, der 

kann, die uns eigen ist, die wir aber nur selbst das gesagt hat. (Abg. Rosa Jo c h m a n n :  

verlieren können. Denn man sucht i n  Öster- Wo steht es ?) Hier, in der "Presse" von heute 
ist es zu lesen. Vielleicht steht es auch in der reich nicht das, was man sowieso überall 

finden kann. Man darf nicht vergessen, "Arbeiter-Zeitung" , ich weiß es nicht. Aber 

daß auch wir, wenn wir in ein fremdes Land ich meine, daß ein Streik, der gewiß seine 

kommen, dort eben das Typische suchen. Berechtigung hat ' - wir Freiheitlichen unter

Und nur dann, wenn es uns gelingt, das, stützen den Streik als solchen als ein gewerk

was uns eigen ist, zu erhalten, werden wir schaftliches Kampfmittel absolut -, doch 

auch in der Zukunft die vielen Gäste bei uns nicht so weit führen darf, daß Menschenleben 

haben, die wir brauchen und die wir uns gefährdet werden . Ich glaube, Frau Abge

wünschen. ordnete Jochmann, hier sind wir uns einig : 
So weit darf das nicht führen !  (Abg. RQ{;a 

Darum verlangt die Arbeit im Fremden- J o c h m a n n : Das ist ganz meine Me'inung !) 
verkehr so viel Anteilnahme und so viel . . ., l '  h E ' t d . d t '  Daher nchten WIr an den Herrn Handels-person IC en Insa z, enn nlrgen s sons WIe . . . .. . 

h . 
h ·  . ht d M h 'tt lb mIllIster , der Ja fur dIeses Ressort aue Irgend-leI' spnc man en ensc en so unmI e ar I ' .. . . ' "  . 

d d· kt I h .. ht b '  h Wie zustandlg Ist, den Appell, dlesbezughch daR un so Ire an. c moc e elna e sagen : E ' h 
. 

d H S '  I . . 

� 

H' t h 
. h E L'  � t d mverne men mIt em errn OZIa llulllstel' 

. Ier s e en SlO . rzeuger, �� eran un herzustellen daß wenigstens in Fällen von Verbraucher Aug m Aug gegenuber und er- L b t h di t d' Ausilahmen kennen den Wert oder Unwert dessen, was e ens
h
g
t
e a r

d 
e no wen Igen 

b t . d 'h . . l '  h B ffemac wer en. ge 0 en wIr , aus 1 rer person 10 en e- t:> 
gegnung heraus. Darum müssen wir gerade Meine Damen und Herren ! Es müßte Sie 
auf dem Sektor der Werbung mehr tun, wundern, wenn wir Freiheitlichen uns nicht 
als bisher geschehen ist. mit dem Autobahnbau beschäftigen würden. 

Bevor ich mich mit der Frage der Autobahn, 
die anzuschneiden für uns Freiheitliche 
selbstverständlich ist, beschäftige, möchte ich 
noch ganz kurz an den Herrn Handelsminister 
appellieren, und zwar im Zusammenhang mit 
dem derzeit anhängigen Streik im Drogen
handel. Herr Minister ! Ich glaube, es ist un
bedingt notwendig, daß Sie so schnell wie 
möglich hier einen Kontakt mit dem Herrn 
Sozialminister herstellen, denn wir stehen be

Wenn nun der Herr Minister auf die ver
schiedenen Anfragen, die in der . Fragestunde 
an ihn gestellt worden sind, auch Anworten 
gegeben hat, so möchte ich doch feststellen, 
daß wir uns mit den Antworten deswegen nicht 
begnügen können, weil wir der Ansicht sind, 
daß sie unzureichend sind und hier mit einer 
Methode vorgegangen wird, mit der man die 
Angelegenheit auf die lange Bank schie ben 
will. 

reits - man braucht ja nur die heutige Presse I Wenn auch festgestellt wurde, daß die 
durchzugehen - vor einem ernsten Medika- derzeitigen Verpflichtungen im Straßenbau 
mentenmangel. 760 Millionen Schilling betragen sollen, von 
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denen 286 Millionen Schilling offene Rech
nungen sind, zu denen bis zum Jahresende 
- wie der Herr Minister mitgeteilt hat - noch 
weitere 80 Millionen Schilling kommen werden , 
ISO kann ich doch nicht umhin, mich mit den ver
schiedenen Presseausführungen zu befassen, 
die diesbezüglich anderer Meinung sind. Meine 
Parteifreunde und ich sind ja in weitestgehen
dem Maße darauf angewiesen, unsere Infor
mationen aus der Presse zu beziehen, und ich 
muß hier ganz offen aussprechen : Solange 
uns der H�rr Minister nicht das Gegenteil be
weisen kann, müssen wird der Presse mehr 
Glauben schenken als seinen Versicherungen . 

Ich verstehe aber die Haltung des Herrn 
Ministers, hier die Karten nicht offen auf den 
Tisch zu. legen, deswegen nicht, weil man j3, 
auf die Dauer diese Dinge vor der Öffentlich
keit doch nicht verbergen kann. Es wird doch 
in aller Öffentlichkeit davon gesprochen, daß 
die Verpflichtungen, die sich aus dem Bau 
der Autobahn ergeben haben, die Milliarden
Grenze weit überschritten ha,ben sollen. Hier 
wäre doch nur Ehrlichkeit und Offenheit . am 
Platze, denn mit einem System der Geheimnis
tuerei und der Verschleierung wird man 
nichts ausrichten. 

Warum, Herr Minister, treten Sie nicht vor 
die Öffentlichkeit und enthüllen den wahren 
Stand der Dinge ? "rarum sagen Sie nicht : 
So liegen die Dinge, nehmen Sie - die Abge
ordneten - dazu Stellung ! ? Was wäre dabei, 
wenn Sie offen eingestehen würden , wie die 
Situation wirklich ist ? Worauf gründen sich 
denn die Feststellungen, die in aller Öffent
lichkeit diskutiert werden, daß die Verpflich
tungen des Ministeriums den Betrag von 
I Milliarde WE,it überschreiten ? Hier kommt 
man doch mit der Feststellung : Schulden sind 
für mich nur das, was an offenen Rechnungen 
zahlbar in meinem Ministerium liegt !, nicht 
aus ! Es muß sich doch mit verhältnismäßig 
einfachen Mitteln errechnen lassen, welche For
derungen die Wirtschaft auf Grund der ge
leisteten Arbeiten an das Ministerium stellen 
kann. Denn darauf kommt es ja letzten Endes 
an und nicht darauf, welche Rechnungen im 
Ministerium zahlbar aufliegen. Entscheidend 
ist einzig und allein, wieviel Aufträge ertei1t 
sind, wieviel davon ausgeführt und welche 
Kosten damit verbunden sind. So arbeitet 
doch der solide Kaufmann, wenn er bilanziert : 
daß er die Summe seiner Verpflichtungen in 
die Bilanz einstellt und diese Verpflichtungen 
ermittelt .  

Wir Abgeordnete und die Öffentlichkeit 
haben ein Recht darauf, zu erfahren, wie die 
Dinge stehen. Denn nirgendwo, meine Damen 
und Herren, herrscht so viel Unklarheit wie 
gerade im Bereich des Handelsministeriums . 

Und keine andere Gelegenheit als die Budget
debatte wäre besser dazu geeignet, daß sich 
die Regierung mit den Abgeordneten offen aus
spricht und auch gleichzeitig Rechnung legt, 
und wir Abgeordnete lassen uns dieses Recht 
auf Information nicht beschneiden. Die Bud
gethoheit des Hohen Hauses ist ja durch den 
Koalitionsausschuß ohnehin schon weitgehend 
beschnitten worden, und die Redner der beiden 
Koalitionsparteien beschäftigen sich mit einer 
Materie, die im Koalitiollsausschuß schon 
längst entschieden worden ist . Das �chließt 
a bel' nicht aus, daß .vir Freiheitlichen von 
unserem Recht Gebrauch machen, an dem 
Konzept der Bundesregierung, das in so 
vielen Belangen und gerade im Bereich des 
Handelsministeriums so mangelhaft ist, und 
an dem vom Koalitionsausschuß erstellten 
Budget die Kritik zu üben, die uns geeignet 
erscheint. 

Die bei der Autobahn eingerissene Schulden
wirtschaft wirkt sich für die österreichische 
Wirtschaft und vor allem für die am Auto
bahnbau direkt beteiligten Firmen höchst 
nachteilig aus . Wer am 7. Oktober dieses 
Jahres Gelegenheit hatte, die an läßlich der 
bevorgestandenen Landtagswahlen in Ober
österreich von hohen und höchsten Funktio
nären dieses Staates gehaltenen Ansprachen zu 
hören, war davon höchst beeindruckt - sofern 
er selbstverständlich nicht der freiheitlichen 
Opposition angehört . Dort wurde nämlich 
die frohe Kunde vermittelt , daß der Autobahn
bau völlig gesichert sei und daß die notwendi
gen Gelder auf Jahre hinaus zur Verfügung 
stünden, daß es diesbezüglich überhaupt keine 
Hindernisse mehr gäbe. Wie die Wirklichkeit 
aussieht, das steht auf einem anderen Blatt. 
Wir stehen nämlich vor der Tatsache, daß 
nicht vorgesorgt worden ist, daß man im Gegen
teil bemüht sein muß, die aufgelaufenen Schul
den unter größten Schwierigkeiten abzudecken , 
denn von dem seinerzeitigen 15-Jahresplan 
ist ja nur noch ein Torso übriggeblieben, davon 
sind nicht weniger als 2 Milliarden Schilling 
Schulden aufgelaufen. Aus der Erkenntnis 
dieser Situation heraus haben wir FrdhEit
lichen ja schon seinerzeit den Vorschlag ge
macht, für den Autobahnba,u eine Anl6ihe 
aufzulegen. Man hat diesen Vorschlag nicht, 
einmal diskutiert. Doch jetzt ist man soweit, 
daß man plant, aus Anleihen oder aus irgend
Wf lehen anderen Mitteln den Betrag von 
200 Millionen .Schilling zusammenzukrat.zen, 
um wenigstens den dringendsten Bedarf decken 
zu können. 

Nach dieser Stellungnahme zu den finan- · 
zieHen Gegebenheiten muß ich mich aber doch 
auch, selbst auf die Gefahr hin, daß mir viel
leicht. der Vorwurf gemacht wird, ich sei ein 
Laie auf technischem Gebiet, mit einigen 
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Dingen befassen, von denen der Herr Minister ' ml:niste1' !) Der Herr Finanzminister hat es 
behaup�et hat, sie aufgeklärt· zu haben, was in einem Interview gesagt ! Herr Minister ! 
aber kemeswegs der Fall ist . Ein Zwischenruf von der Ministerbank ist 

Vorerst möchte ich die Frage der Vergabe so 
.
weni� . üblich, daß ich ei�en Minister,

. 
der 

der Aufträge anschneiden . Es hat sich gleIChzeItIg Abgeordneter 1st, doch bItten 

wiederholt ereignet, daß die vom möchte, seine Zwischenrufe von seinem Ab

Ministerium erteilten Bauaufträge von den dazu g�ordnetenpla�z �us zu mac
.
hen ! (Abg. Z e i l

herangezogenen Firmen gegen entsprechende Z L.n g e r' :  ])as L�t Ln allen 
.
Zeztungen gestan�en:, 

Ablösen an Partner ihrer Arbeitsgemeinschaft BLe haben es nteht dement�ert 1 - B1tndesrn,Lm
oder auch an andere Firmen vergeben worden ste�' D:r. Bo c �. : In d�n Ze�tungen steht ,so meZ !) 
sind. Das bedeutet also : Man schlie ßt pro Wu' smd .daf��r - �Ie Z�Itung und dIe Presse 

forma eine Arbeitsgemeinschaft ab , bewirbt �tellen . ehe O�enthchkeIt dar -, . uns hier 

sich um die Vergabe, erhält einen Auftrag offenthch daruber
, 

zu unte�'h�lten, . was in 

und scheidet, wie vorher abgesprochen ,  aus, der Presse steht. SIe, He�T 1VI1l1l��er, smd dazu 

läßt sich aber seinen Auftrag gegen eine eut- beru
.
fen ,  den GegenbeweIs Z�l fuhren

, 
und zu 

sprechende Summe ablösen. Dies alles, ohne erbrmgen. (Abg. Hart l :  Tut s euch mcht auf
daß überhaupt irgendeine Tätigkeit außer der regen � - Abg. ,Ze i l l i n gu : Es sind Ihre 
der Einreichung entfaltet wird ! Aber das ist Parte�freunde, d�e das sagen, Herr Hartl, 
wahrscheinlich möglich, weil man die ent- UJ.egen dem Autobah,,!,bau l - DeJ' Prä s i d e n t  
sprechenden guten Verbindungen und Be- (l�bt da:s . Glockenzez�hen. - Abg. Pri n ke : 
ziehungen hat. Es wird zum Beispiel davon Der Ze�ll�ng�1' ba1tt dte Au.tobahn demnäch�t ! -

gesprochen, daß eine oberösterreichische Bau- Abg. Z e � z z .� n g e r : 80 1mrd das Geld h�nau8-
firma auf diese Art mühelos weit übel' I Million g�schmi88en noch 1tnd noch I) So wird das Geld 

Schilling eingesteckt hat, ohne daß sie <tuch Illnausgeschmissen - sehr richtig ! 

nur eine einzige Schaufel in Bewegung gesetzt D{'r�ej be Herr Finanzministel' Dr. Klaus 
hat. Der Herr Minister sagt dazu nur, das hat selllerzeit, als er noch im Lande Salzburg 
sei ihm bekannt, man habe auf diese Praktiken tätig war, auch davon gesprochen - der Herr 
keinen Einfluß und - jetzt kommt das Handelsministel' hat ihn dabei unterstützt -, 
Unglaubwürdige - dadurch würde keine als es tun das Salzburger Festspielhaus ging. 
Verteuerung der Kosten entstehen. Da hieß es auch zuerst : l lO Millionen Schilling, 

Meine Damen und Herren ! Glaubt denn 
jemand in diesem Hohen Haus ernstlich" daß 
an diesen Ablösen nichts verdient wird und daß 
diese Ablösesummen nicht schon vorher in den 
Angeboten einkalkuliert werden ? Denn wer 
sich auf solche Art und 'Weise einen Bau
auftrag erkaufen will, der kalkuliert doch 
vorher die Kosten ein , und wir Freiheit
lichen sind der festen Überzeugung, daß man 
diese Dinge abstellen kann, wenn man nur 
will. Es kommt aber auf das Wollen an, diese 
Art von Kettenhandel abzustellen, und ich 
könnte mir sogar vorstellen, daß man bei 
einer Abstimmung darÜber in diesem Hohen 
Hause sogar eine Mehrheit finden könnte . 

Da ich gerade bei der Kostenverteuerung 
bin, so darf ich in diesem Zusammenhang den 
Parteifreund des Herrn Handelsministers, den 
Herrn Finanzminister Dr , Klaus zitieren, der 
in einem Interview mit einer Tageszeitung 
davon gesprochen hat, daß man beim Auto
bahnbau eine runde Milliarde Schilling hätte 
einsparen können, wenn man nicht in Form 
eines Fleckerlteppichs, sondern nach einem 
logischen und zügigen Konzept den Ausbau 
der Autobahn entweder in der West-Ost
Richtung oder in der Ost-West-Richtung durch
geführt hätte , (Bundesmin-iste1' Dr. Bo c k :  
Herr A bgeordneter 1 Da8 haben eine Reihe von 
Nichtfachleuten gesagt, aber n·icht de1' Finanz-

und dann waren es weit über 200 Millionen 
Schilling ! Sie sind sich also im eigenen Hause 
nicht einig darüber, was die Dinge kosten sollen 
und wie diese Dinge abgestellt wel'den SOlleIl. 

Aber ich möchte noch einmal feststellen : 
Unsere Aufgabe ist es, die Budgetansätze durch 
zusprechen, darüber zu reden. Es wäre sehr 
angebracht, wenn der Herr lVIinister nun 
'wirklich klar und unmißverständlich die Kar
ten auf den Tisch legen würde. Denn nicht 
nur wir von der Opposition, sondern genauso 
Sie von der Linken und Sie von der Rechten 
haben einen Anspruch darauf, daß hier offene 
Worte gewechselt werden. Mit der Ver
schleierungstaktik kommen wir nicht weiter ! 
Wenn aber weiter verschleiert wird, werden 
wir so lange von den Dingen nicht "herunter
steigen" , bis es Ihnen zu dumm wird und Sie 
das sagen, was wir von Ihnen verlangen 
können , 

. 

Ich glaube , die Frage der Beant wortung 
durch den Herrn Handelsminister interessiert 
nicht nur meine Freunde in der Freiheit
lichen Partei ; sie interessiert ja weiteste Kreise 
der Bevölkerung und vor allem die Wirt
schaft .  

Genauso notwendig wie die Beantwortung 
diesel' Fragen wäre doch auch, daß man 
dazu St.ellung nimmt, warum bei uns in Öster
reich so aufwendig Betondecken verbaut wer-
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den, während das ganze Ausland dazu über- ! Man sprach schon sehr viel - und 8.uch 
gegangen ist, weitestgehend Asphaltdecken I diese Frage ist uns durch den Herrn Minister 
zu verwenden . Hier hört man vielfach die Be- in unzureichender Weise beantwortet worden 
gründung, wir hätten den Zement, die Zement- über die Frage der zweckmäßigen Autobahn· 
industrie im eigenen Lande, und andere Dinge auffahrten bei Vorchdorf, Steyrermühl und 
mehr wie : n1Ej,ll könnte Betondecken besser Regall, und es ist auch schon allerlei geschrieben 
ausbessern. Erinnern viiI' uns doch nur an und geredet worden, daß dort Überflüssige 
die Engpässe in der Bauwirtschaft, die j edes Brücken sehr kompliziert angelegt worden 
Jahr dadurch entstehen,  da.ß zuwenig Zement seien. Allein dabei soll sich ein Mehraufwand 
zur Verfügung steht . Allein damit wäre von je 10 Millionen Schilling pro Brücke, also 
dieses Argument entkräftet. Man sagt auch insgesamt ein Mehraufwand von 30 Millionen 
beispipisweise , die Betondecke wäre halt· Schilling ergeben haben. Dasselbe stellt man 
ba rer, und man müßte daher in Beton hauen. ja von der aufwendigen Ausstattung der 

Meine Damen und Herren 1 Entscheidend 
ich sage das, obwohl ich kein technischer 
Fachmann bin - ist doch wohl der solide 
Unterbau : denn wenn der Unterbau in Ord· 
nung ist, können vor allem in bezug auf die 
Fahrsicherheit auch mit Asphalt erstklassige 
Straßeneigenschaften erzielt werden. Man hört, 
daß der jet.zige Unterbau der Autobahn 
vVien-Salzburg für eine Asphaltdecke völlig 
ttUsreichend gewesen wäre und da.ß man mit 
einer solchen Asphaltdecke auf den bisher 
fertiggestellt :�ll Strecken rund 900 Millionen 
Schilling h ätte einsparen können. 

Uns macht man oft " den Vorwurf : Ihr 
fordert Geld, aber ihr könnt nicht nachweisen, 
wo man einsparen soll . Untersuchen wir 
doch die Frage, ob man auf diesem Gebiet 
nicht hunderte Millionen hätte einsparen 
können, die man für andere Zwecke so dringend 
gebraucht hätte. Erinnern wir uns an den 
zivilen Luftschutz, erinnern wir uns an die 
gestrige Diskussion in Sachen Landesverteidi
gung 1 Erinnern wir uns an das, was ich 
vorhin gef:'agt habe : Die Fremdenverkehrs
werbung ii'lt zn niedrig dotiert. 

Brücken fest, die seIhst dort, "WO sich Fu chs 
und Has gut,e Nacht sagen, mit kostspieligen 
Steinverzierungen, die 2000 S pro Quadrat. 
meter erfordern, versehen werden. Auch das 
ergibt einige Millionen Schilling. 

Zur Frage des Brückenhanes sagte das 
Ministerium vor kurzem in einer Stel1ung. 
nahme, daß dieser gesetzlich geregelt sei . 
Das st.im mt sicherlich, aIJerdings nur hin
sichtlich der Brückcllhöhe 11tHl hiusieht li(�h 
der Brückenweite. Durch den Bau VOll 
Brücken über kleine Feld wege, deren jede 
rund 2 Millionen Schilling kostet, statt ge
wöhnlicher Durchlässe, die sich auf 250.000 S 
stellen würden und allerdings gewölbt sein 
müßten, sind viele Beträge vergeudet worden, 
die man anderswo hätte zweckmäßiger ein· 
ba Ue-ll können . Gerade die Frage der Brücken
bauten erschwert doch den beteiligten Firmen 
auf dem noch fehlenden Verbindungsstück 
zwischen Amstetten und Enlls die Arbeit des· 
wegen unerhört, weil wohl der Fahrb9,hn· 
damm zum Teil bereit.s aufgeschüttet ist , 
aber die notwendigen Brücken fehlen und 
kost.spielige und weitläufige Umfahrungen für 
die Baufirmen not"wendig geworden sind. 

Schließlich und endlich möchte ich lloeh Vor kurzem mußte im benachbarten Bayern der Behauptung entgegentreten, daß den 
J. edenfalls die AutobahnstI'ecke Münch�n- Baufirmen die Vorfinanzierungskosten auf Holzkirchen ausgebessert, werclen, weil die Grund der von den Unt.ernehmern selbst an. Betonfahrbahn schadhaft geworden war .  Da gebotenen Zinssätze vergütet werden. Hier man festgestellt hat , daß die Reparatur darf ich wohl entgegnen, daß die Firmen, unter Zuhilfenahme von Beton zu kost-. ,  " .. . " .. die bei Ba.nken Kredite in Anspruch genommen 
spIelIg gewesen ware, hat man emfa,ch uber haben dafür Zinsen im Au ß T 10 P . die schadhafte Fahrbahndecke eine AKpha.1t- I 

, " .. " sma "\ on 
.. 1'

0 
" zent zahlen mussen. Der Bund vergutet 

decke gelegt. ihnen allerdings nur 5 Prozent. Es würde 
In der Nähe von Loosdorf bei Melk mußte mich außerordentlich interessieren, vom Herrn 

die Autobahndecke nunmehr schon zum zwei. Minister zu hören, ob es zutrifft, daß die Bau· 
tenmal innerhalb einer kurzen Zeit ausge· firmen, die man zuerst zu einer Vorfinanzierung 
bessert werden, weil sich die Fahrbahn ge- genötigt hat, nun mit dem Ministerium einen 
senkt und die Betondecke Sprünge aufge. erbitterten Kampf um einen echten Kosten· 
wiesen hat.. Das gleiche gilt für die Bundes. ersatz führen müssen. Vielleicht wird mir 
straße I ,  für das Teilstück bei Blindenmarkt, der Herr Minister auch die schon einmal 
wo die Betondecke auch bereits zum zweiten· getroffene Feststellung bestätigen, daß eine 
mal ausgebessert "worden ist. Ich kann kein Wien er Baufirma das Handelsministerium, 
Argument für eine Feststellung finden, daß also den Bund, auf Rückerstattung von 
Retondecken �ine größere Haltbarkei t als 500.000 S Kreditkosten geklag1i haben solL 
Asphaltdecken aufweisen . bei zwei gerichtlichen In81�anzen recht. behielt, 
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aber trotzdem auf die Eintl'eibung des Geldes Ausstellungswesen für das heurige Jahr noch 
deswegen verzichten mußte, weil ihr aus dem 2 Millionen Schilling veranschlagt waren, 
Ministerium der Wink gegeben worden sein für das nächste Jahr aber nur mehr 1 ,8 Millio
soll, daß man von weiteren Aufträgen ab- neu Schilling präliminiert werden konnten. 
sehen müsse, wenn man �nlf Begleichung der Aus diesen Erläuterungen geht auch hervor, 
Forderung bestehen werde. . daß die :Mittel zur Förderung des Fremden-

Meine Damen und H�rren ! Wir Freiheit- I verkehrs für das nächste Ja,hr um nahezu 
lichen sin� . eler festen l!berzeugung, �aß �s 1 1 Million Schilling gekürzt werden mußten. 
nun Un�eCl.lllgt �otwendlg geworden. 1st , III Aus der Einleitung zum Spezialbericht 
der so VIel umstnttenen AngelegenhClt Auto- zu dieser Gruppe , die wir jetzt behandeln , 
ba�nbau �ndlich Ordn,:�g und volle �lar- geht hervor, daß der Anteil der Förderungs
helt gegenuber den BeteIlIgten und gegenuber ausgaben bei der Gruppe IX an dem Gesamt
der österreichischen Öffentlichkeit zu schaffen. betrag der Förderungsausgaben des Bundes 
Solange diese Dinge nicht einwandfrei ge- budgets von 5,66 Prozent im Jahre 1961 
klärt sind und solange man versucht, durch auf 3,59 Prozent im Jahre 1962 reduziert 
die Verschleppung der in aller Öffentlichkeit werden mußte . 
erhobenen Vorwürfe fortzuwursteln, werden 
wir Freiheitlichen nicht aufhören, vom zu
Rtändigen Herrn Ressortminister j ene Auf
klärung zu verlangen, auf die wir als Abge
ordnete dieses Hohen Hauses einen Anspruch 
haben. 

Bei der gegebenen Sachlage fällt es uns 
Freiheitlichen wirklich nicht sc1nvel' - es 
wird uns sogar leicht gemacht -, dem Kapitel 
Handel unsere Zustimmung zn versagen . 
(Be'i/all bei der F p(J.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kostroun zum Wort gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Kostroun : Hohes Haus ! l\ofeine 
Damen und Herren ! Wenngleich man heuer 
der Genugtuung Ausdruck geben kann, daß 
es gelungen ist, dem Parlament rechtzeitig 
ein - wie ich es bezeichnen will - wirklich
keitsnahes Budget vorzulegen, so werden 
die Vertreter der einzelnen Volksschichten 
bei Überprüfung der einzelnen Gruppen un
vermeidlich zu völlig unterschiedlichen Stel
lungnahmen kommen. 

Herr Präsident Wanner hat bei der Behand
lung der Gruppe Landwirtschaft seiner Genug
tuung über die erhöhte Dotierung der land
wirtschaftlichen Förderungsmittel Ausdruck 
gegeben. Als Vertreter der gewerblichen Wirt
schaft, insbesondere als Vertrauensmann der 
gewerblichen und kaufmännischen Klein- und 
Mittelbetriebe kann ich leider die gleiche 
Befriedigung über die Dotierung dieser Gruppe, 
die jetzt zur Behandlung steht, nicht zum Aus
druck bringen. 

Im Spezialbericht zur Gruppe IX wird 
festgestellt, daß das Bundesministerium für 
Handel · und Wiederaufbau an der Gesamt
summe des Bundesvoranschlages in der or
dentlichen und außerordentlichen Gebarung 
praktisch unverändert wie bisher mit 6,7 Pro
zent beteiligt ist . 

Auf Seite 191 der Erläuterungen zum 
Bundesfinanzgesetz lesen wir, daß für das 

Bei einem Vergleich der staatlichen För
derungsmittel für die Landwirtschaft mit denen 
für die ge ,verbliche Wirtschaft in den Bundes
voranschlägen für 1961 und 1962 habe ich 
festgestellt, wie ungeheuer groß die Dis
krepanz bei den staatlichen Förderungsmitteln 
zwischen den beiden großen Teilen ummrer 
Wirtschaft ist . 

Ich will Sie wedel' mit vielen Zahlen lang
weilen, noch will ich mißverstanden werden . 
Ich möchte vorerst einmal feststellen, daß 
wir Sozialisten die Notwendigkeit der För
derungsmaßnahmen für unsere Landwirtschaft 
und insbesondere für die klein - und mittel
bäuerlichen Betriebe voll bejahen . 

Unbeschadet unserer Auffassung, daß wir 
gemeinsam ein sozial gerechteres und mehr 
den Klein- und Mittelbauern dienendes System 
der Förderungsmaßnahmen finden müßten, 
haben wir die in diesem Budget bei diesel' 
Gruppe vorgesehenen Ansätze und die mit 
unserer Zustimmung zu diesem Budget er
höhten landwirtschaftlichen Förderungsmaß
nahmen für das nächste Jahr möglich gemacht . 

Gestatten Sie mir aber doch, mit wenigen 
Zahlen nachzuweisen, wie ansehnlich hoch 
schon bisher und erst recht für das nächste 
Jahr die Förderungsmittel für unsere Agrar
wirtschaft angesetzt wurden und wie dürftig 
und völlig unzulänglich dagegen schon bisher 
und erst recht für das nächste Jahr die För
derungsmaßnahmen insbesondere für die ge
werblichen und kaufmännischen Klein- und 
Mittelbetriebe dotiert wurden. 

Ich habe mir hier die Mühe gemacht und 
die im Budget einerseits für die Landwirt
schaft und anderseits für die gewerbliche 
Wirtschaft vorgesehenen Förderungsmittel 
einem Vergleich unterzogen. Ich habe mir 
zum Beispiel die bei Kapitel 18 Titel 11 ,  
Kapitel 18  Titel 12 ,  Kapitel 1 9  Titel 8 ,  Kapi
tel 19 ·Titel 8 a, Kapitel 19 Titel 8 b und 
so weiter angeführtim Beträge ganz genau 
aufgeschrieben. Ich komme bei der Prüfung 
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der direkten Förderungsmittel für die Land
wirtschaft nach dem Voranschlag für das 
Jahr 1 961 auf eine Summe von rund 2208 Mil
lionen Schilling und auf die Summe von 
rund 2696 Millionen Schilling für das Jahr 
1 962 . 

\Venn ich die entsprechenden Einnahmen, 
also die Beträge, die durch eigene Beiträge 
aufgebracht werden, von diesen Ausgaben
summen, die präliminiert wurden, abziehe -
ich weiß nicht, ob das, was ich da mache, 
richtig ist -, so komme ich zu dem Ergebnis, 
daß der Landwirtschaft im heurigen Jahr 
an Förderungsmitteln eine Summe von rund 
2, 127 Millionen Schilling zur Verfügung steht 
und daß diese Summe im nächsten Jahr 
rund 2,528 Millionen Schilling betragen wird. 
Es ist also im Jahre 1962 gegenüber 1 961 
ein Plus von etwas mehr als 400 Millionen 
Schilling zu verzeichnen. 

Nun komme ich auf die Förderungsmittel 
zu sprechen, die dem Handelsministerium 
im Budget für das heurige Jahr zur Verfügung 
gestanden sind beziehungsweise im Budget 
für das kommende Jahr zur Verfügung stehen 
werden . Auch hier möchte ich wiederum 
nur einige Ansätze hervorheben : Kapitel 20 
Titel 2, Kapitel 20 'ritel 3 und so weiter und 
so weiter. 

Für die Exportförderung - ich gebe der 
Wahrheit die Ehre - standen dem Handels
ministerium neben den Außenhandelsför
derungsbeiträgen der Bundeskammer im Aus
maß von 1 53 Millionen Schilling im Jahre 1961 
1 35.000 S zur Verfügung. Im Jahre 1 962 
werden 1 , 8 Millionen Schilling zur Verfügung 
stehen. 

Ich weiß, daß dieser größere Betrag, den 
die Wirtschaft selbst aufbringt und an dem 
sogar die Landwirtschaft beteiligt ist, vor 
allem für die Erhaltung und für den Ausbau 
unserer Außenhandelsstellen verwendet wird. 

Ich sehe im Kapitel 20 unter "Allgemeines 
Ausstellungswesen" eine Förderungszuwendung 
von 1 ,755 Millionen Schilling im Jahre 1 96 1 .  
I m  Budget 1962 wurde dieser Betrag auf 
1 ,557 Millionen gekürzt . 

Für das " Handwerkliche Ausstellungswesen" 
sind für das Jahr 1961  234.000 S praliminiert 
gewesen - also wahrlich wenig -, und im 
Budget 1962 stellen wir eine Kürzung auf 
207.000 S fest. (Präsident Hille g e i s t  über
nimmt den Vorsitz.) 

Für die " Förderung des Fremdenverkehrs" 
- ich habe es schon erwähnt - waren im 
V oranschlag für 1961 rund 44 Millionen 
präliminiert, im Budget 1962 sind hiefür rund 
43 Millionen Schilling eingesetzt worden . 

Für die "Wirtschaftsförderung" ist für 1 961 
eine Gesamtsumme von 30 Millionen Schilling 
veranschlagt gewesen, und - das ist ein 
erfreuliches Zeichen - für 1962 ist eine Er
höhung der Dotierung um 6 Millionen Schilling 
vorgenommen worden . 

Für die "Förderung des technischen Ver
suchswesens" ist im Budget 1 961 ein Betrag 
von 3,6 Millionen Schilling vorgesehen ge
wesen, im Budget 1 962 sind rund 3,2 Millionen 
Schilling vorgesehen - also wieder eine 
Kürzung ! 

Die Ansatzpost für die "Förderung der 
friedlichen Anwendung der Atomenergie in 
der gewerblichen Wirtschaft" war für 1961 
mit 1 Million Schilling dotiert ; im Budget 
1962 sind hiefür nur 900.000 S präliminiert. 

Für die "Förderung der Energiewirtschaft 
und Elektrotechnik" waren für 1 961 100.000 S 
vorgesehen, im Budget 1962 ist ein etwas 
höherer Betrag präliminiert. 

Wenn ich wieder so vorgehe wie bei der 
Beleuchtung der Gruppe Landwirtschaft und 
in den Voranschlägen 1961 und 1 962 von den 
Ausgabenssummen die Einnahmenssummen 
abziehe, so ergibt sich, daß 1961 dem Handels
ministerium inklusive der Aufwandskredite 
eine Summe von rund 42 Millionen zur Ver
fügung steht, im kommenden Jahr aber eine 
Summe von rund 45 Millionen Schilling, das 
ist eine Steigerung um 3 Millionen Schilling. 
Die Förderungsmittel der Landwirtschaft be
tragen nach dieser Berechnung also im Budget 
1 962 2,5 Milliarden Schilling, für die gewerb
liche Wirtschaft 45 Millionen Schilling. Das 
ist eine Differenz von rund 2,4 Milliarden 
Schilling. 

Meine Damen und Herren ! Wir wissen 
sehr wohl, daß unabhängig von diesen Zahlen, 
die im Budget aufscheinen, den größeren und 
insbesondere den großen Betrieben der ge
werblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft 
durch die Bewertungsfreiheit und den Export
betrie ben dazu noch durch die Regelung der 
Umsatzsteuerrückvergütung geholfen wird. Von 
dieser Regelung haben aber alle Mittelbetriebe, 
selbst wenn sie eine normale Ertragslage 
haben, blutwenig, die zehntausenden anderen . 
Klein- und Mittelbetriebe mit einem Gewinn, 
der kaum zu einem einfachen Leben reicht 
oder denen man wegen ihrer geringen Umsätze 
und Einkünfte vor allem aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung die Pauschalierung 
zuerkannt hat, überhaupt nichts, so wie diese 
Klein- und Mittelbetriebe blutwenig oder 
überhaupt nichts von den Möglichkeiten haben, 
von denen man hüben und drüben auf der 
Arbeitnehmerseite manchmal unter dem Titel 
"Steuerabsetzposten" schreibt und redet. Ge
rade diese Klein- und Mittelbetriebe ohne 
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Kapital, die jetzt - em Blick nach Amerika I übermittlung des ersten Jahresberichtes der 
und nach allen modernen Industriestaaten, Land,Yirtschaft, also des Grünen B'Srichte;; 
nach allen besser entwickelten Industrie- im Pl'iisidium der Bundeshandelskammer ge 
staaten beweist es - und auch in Zukunft geben. Es ist mir bisher leider unbekannt 
in einem demokratischen Staatswesen unent- - ich bekenne es -, warum man in einer 
behrlich sind, brauchen aber zur Anpassung bestimmten Kammermitteilung die Landes
ihrer Produktions- und Verkaufsstätten an kammern verständigt hat, daß nicht die Ab· 
die Erfordernisse der Zeit mehr Förderungs- sicht besteht, die Initiative zur Schaffung 
mittel als bisher , weil ihnen j a  wenig oder gar eines solchen jährlichen Berichtes über dioe 
keine Möglichkeiten auf dem Gebiet der Steuer- Lage der gewerblichen Wirtschaft für Re
absetzung, auf dem Gebiet der anderen in- gierung und Parlament zu ergreifen. 
direkten oder direkten Förderungsmaßnahmen, Ich bin darüber ni cht nur deshalb verWUll
also der Bewertungsfreiheit oder der Umsatz - dert, weil sich bisher gar kein zuständiges 
steuerrückvergütung, zur Verfügung stehen. beschlußfähiges Kammerorgan mit dieser Frage 
Ihnen sind im Gegensatz zu den Großunter- beschäftigt und zu einer ablehnenden Stellung
nehmungen in der Regel normale Bankkredite nahme aus welchen Gründen immer durch
überhaupt verschlossen. Wer ist darauf neu- gerungen hat, sondern auch deshalb vergierig, einem Kleinen etwas zu kreditieren ; wundert, weil ich mir einfach nicht vorstellen 
der kann j a  viel zuwenig Sicherheiten bieten. kann, daß man zu dieser Anregung eine 
Oder diese Betriebe müssen auf die Aufnahme ablehnende Stellung einnehmen kann. 
solcher Investitionskredite - ich rede gar 
nicht von den Betriebsmittelkrediten - ver
zichten, weil sie nicht imstande sind, Kredit
kosten von 9, 10 oder noch mehr Prozent zu 
erarbeiten. 

Daher, meine Damen und Herren, bin ich 
der Auffassung, daß wir uns in Hinkunft 
mehr als bisher und gemeinsam dazu durch
ringen müssen, die Notwendigkeit erhöhter 
Förderungsmaßnahmen für die Klein- und 
Mittelbetriebe zu erkennen und den Weg zu 
finden, der auch diesen Betrieben mit hun
derttausenden Beschäftigten mehr als bisher 
hilft, ihre Produktions- und Verkaufsstätten 
zu modernisieren, auszugestalten, um kon
kurrenzfähig zu bleiben oder konkurrenz
fähiger zu werden . 

Weil ich die bisher zur Verfügung gestellten 
Förderungsmittel zur Durchführung verbillig
ter Kreditaktionen für Klein- und Mittel
betriebe der gewerblichen Wirtschaft für 
völlig unzulänglich halte, habe ich schon 
bei der Behandlung dieser Voranschlagsgruppe 
im Finanz- und Budgetausschuß darauf ver
wiesen, daß es unumgänglich notwendig er
scheint, die gesetzlichen Voraussetzungen zu 
schaffen, damit gleich wie durch das Landwirt
schaftsgesetz das Landwirtschaftsministerium 
auch das Handelsministerium das Recht und 
den Auftrag bekommt, im Einvernehmen mit 
der zuständigen Kammer, ihren Bundes
innungen, Gremien und Fachverbänden jähr
lich der Regierung und der gesetzgebenden 
Körperschaft, dem Parlament, einen Bericht 
über die Lage der gewerblichen Wirtschaft 
mit Vorschlägen für notwendige Förderungs
maßnahmen zur Verfügung zu stellen. 

Ich habe diese Anregung schon im Vorjahr 
anläßlich der Verabschiedung des Landwirt
schaftsgesetzes oder unmittelbar nach der 

Der Herr Handelsminister hat danken.;;; 
werterweise im Finanz- und Budgetausschuß 
zugesagt, diese Frage mehr ala bisher zu 
studieren. Ich bitte ihn nur, dafür zu sorgen, 
daß meine Anregung möglichst bald - und 
da stelle ich mir vor : in den nächsten 
Monaten - aus dem Stadium der Prüfungen 
heraus- und einer Realisierung zugeführt 
wird. Zumindest wollen wir wissen, daß diese 
Frage nicht wie üblich auf die lange Bank 
geschoben wird. 'Vir müssen uns pro oder 
kontra bekennen mit einer Begründung, die
stichhältig ist. 

Unhaltbar ist bei der Gliederung unserer 
Kammerorganisationen etwa die Begründung, 
daß es zu schwer ist, bei der Vielfalt der ge 
werblichen Wirtschaft einen solchen Bericht 
jährlich dem Parlament oder der Regierung 
zu übermitteln. Wir haben eine Bundes
kammer mit den zuständigen Referaten, wir 
haben neun Landeskammern. In den Landes
kammern ist jeder Zweig der Wirtschaft in 
einer eigenen Sektion vereint, und im Rahmen 
jeder Sektion sind die zuständigen Innungen, 
Gremien, Fachgruppen vorhanden. Im Rah
men der Bundeskammer sind alle Landes
kammern zusammengefaßt ;  alle Sektionen 
sind zu Bundessektionen, alle Innungen zu 
Bundesinnungen, alle Gremien zu Bundes
gremien und alle Fachgruppen zu Bundes
fachverbänden zusammengefaßt. Die organi
satorischen Voraussetzungen sind bei uns 
also gegeben, um im Zusammenwirken mit 
den zuständigen Fachleuten so, wie es bei 
der Landwirtschaft bereits geschieht, der 
Bundesregierung und dem Parlament eine 
Untersuchung über die Situation in der ge
werblichen 'Virtschaft zu übermitteln. 

Schon im Finanz- und Budgetausschuß 
habe ich darauf verwiesen - ich muß e,,," 
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hier wieder tun -, daß auch dem Deutschen 
Bundestag auf Grund eines Initiativantrages 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
vom 20. Jänner 1 960 am 1 3 .  Juli ein Bericht 
des Wirtschaftsministers Erhard vorgelegt 
wurde, der auf 195 Druckseiten "über die 
wirtschaftliche" - ich muß jetzt zitieren -
"und gesellschaftliche Lage der in Handwerk, 
Handel, dem übrigen Ge"werbe und in 
den freien Berufen selbständig Tätigen und 
der bei diesen oder in anderen Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer" Aufschluß gibt. 
Es ist mir bekannt, daß dieser Bericht die 

. Grundlagen für eine Reihe von positiven, 
realisierbaren gesetzlichen Maßnahmen ge
schaffen hat. 

erst dann wird man objektiver als bisher die 
Dinge beurteilen und besser als bisher er
kennen, daß man es sich nicht so einfach 
machen kann, daß man nur die Großen sieht 
und bereit ist, die Kleinen zu vergessen. 

Es wird aber auch nur dann, wenn dieser 
Bericht vorliegt, möglich sein, zu erkennen, 
wie una.ufschiebbar notwendig es im gesamt
"wirtschaftlichen Interesse unseres Landes ist, 
Wege zu finden, die geeignet sind, vor allem 
den Klein- und Mittelbetrieben der gewerb
lichen Wirtschaft zu helfen, damit sie auch in 
Hinkunft und im Hinblick auf die Entwicklung 
zum europäischen Markt ihre volkswirtschaft
liche Aufgabe erfüllen können und nicht -
das ist kein Idealziel, und kann kein Idealziel 

Wie sich zeigt, hat man in der deutschen für uns Österreicher sein - etwa zum Schluß 
Bundesrepublik - auch das möchte ich in der Flut ausländischer kapitalstarker Un
besonders unterstreichen - nicht nur die ternehmungen untergehen. Im gegenwärtigen 
Notwendigkeit einer Untersuchung der Si- Stadium unserer Konjunktur und der Ent
tuation in den einzelnen Wirtschaftszweigen wicklung in unserem Lande ist es wahrsch ein
der gewerblichen Wirtschaft, ja einer Prüfung lieh noch möglich, rechtzeitig rettende lVIaß
und Schilderung der Lage der Selbständigen nahmen in dieser Richtung zu ergreifen. 
in diesen Wirtschaftszweigen und der bei Ich bitte darum nochmals den Herrn ihnen. �eschäf!,igten eingesehen, obwoh! es Handelsminister wie auch unsere Kollegen in dort mcht dIese umfassende und femge- der Koalition sich vor der Erstellun<r des g�iederte Kammerorganisation w�e bei uns r Budgets für

' 
das Jahr 1 963 zur Ei�sicht gIbt, sondern man hat sogar 

.
n�chts daran durchzuringen, daß erst mit der Schaffung gefunden - und das muß POSItiV vermer�t dieses Berichtes über die gewerbliche Wirtschaft werden, so weit müssen wir kommen, so WeIt oder nennen Sie das wie immer Sie wollen müssen wir uns gemeinsam durchringen -, meinetwegen eines Gewerbeplanes also eine� daß die Anregun� z� dies�m Bericht iI? Inter- Berichtes über die Lage der Klein-

' 
und Mittelesse der Selbstandigen m den Klem- und betriebe in der O'ewerblichen Wirtschaft und Mit.te�be.trieben von der . Frak�ion unserer der Arbeitnehme� , die bei ihnen beschäftigt SOZIalIstIschen BruderparteI ausgmg. sind, die grundlegenden Vorausset7;ungen da-

Wenn vielleicht bei uns aus mir unbekannten, für geschaffen werden können, daß wir aucb 
aber vermutbaren Gründen etwa die Indu- im Rahmen unserer Gesetzgebung auf den 
striellenvereinigung gegen die Schaffung ge- mannigfachsten Gebieten zu gerechteren Lö
setzlicher Grundlagen für die Erstellung eines sungen für alle Wirtschaftszweige, zu einem 
Berichtes über die Lage der gesamten ge- angemessenen Ausgleich der staatlichen För
werblichen Wirtschaft, also auch der ver- derungsmittel und endlich auch zu einer 
schiedenen Industriezweige, sein sollte - ich Verstärkung der Hilfsmaßnahmen für die 
weiß es nicht, aber ich könnte es mir vor- kleineren Selbständigen in der gewerblichen 
stellen -, so dürfte diese ablehnende Stellung- Wirtschaft kommen . 
nah me kein Hindernis für die Gesetzgebung Gestatten Sie mir in sein, für die Kammerorganisation und meiner 
Meinung nach auch - das ist eine Bitte an 
den Herrn Handelsminister - für das Handels
ministerium und für seinen Ressortchef als 
Minister selbst, initiativ wenigstens dafür 
vorzusorgen, daß - ich bin auch damit ein
verstanden - bald die Möglichkeit dafür 
geschaffen wird, daß Regierung und Parlament 
und die breite Öffentlichkeit durch einen 
solchen Bericht davon Kenntnis erhalten, wie 
wenig rosig die Situation vieler Klein- und 
Mittelbetriebe in Gewerbe und Handel, im Ver
kehr und Fremdenverkehr in Wahrheit ist . 

Zusammenhang mit 
meinen bisherigen Ausführungen, aber auch 
in Zusammenhang mit unserer bisherigen 
Aussprache - ich will nicht sagen Diskussion, 
ich will nicht sagen Debatte, sondern ich will 
von einer Aussprache reden, denn wir müssen 
ja versuchen, uns zu verständigen, das ist 
ein Element der Demokratie, und die Ver
ständigung über mannigfache Fragen ist nur 
möglich durch eine Aussprache, durch das 
Wecken des gegenseitigen Verständnisses für 
noch unerledigte Notwendigkeiten elie 
Frage zu beleuchten, inwieweit ein Grund 
zu einer allgemeinen Klage darüber besteht, 
wie schlecht es angeblich allen Bevölkerungs
teilen geht, und die Frage zu beleuchten, 

Wenn dieser Bericht vorliegt, werden manche 
Illusionen hüben und drüben zerstört werden, 
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wer wirklich Grund zu dieser Klage hat und 
wem wir daher durch geeignete Maßnahmen 
helfen müßten, aus den Schatten der heutigen 
Konjunktur ins Licht zu kommen. 

"\-Venn man heute - ich glaube, das ist eine 
objektive Betrachtung - wirklich gut ver
dienende Unternehmer oder Bauern, aber 
auch gutbezahlte Arbeiter oder Angestellte 
dort und da reden hört, so sieht es manchmal 
so aus, als ob es gegenwärtig allen schlechter 
ginge als in der Zeit des Kriegsinfernos oder 
in den ersten Nachkriegsjahren. 

Ich halte es für notwendig, in dieser Budget
debatte auch einiges anzuführen, was durch 
objektive Statistiken festgestellt wurde, denn 
man kommt angesichts des allseitig bemerk
baren Unbehagens oder Klagens unwillkürlich 
zur Stellung der Frage : Wie schlecht geht 
es heute wirklich weitesten Teilen aus allen 
Bevölkerung�schichten 1 

Nur einige Zahlen - ich will Sie nicht 
ermüden - aus dem Wirtschaftsstatistischen 
Handbuch : Im Jahre 1 953 hat es in Öster
reich bereits 74.000, im Jahre 1960 404.000 Per
sonenkraftwagen gegeben. Im Jahre 1953 
hat es in Österreich bereits 40.000 Mopeds ge
geben, die im Verkehr benützt wurden, im 
Jahre 1960 j edoch 380.000 Mopeds. Im Jahre 
1 953 gab es l l O.OOO Elektroherde, im Jahre 1960 
43Q.000 ; im Jahre 1 953 gab es 70.000 Heiß
wasserspeicher, 1960 270.000 ; Waschmaschi
nen gab es 1953 8000, im Jahre 1 960 230.000 ; 
Fernsehgeräte 1 953 4000, im Jahre 1 960 
rund 250.000 ; jetzt werden es wahrscheinlich 
schon viel mehr sein. (Abg. H a r t l :  Dank der 
Wohlstandspolitik der Ö V P !) 

Ich habe den Herrn Kollegen WaHner in 
Erinnerung, wie er aus dem Beispiel eines 
Bauern auf die Notlage aller Bauern geschlossen 
hat . Darum muß ich auch hier einige Zahlen 
bringen. Im Jahre 1946 hat es in Österreich 
7314 Traktoren gegeben, 1953 waren es bereits 
30.992 . (Abg . Dipl.-Ing. Pius F i n k :  Weil es 
zuwenig Arbeitskräfte gibt !) Wir reden jetzt 
nicht über Arbeitskräfte, wir sind glück
lich, daß wir gemeinsam so weit gekommen sind. 
Wir werden richtige Schlüsse ziehen. Gerade von 
Ihnen, Herr Kollege Fink, erwarte ich, daß Sie 
mir nicht ins Kräutl pfuschen ! (Heiterkeit.) Ja, 
das ist auch eine Frage, das weiß ich ; aber ich 
beleuchte jetzt einmal diese Frage : 1 959 hat 
es 1 1 3.000 Traktoren gegeben und am 1 .  April 
1 961 126.300 ; Mähdrescher gab es im Jahre 
1953 919,  im Jahre 1959 7500 ; Einachs-Trak
toren über 6 PS 1 953 395, jetzt 3000 ; Motor
mäher im Jahre 1 946 3834, 1953 rund 28 .000 
und 1 959 65.000 ; Melkmaschinenanlagen im 
Jahre 1946 rund 3500, jetzt immerhin schon 
2 1 .000. 

1\1eine Damen und Herren ! Aus diesen 
wenigen nüchternen Zahlen ergeben sich bei 

einer objektiven Betrachtung eJl1lge logische 
Schlüsse. Die gigantischen · Steigerungszahlen 
innerhalb weniger Jahre zeigen vorerst einmal 
auf, was durch die Arbeit und durch den Fleiß 
aller arbeitenden Bevölkerungsschichten er
reicht werden konnte. Diese Zahlen widerlegen 
alle, die mit unterschiedlichen Argumenten 
immer wieder den Wert der Zusammenarbeit 
der beiden großen Parteien unserer Volkes 
herabzusetzen oder zu bezweifeln versuchen. 
Sie beweisen im Gegenteil eindeutig den 
Erfolg dieser Zusammenarbeit und auch den 
Wert des bisherigen Zusammenwirkens . der 
Vertreter der drei großen Kammern mit dem 
Österreichischen Gewerkschaftsbund. 

Durch dieses immer wieder erreichte Zu
sammenreden und Zusammenfinden am Ver
handlungstisch ist aller Fortschritt auf wirt
schaftlichem und sozialem Gebiet unter Siche
rung des inneren sozialen Friedens in unserem 
Lande erreicht worden. Es ist leider so, daß 
man das zeitweise bei geeignetem Anlaß 
allen Menschen zum Bewußtsein rufen muß . 
Wie durch einwandfreie statistische Erhebun
gen festgestellt wurde, haben alle Bevöl
kerungsschichten, ob selbständig oder un
selbständig tätig, an der Vergrößerung des 
Wohlstandes, an dem Besitz von Fahrzeugen 
und technischen Geräten einen erheblichen 
Anteil. 

Unsere gemeinsame Aufgabe - das ist meine 
Auffassung - muß es vor allem sein, daß 
das Erreichte von allen, die es erreicht haben, 
gewürdigt wird. Wir müssen bemüht sein, 
das Erreichte ,,-eiterhin zu sichern und wenn 
möglich zu mehren. Vor allem aber wird es 
unsere Aufgabe sein müssen, denen, die bisher 
am Fortschritt, am Lebensstandard unseres 
Volkes einen zu geringen Anteil hatten, 
einen größeren Anteil zu verschaffen und auch 
ihnen - ich möchte sie als die vielfach unver
schuldet wirtschaftlich Zurückgebliebenen be
zeichnen - den Anschluß an die Entwicklung 
der Zeit zu ermöglichen. 

Unverschuldet wirtschaftlich Zurückgeblie
bene aber gibt es in allen Bevölkerungsteilen. 
Wir Sozialisten denken da an die kleinen 
Bauern ebenso wie an die nach wie vor schwer 
um ihre Existenz ringenden kleineren Ge
werbetreibenden. Wer einen Blick für die 
Wahrheit hat, wird nicht nur die kleineren 
Bauern ohne 45 Stunden-Woche sehen , er 
wird mir beipflichten müssen, daß er selbst 
viele kleinere Gewerbetreibende und Kauf
leute kennt, für die es fast keine Begrenzung 
der Arbeitszeit, trotzdem aber nur Einkommen 
gibt, die kaum über den Durchschnittslöhnen 
liegen. 

Mein Parteifreund Abgeordneter Hoffmann 
hat im Rahmen dieser Budgetdebatte bei 
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Kostroun 

einer anderen Gruppe auch aufgezeigt, wo 
es offenkundig lohnmäßig noch weit zurück
gebliebene Arbeitergruppen gibt. Er hat 
nur einige Beispiele aus der Textilwirtschaft 
angeführt. Wenn man von den Stunden
löhnen dieser Arbeiterinnen hört, dann 
muß man sich sagen : Unsere gemeinsame 
Aufgabe muß es sein, allen diesen wirtschaft
lich Zurückgebliebenen den Anschluß an die 
Entwicklung der Zeit, an die Erhöhung des 
Lebensstandards und an den Wohlstand zu 
verschaffen. 

Zu diesem Kreis von Menschen aus allen 
Bevölkerungsschichten , die auch heute noch 
nur einen so kleinen Platz an der Sonne 
haben, sind nach wie vor auch noch bestimmte 
Rentnerkreise zu zählen. Für sie alle bessere 
Existenz bedingungen und Lebensgrundlagen 
zu erreichen, bleibt das Bestreben von uns 
Sozialisten . Wir haben nur den einen Wunsch, 
daß wir gemeinsam den Weg zu einer Reali
sierung dieser unserer Bestrebungen finden. 

Dieser Weg wird meiner Meinung nach aber 
nur gefunden werden können, wenn die bis
herige Zusammenarbeit zwischen den beiden 
großen wirtschaftlichen und politischen Grup
pen dieses Landes nicht nur aufrecht bleibt, 
sondern sich sogar noch vertieft und sich - ich 
sage jetzt ein sehr gewagtes Wort - in den 
Beziehungen der Verantwortlichen vermensch
licht. 

Seit dem Bestand der Paritätischen Lohn
und Preiskommission, also e i n e r  der Formen 
des Zusammenwirkens von zwei Sozialpartnern 
mit unterschiedlichen Interessen und Auf
fassungen, gibt es hüben und drüben unter allen 
Sozialpartnern Diskussionen und Stimmen, die 
diese Zusammenarbeit für überflüssig, ja für 
ihren Teil sogar für unbequem und schädlich be
trachten. Die eine Seite, die Produktions- oder 
Handelsseite, sagt bei jeder Preiserhöhung : "\-Vir 
sind unfrei, wir müssen zur Paritätischen Lohn
und Preiskommission gehen und belegen, ob die 
Preiserhöhung berechtigt ist oder nicht. Ja, 
sicher, es gibt auch Arbeiter- und Angestellten
gruppen, die in ihren Entscheidungen frei  
sein wollen und ihre Wünsche einem objektiven 
Urteil einer gemeinsam gebildeten Kommission 
nicht gerne unterbreiten. 

Diese Diskussionen gibt es seit dem Be
stehen der Lohn- und Preiskommission. Aber 
ich möchte sagen : Alle, die auf beiden Seiten 
Träumen und Illusionen nachhängen und 
frei in ihren Entscheidungen sein wollen, 
sollten sich nicht nur vergegenwärtigen, daß wir 
den wirt.schaftlichen und sozialen Fortschritt 
ohne diese Zusammenarbeit niemals erreicht 
hätten ( Beifall bei der S pO) ,  ohne diese 
Disziplin niemals imstande gewesen wären, 
das alles für einen so großen Teil zu erreichen, 

sondern sie sollten angesichts der weltpolitischen 
Spannungen und unserer geographischen Situa
tion auch daran denken, daß es ohne Disziplin 
auf jeder Seite, ohne Vertiefung der demokrati
schen Zusammenarbeit bei einer vermeintlichen 
Freiheit für alle über gefährliche soziale Span
nungen und wirtschaftliche Rückschläge unter 
Umständen wiederum auch bald zu einer allsei
tigen politischen Unfreiheit kommen könnte 1 

Darum müßte, Hohes Haus, die gegen
wärtige Diskussion um eine gesetzliche Ver
ankerung der Paritätischen Lohn- und Preis
kommission für alle, denen die Zukunft 
unserer Wirtschaft und unseres Lan
des nicht gleichgültig ist und am Herzen 
liegt, in die Erkenntnis münden, den Fragen
komplex wie bisher am Verhandlungstisch 
- illusionsfrei auf beiden Seiten, das möchte 
ich sagen - positiv zu lösen. Dasselbe gilt 
aber auch für alle anderen Fragen, über die 
im wirtschaftlichen Interesse unseres Landes 
gegenwärtig verhandelt wird : Illusionsfrei und 
bereit, eine positive Lösung herbeizuführen, 
der eine bereit, den anderen zu verstehen, 
ihm nicht Unzumutbares zuzumuten, der 
andere bereit, für die Notwendigkeiten des 
anderen Verständnis aufzubringen, sich durch
zuringen zur Verständigung beider Teile , ohne 
Illusionen den Mittelweg, der zum Erfolg 
führt, zu finden und zu suchen - das ist 
trotz aller gegenteiligen Auf fassungen die 
Grundlage des bisherigen Erfolges gewesen.  

Ich will in diesem Zusammenhang der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß man zusammen 
mit den bereits beschlossenen gesetzlichen 
Maßnahmen auch bei den nun laufenden 
Verhandlungen bald zu einem Ergebnis kommt, 
das sowohl auf dem Preis- wie auch auf dem 
Lohnsektor zu positiven Ergebnissen und zu 
einer Beruhigung führt, damit eine weitere 
gesunde Entwicklung unserer Wirtschaft im 
Interesse aller Bevölkerungsschichten möglich 
gemacht wird. 

\Vir Sozialisten bejahen trotz aller Schön
heitsfehler, die aufzuzeigen ich mir heute 
erlaubt habe, den vorliegenden Budgetvoran
schlag, weil - ich habe es am Anfang meiner 
Rede festgestellt und möchte mit diesen 
Worten schließen - wir glauben, daß dieses 
Budget für 1 962 wirklichkeitsnäher als die 
Budgets der Vorjahre erstellt wurd,e und 
darum geeignet erscheint, einen wesentlichen 
Beitrag für die Weiterentwicklung unserer 
·Wirtschaft und darum auch für die Mehrung 
eines allseitigen Wohlstandes zu schaffen . 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Hillegeist : Als nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Mitterer in die 
Rednerliste eingetragen . Ich erteile ihm das 
Wort. 
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Abgeordneter Mitterer: Hohes Haus ! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! Wenn wir 
uns über die Fragen der Wirtschaftspolitik 
unterhalten, so zeigt es sich, daß diese Fragen 
so komplex und so weitläufig sind, daß sie 
zweifellos immer wieder in andere Ressorts 
hineinreichen und in andere Ressorts hinein
stoßen und daß es daher sehr schwierig sein 
würde, sich gen au an diesen Rahmen zu halten, 
daß es aber dennoch unvermeidlich scheint , 
zu allen Fragen, die in der gewerblichen 
Wirtschaft heute zu so besonders schwierigen 
Diskussionen führen, einige Worte zu sagen . 
Gestatten Sie daher bei dieser Art tour 
d'horizont, daß ich mit einer wichtigen Fest
stellung beginne, und zwar mit der Relation 
der öffentlichen Hand zur Privatwirtschaft. 

Charakteristisch ist in Österreich die inten
sive Teilnahme des Staates, der Länder, der 
Gemeinden an dem Wirtschaftsgeschehen in 
allen Bereichen, wie etwa bei der Grundstoff
industrie, bei der Elektrizitätswirt,schaft, bei <Bahn , Verkehr, bei den Monopolbetrieben, den 
Banken und deren Konzernbetrieben. Bereits 
1 959 betrug die Zahl der Beschäftigten in 
diesem Bereich rund 30 Prozent aller Dienst
nehmer, der Anteil am Sozialprodukt etwa 
29 Prozent, hievon 9 Prozent für den öffent
lichen Dienst und 20 Prozent für die ver
staatlichte Wirtschaft ohne Einschluß der 
KOllzernbetriebe. Der Anteil an den Brutto
investitionen beträgt 54 Prozent ohne Kon
zernbetriebe. Man kann also feststellen, daß 
die verstaatlichte Industrie sehr wesent
lich Nutznießer der Investitionsbegünstigung 
war, sonst wäre es ja niemals zu diesem Pro
zentsatz gekommen. 

Der Nominalwert der Kapitalbeteiligungen 
des Bundes betrug 1 956 rund 2,8 Milliarden 
Schilling, 1960 6,6 Milliarden Schilling ! Am 
Aktienkapital - und das erscheint sehr 
wesentlich - der 526 Aktiengesellschaften 
war Ende 1 960 die öffentliche Hand direkt 
mit 60,2 Prozent und indirekt - durch die 
verstaatlichten Banken - mit 1 1 ,4 Prozent 
beteiligt. Rund 72 Prozent, direkt und 
indirekt, sind somit praktisch der Verstaat
lichung unterworfen, und nur der Rest ist 
effektive, wirkliche Privatwirtschaft . Ich 
bringe das deshalb in diesem Zusammenhang, 
weil so gesehen die Dinge wesentlich anders 
zu betrachten sein werden. Mit Recht hat 
hier einmal ein sozialistischer Abgeordneter 
gesagt: In keinem westlichen Land ist die 
Verstaatlichung so weit fortgeschritten wie 
in Österreich. Das ist zweifellos richtig , ja 
sogar im Handel, durch die werkseigenen 
Betriebe der verstaatlichten Industrie, im 
Fremdenverkehr, durch die indirekte Ver
staatlichung der Hotel-Aktiengesellschaft, fin-

den wir dieselben Erscheinungen. Diese Betrie
be arbeiten sehr oft mit einem verzerrten Ko
stengefüge, nämlich verzerrt in der Richtung, 
daß man nicht immer feststellen kann, ob die 
dort als Kosten gebuchten Beträge tatsächlich 
alles ausmachen. Sie weisen daher nach innen 
einen sehr teuren Apparat aus, nach außen aber 
einen scheinbar sehr billigen Apparat. Für 
die private Wirtschaft ergibt sich daraus daher 
eine sehr schwere und mit verschobener Aus
gangs basis verbundene Konkurrenzierung . 

Die Gemeinwirtschaft bringt als letzten 
Slogan immer das Wort "Dienen statt ver
dienen" .  Ich glaube, daß hiezu zum Beispiel 
die Frage der Sozial dividende keine richtige 
Relation darstellt, denn sie ist weder eine 
Dividende noch sozial, sondern sie ist, des 
Parteichinesischen entkleidet und ins 
Deutsche übersetzt, einfach der Beginn eines 
15.  Monatsgehaltes. So gesehen ist natürlich die 
Privatwirtschaft in der Hinterhand, und wir 
dürfen uns dann nicht wundern, wenn ent
sprechende Kostenerhöhungen auch auf dieser 
Seite eintreten werden. Man kann nun sagen, 
daß man die Leistung pragmatisieren will ; 
aber ich frage dagegen : Woher werden wir 
dann Steuern einnehmen ? Was bleibt dem 
Volk als Eigentümer bei diesen Betrieben � 
Woher soll dann neues Kapital gebildet wer
den 1 Wenn die Steuern aus der Privatwirt
schaft zur Verfütterung an die Verstaatlichte 
verwendet werden, dann wird damit eine 
schwere Konkurrenzierung der Privatwirt
schaft ausgelöst, die natürlich ihre Konse
quenzen eindeutig ausweist . Auch die Privat
wirtschaft arbeitet sehr oft mit gebundenen 
Preisen, mit gestoppten Preisen - denken 
Sie nur an einen erheblichen Teil der Lebens
mittelwirtschaft, aber auch an andere Rela
tionen - ; dennoch muß die Privatwirtschaft 
Erträge ausweisen, weil ja die Inhaber von 
diesen Betrieben leben müssen, und sie müssen 
daher auch eine Steuerleistung erbringen. 

Der Herr Vizekanzler Dr . Pittermaml hat 
erklärt, daß er daran denke, die Gemein
wirtschaft, also die verstaatlichte Wirtschaft, 
auch auf die Finalindustrien auszudehnen, weil 
sich dort im Auslandsgeschäft ge""wisse Ver
dienstmöglichkeiten ergeben . Nun möchte 
ich eine sehr wesentliche Frage an die soziali
stischen Koalitionsfreunde richten, und ich 
möchte das deshalb wie folgt formulieren, 
damit Sie nicht glauben, daß das irgendeine 
Polemik beinhaltet. Ich möchte nur eine ganz 
konkrete Frage im Anschluß an die sich von 
der Rede meines sehr verehrten Herrn Vor
redners, die sehr vom Willen zur Zusammen
arbeit und vom Begriff der Zusammenarbeit 
getragen war, unterscheidenden Ausführungen, 
die der Herr Kollege Eibegger vor einigen 

85. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 74

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 85. Sitzung - 6. Dezember 1961 3657 

Mitterer 
Tagen in diesem Hause von sich gegeben 
hat , stellen . 

Nehmen wir nun an, es würde gelingen, 
daß Sie eines Tages die von ihm gewünschte 
Mehrheit bekämen, dann ergibt sich doch 
ganz konsequent die Frage : Wo in der ganzen 
'\Velt gibt es einen Staat mit fast totaler 
Gemeinwirtschaft nach sozialistischem Muster 
und Wunsch, bei dem die Privatwirtschaft 
nur mehr auf die Kleinstbetriebe beschränkt 
i:;:;t, der nicht zwangsläufig in der Volksdemo
kratie endet ? Das ist die entscheidende Frage ! 
(Lebhafter Widersp1'uch bei der SP(). - Abg. 
Rosa Jochman n :  Hören Sie auf damit !) 
Denn wenn alle großen und interessanten Be
triebe in die Gemeinwirtschaft eingegangen 
sind (Abg. Ros(t Joch mann : Das glaubt 
Ihnen keiner mehr I) , dann bleibt für die 
Priy,atwirtschaft nur ein ganz kleiner Rest. 
I�eider Gottes ist das nicht eine Erfindung von 
mir. Auch in Ihren eigenen Enunziationen, 
sogar in Ihrem neuen ParteipI'ogramm haben 
Sie geschrieben, daß die großen Betriebe der 
Gemeinwirtschaft angegliedert "verden sollen 
(Abg. H o loube k :  Wo steht das ? - Abg. Rosa 
J o c h mnnn : Das zeigen Sie mir !) und daß nur 
die Betriebe mit kleinerem Umfang in der 
Pri,atwirtschaft verbleiben sollen. (Abg. Rosa 
J 0 e h  m a n  n : Das glauben Sie selber nicht ! -
Abg. H o l o u b e k :  Wo steht das, He1'r Kollege ?) 
Das ist leider eine Tatsache, meine Damen und 
Herren ! Ich habe dieses Programm nicht zu 
verantworten, Sie haben es selber aufgelegt, 
und schon Ihre Nervosität zeigt ja, wie sehr 
Sie eine solche Frage trifft. (Abg. Dr. M i gsc h :  
Lesen Sie es, bevor Sie darüber reden !) 

\Vo an Stelle VOll tausenden Kleinbetrieben 
und "Mittelbetrieben einige monopolartige ver
staatlichte Großbetriebe vorhanden sind, dort 
ist die Freiheit verloren (Abg. Dr. Migs c h .' 
Eiferer !) ; "Tir haben das in anderen Staaten 
schon zu wiederholten Malen feststellen kön
nen. (Abg. K o n i r .'  Zum Beispiel in Amerika !) 
Dort steht dann nicht , wie sich der Herr 
Abgeordnete Mosel' ausgedrückt hat, im Mittel
punkt der Mensch, sondern dann stehen im 
Mittelpunkt die Bürokratie und der Terror 
des Konsumenten. (Beifall bei der () V  P. -
Abri. Rosa R ii c k .' Bei Ihnen steht im Mittel
pllnkt der Profit !) 

Der Herr Kollege Eibegger hat hier gesagt, 
daß wir von der Österreichischen Volkspartei 
aUe Sozialisten mehr oder weniger für eine 
Art Kommunisten halten. Das ist nicht wahr, 
auch das möchte ich hier deponieren, das 
ist unrichtig, das ist falsch. (Abg. Dr. Migs c h :  
Danke schön !) Aber wenn sie einmal in diesem 
Staate die erträumte Macht bekämen, dann 
würden sie von ihrer eigenen Entwicklung 
überrollt werden, und diese könnten Sie dann 

nicht mehr aufhalten, so wie der Zauber
lehrling, der die Geister, die er rief, nicht 
mehr loswurde. (Beifall bei der () V  P. -
Abg. H o l o ub e k :  Nur keine Sorge ! - Abg. 
Rosa J 0 c h m a n  n.' Lassen Sie das un.sere Sorge 
sein ! - Abg. F l ö t tl :  Denken Sie an den 
Oktober 1950 ! Damals haben die Sozialisten 
die Demokratie verteidigt !) 

Sie haben sich ja immer einen Grundsatz 
zu eigen gemacht : Wenn wir gewinnen, . 
dann sind wir die Sieger, und wenn wir ver
lieren, dann sind wir die Brüder ! Nach diesem. 
Grundsatz haben Sie gehandelt. Wenn Sie 
noch glauben sollten, daß das nicht richtig 
ist, dann hätte ich Ihnen, Herr Kollege 
Kostroun, gewünscht, daß Sie die Äußerungen 
des Herrn Dr. Auracher von der Arbeiter
kammer vor zwei Tagen bei einer Besprechung 
mit dem Herrn Justizminister gehört hätten. 
Ich muß Ihnen sagen : Das waren Urtöne 
schon sehr kommunistischer Art und haben 
mit etwas anderem nichts mehr zu tun. 
(Abg. Rosa J o c h mann : Das , was Sie sagen, 
si nd U rtöne ! ) 

Den Staat als Marktregelungsfaktor betonen 
und bejahen wir, aber nicht als ein superstaats
kapitalistisches Unternehmen, das den Men
schen verstaatlicht und dann sagt : Wir wollen 
einen verstaatlichten Menschen. (Abg. Rosa 
J o c h ma n n : Das sind Urtöne ! Bei Ihnen 
jed€smal !) 

Meine Damen und Herren ! Sie haben 
selber in Ihrer Zeitung - ich weiß nicht, 
ob Sie sie heute so wie seinerzeit bei einer 
Diskussion mit Herrn Kollegen Prinke als 
nicht Ihr Blatt bezeichnen -, in der " Arbeiter
Zeitung" , ein solches Exempel praktiziert, 
und zwar haben Sie in der " Arbeiter-Zeitung" 
vom 4. Oktober 1 961 auf Seite 3 unter dem 
Titel "Wer ist ein Kapitalist � "  geradezu ein 
Kabinettstück vorexerziert, das deshalb mit 
unserer Frage sehr zusammenhängt, weil es 
auf die Frage der Privatwirtschaft, des Privat
besitzes und seiner Bekämpfung sehr eingeht . 

Es handelt sich hier darum, daß am Ufer 
des sogenannten Donau-Oder-Kanals kleine 
Badehütten und kleine Strandbesitze entstan
den sind. In einem vorhergehenden Artikel 
wurde dagegen polemisiert. Daraufhin hat 
sich ein Eigentümer einer solchen Strandhütte, 
der "Mitglied Ihrer Partei ist, dagegen zum Wort 
gemeldet, und darüber wird nun in dem Artikel 
geschrieben. Es steht hier erstens einmal : 
" Kapitalismus ist kein Schimpfwort " .  Für 
uns ist das nichts Neues, für Sie aber offenbar 
ja.  

Sie schreiben hier dann einen Satz, und 
den sollte man sich doch sehr gut merken : 
"Geldgier bringt Segen und Fluch ."  Ich 
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Mitterer 
höre das zum erstenmal von Ihrer Seite, aber 
Sie müssen es j a  besser wissen. Aber "venn 
hier steht - ich lese das jetzt deshalb vor, 
damit Sie nicht sagen, ich hätte das irgendwie 
anders gebracht - :  "Eine weise Gesellschafts
ordnung wird sowohl die sozialen wie auch 
die egoistischeren Antriebe des Menschen" ent
sprechend lenken müssen, dann muß ich 
sagen : Wohl Ihnen, wenn Sie solche Weise 
haben ! Bis jetzt haben wir davon allerdings 

. nichts bemerkt. (Abg. Dr. M igs c h :  Sie merken 
ja gar nichts ! Sie merken ja überha1tpt nichts ! 
Sie leben ja auf dem Mond !) 

Was nun weiter hier steht, ist sehr interessant, 
und ich würde alle Damen und Herren aus 
Ihrer Partei, die Badehütten und dergleichen 
besitzen, fragen, ob sie das auch jetzt schon 
tun, denn es gibt ja außerhalb des Donau-Oder
Kanals schon andere solche Besitzungen. 
Es heißt nämlich in diesem Artikel : "Freilich, 
Sozialismus am Donau-Oder-Kanal wäre anders. 
Er würde ungefähr so aussehen : Ein gepflegtes 
Parkufer für Ausflügler und Wildbadende, 
öffentliche Parkplätze, ein Strandbad mit 
Eintrittsgeld, " - hoffentlich nicht vOn der 
Gemeinde Wien, sonst würden die Preise 
erhöht, wie Sie es j etzt tun - "am Wochenende 
eine gute Autobusverbindung, auf einem Teil 
des Ufers moderne Strandhäuser, die aber 
nur tage-, wochen- oder auch saisonweise 
vermietet werden - so daß viel mehr Leute 
in den Genuß einiger Erholungstage . . .  kom
men könnten." (Abg. Hol o u b e k :  Was ist 
da schlecht daran ?) 

sich vor : Das gibt es in Amerika auch !) Das 
weiß ich, gnädige Frau, aber trotzdem kann 
man nicht sagen : das ist kapitalistisch oder 
nicht kapitalistisch. Das ist mir vollkommen 
bekannt. (Abg. Rosa Joch m ann: Wunder
schön ist das sogar !) Ich kenne es ganz gellau. 
Die Theorie ist ja sehr schön, aber da man genau 
weiß, daß das praktisch nie durchführbar 
sein wird, ohne in jene Richtung abzukommen, 
die Sie selbst nicht haben wollen, wie Sie be
haupten, so sollten wir doch erkennen (Abg. 
Dr. M igs c h :  Der Mann hat keine Ahmmg, 
was in . der Welt vor sich geht !), daß die ge
meinwirtschaftliche Entwicklung Österreichs 
nicht dazu führen darf - wie wir es etwa 
bei der Tagung der Gemeinwirtschaft erlebt 
haben -, daß kommunistische Delegationen 
en masse hier sitzen, noch dazu auf unsere 
Kosten, weil das nämlich als Regie bei den 
Staatsbetrieben abgebucht wurde, während 
sich der Westen völlig davon distanziert hat. 
Das war bezeichnend genug. Diese Tagung 
hat über 1 Million Schilling gekostet, 
die damit praktisch den Betrieben entzogen 
worden sind. ( Abg. Dr. M i  g s c  h :  Reden 
Sie über die Ö V  P-Mandatare, die an den 
Kohlengeschäften der Komm'ltnisten beteiligt 
sind ! Reden Sie darüber !) 

Die Privatwirtschaft mit tausenden Betrie
ben, die selbstverantwortlich und initiativ 
arbeiten, ist zweifellos der Garant einer 
Freiheit, wie wir sie uns alle zusammen nur 
wünschen können . Der. Herr Kollege Kostroun 
hat ja schon darauf hingewiesen - und ich 
bin ganz seiner Auffassung -, daß es richtig 

Ich glaube, sehr viele Ihrer Mitglieder ist, wenn wir diesen kleinen privatwirtschaft
wären nicht bereit, ihre wohlerworbenen lichen Betrieben eine entsprechende Würdi
Wochenendhäuser in den Badeanlagen ab zu- gung angedeihen lassen, denn sie sind letzten 
geben und jedes Jahr jemand anderen dort Endes jene, die am Schlusse immer wieder' 
einziehen zu lassen. Es sind j a  einige Promi- eingesprungen sind, wenn es zu Notzeiten nente unter ihnen, ich habe aber noch nie gekommen ist. 
gehört, daß sie das tun. (Abg. Rosa J och- Bei dauernd steigenden Kosten die Preise. 
m a n n :  Davon ist keine Rede ! Davon reden zu senken � dieses Verlangen ist eine Illusion .. 
ja nur Sie !) Das steht j a  hier wortwörtlich : ·Wir haben die 45 Stunden-Woche und ihre 
Das wäre die sozialistische Ordnu�g. (Abg. Folgen zu überwinden. (Ruf bei der SPÖ : In 
Rosa J o c�m a n n :  In der Zukunft wtrd manch�s Amerika arbeiten sie 35 Stunden !) Wir haben 
anders setn !  - Abg. Holo1l b e k :  Was tst bei der "zementierten" Vollbeschäftigung einen 
denn schlecht daran ? - Abg. J( uns t : Ist Leistungsrückgang. Wir haben eine Produk
de1' Vorschlag schlecht ?) I tivitätssteigerung, die dieser Kostenentwick-

In dem Artikel heißt es am Schluß : "Wir lung nicht mehr folgen konnte. Daher sind zwar 
können also unseren Briefschreiber beruhigen : . die Eingänge bei der Umsatzsteuer und bei 
Er ist kein Kapitalist. Das hat aber gar nichts der Lohnsteuer gestiegen, weil ein größeres 
mit der Frage zu tun, ob die Verbauung Lohnvolumen zur Auszahlung gelangt, aber 
und Vergebung des Erholungsraumes am die Einkommen und damit die Einkommen
Rande von Wien nach kapitalistischen Metho- steuer der Betriebe sind zurückgegangen. 
den erfolgt - oder nach besseren. "  Der Das ist eine Entwicklung, die Sie heute in 
Briefschreiber ist offenbar der Auffassung, ganz Österreich - Herr Kollege Kostroun 
daß seine Art, selbst dieses Häuschen zu besit- ' hat darauf hingewiesen - selbst überprüfen 
zen, die bessere Auffassung sei, und ich glaube können. 
nicht, daß er sich Ihrer Auffassung anschließen Es gibt ständig Kostensteigerungen. "ViI' 
wird. (Abg. Rosa Jochma n n :  Stellen Sie haben doch heute wieder gehört , daß man mut-

85. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 74

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 85. Sitzung - 6. Dezember 1961 3659 

Mitterer 
willig Beträge hinauswirft für eine Propaganda, 
für eine Institution, die sowieso besteht, 
der man sich ja nicht entziehen kann. Was 
hier zu lesen steht, sind keine Autobusver
bindungen, sondern Einrichtungen eines Mono
polbetriebes, für die es praktisch keiner Pro
paganda bedürfte, denn ich glaube nicht, 
daß es eine private Briefträgervereinigung 
gibt. (Abg. Rosa Jochm a n n :  Es gibt außer
halb Osterreichs auch so etwas ! - Ruf bei der 
S pO : Was für eine Propaganda macht der 
J.fautner j(arkhof ?) 

Die Erhöhungen der Löhne, der Tarife, 
die Freizeitentwicklung, die Abgabenerhöhun
gen, sie alle haben dazu geführt - erst kürz
lich erfolgte eine 9prozentige Erhöhung im 
Bereiche des Handels -, daß die Kosten 
pausenlos gestiegen sind. Es gibt sicherlich 
überall gut Verdienende ; Herr Kollege 
Kostroun hat mit Recht darauf hingewiesen. 
Aber das ist für uns keine Basis, darüber zu 
diskutieren, denn die gibt es bei allen, meine 
Damen und Herren ! Ein Generaldirektor in 
den großen verstaatlichten Betrieben hat heute 
auch ein Einkommen, das sich ein mittlerer 
Betrieb nicht träumen läßt. Wir können aber 
deswegen nicht sagen : Wir reden nicht über 
Lohnfragen, weil der Herr Soundso viel ver
dient. Wenn es mehrere andere private Be
triebe gibt, die heute auch noch sehr gut ab
schneiden, so bildet das doch keine Basis, 
keinen Vergleich und läßt keine Schluß
folgerungen zu auf die Einkommensverhält
nisse in der breiten Masse unserer Betriebe. 
Ihr eigener Parteifreund hat darauf hinge
wiesen, wie es dort wirklich aussieht, wie die 
Verhältnisse wirklich sind. 

wird, dazu zwingen, entsprechende Preisunter
schiede zu machen. Herr Abgeordneter Winkler 
hat hier im Hause selbst gesagt : Die Preise 
macht der Markt. Offenbar dämmert es doch 
auch dort auf, daß man die ökonomischen 
Grundgesetze nicht auf den Kopf stellen kann. 

Zur Marktentlastung, zur Entlastung des 
Preisauftriebes gibt es bewährte klassische 
Methoden. Ein Herr hat damals den Zwischen
ruf gemacht : "Ich weiß, die Umsatzsteuer
rückvergütung ! "  (Zwischenruf bei der SP(J : 
Senkung der übertriebenen Zwischenhandels
spannen !) Das hat damit überhaupt nichts 
zu tun, sondern es gibt jene klassischen 
Methoden zur Bekämpfung des Preisauf
triebes, die heute in der Wissenschaft, in der 
Nationalökonomie, eindeutig feststehen, und 
es hat keinen Sinn, weiter darüber zu disku
tieren. Das sind : Herabsetzung der Ein
fuhrspesen, das heißt der Zölle, Liberalisierung 
der Einfuhren und entsprechende Liberalisie
rung des Arbeitsmarktes. (Abg. Dr. M igsch:  
Dagegen wehrt ihr euch ja !) Das kann man aber 
nur in einem Akt durchführen. Man kann nicht 
auf der einen Seite die Liberalisierung des 
Arbeitsmarktes auf den Nimmerleinstag ver
tagen und auf der anderen Seite die anderen 
Maßnahmen setzen (Beifall bei der 0 V P), das 
muß in einern Akt erfolgen. 

Wir können nicht, so wie es in den Diktatur
staaten einmal üblich war und heute im Osten 
auch noch üblich ist, die Kaufkraft nach 
Diktaturmethoden abschöpfen. Daher müs
sen wir zur Kenntnis nehmen, daß laut An
gaben der Statistik, die man auch dann gelten 
lassen muß, wenn sie einmal gegen das eigene 
Konzept sprechen, die Masseneinkommen 

Nun hat man einen Entwurf für ein Preis- dauernd gestiegen sind, die Gütermenge aber 
überwachungsgesetz vorgelegt, der nicht darauf mangels einer in gleicher Weise steigenden Pro
Rücksicht nimmt, daß es noch nie, nicht ein- duktivität nicht. Daß die Löhne im letzten 
mal in Rußland mit allen Diktatur- und Jahr eine Erhöhung um rund 1 1  Prozent 
Terrormaßnahmen, und auch nicht in der natio- und die Preise um rund 5 Prozent erfahren 
nalsozialistischen Ära gelungen ist, den Grauen haben, wie aus den "Statistischen Nachrichten" 
und Schwarzen Markt zu verhindern, wenn und aus den Erhebungen hervorgeht, ist also 
man ökonomische Grundgesetze auf den Kopf keine bloße Beha�J>tung, die ich hier aufstelle. 
stellt. Das ist also keine Frage von Kapi- (Ruf bei der SPO : Trotzdem sind die Löhne 
talisten oder Nichtkapitalisten, sondern das noch weit zurück !) Wir reden nicht von der 
sind ökonomische Grundgesetze, die selbst Höhe der Löhne, weil wir auch nicht von der 
in diesen Ländern nicht verachtet werden Höhe der Preise reden. Es gibt eine Reihe 
können. Weder die Arbeitgeber noch die I von Preisen, die noch nicht den Weltmarkt
Arbeitnehmer haben etwas zu verschenken, preis erreicht haben, und es gibt Löhne, die 
und mit der Polizei wird man ökonomischer noch nicht den Weltmarktlohn erreicht haben. 
Entwicklungen nicht Herr werden. Aber man kann nicht abstreiten, daß die 

Es ist zum Beisp' 1 doch auch der Nacht- Relation 5 :  I I  steht, wie Sie es selber in den 

strom - ich kritisi�;e das nicht, ich gebe es "Statistischen Nachrichten" nachlesen können. 

nur als Beispiel an - billiger als der Tag- Es gibt natürlich überaU schwarze Schafe. 
strom, obwohl die Erzeugungskosten bei beiden Es gibt Arbeitnehmer, die schwarz arbeiten, 
völlig gleich sind. Es sind ökonomische Über- und es gibt Arbeitgeber, die Dinge machen, 
legungen, die jedes Elektrizitätswerk, ob es die nicht gemacht werden sollen. Aber das 
nun privat oder gemeinwirtschaftlich geführt kann kein Maßstab sein für die Beurteilung 
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der gesamten Wirtschaft. Wenn Sie nun in Es gibt dafür ein sehr typisches Beispiel : 
diesem Gesetzentwurf wieder die Hexenver- Der Herr Bundesminister für Inneres hat 
brennung und den Pranger einführen wollen, 450 Fleischhauereibetriebe überprüfen lassen,. 
dann muß ich sagen : Diese Zeit ist Gott sei und er hat einen einzigen Preisanstand fest
Dank vorüber. Wenn Sie glauben, daß Sie stellen können - bei der WIFLAG, die eine 
dadurch das Wachstum gleichmäßig fördern gemeinwirtschaftliehe Unternehmung iRL 
werden - wie es in der Legende zu diesem (Heiterkeit bei der Ö V P.) 
Gesetz heißt -, dann wird Ihnen jeder Volks
wirt sagen, daß das blühender Unsinn ist. 
(Abg . H o r r :  Prinke, heute ist der 6. Dezember, 
der Krampus kommt !) 

Es ist immer wieder von "kostendeckenden 
Preisen" gesprochen worden. Ich möchte dazu 
eine Feststellung treffen : Diesel' von Ihnen. 
als etwas besonders Schönes erfundene kosten
deckende Preis ist in vielen Fällen ein blühen
der Unsinn, wenn Sie ihn als Basis für Preis
überlegungen nehmen, denn es gibt Kosten, 
die nachweisbar sind und die in das Kosten
gefüge eingehen - man kann nur über eines 
streiten : ob sie auch notwendig sind. Es gibt 
Elektrizitätswerke, die ein Hotel führen,  es 
gibt privatwirtschaftliche Betriebe, die Dinge 
machen, die nichts mit den direkten Kosten 
zu tun haben, und sie werden dennoch als 
Kosten gerechnet. Man kann daher speziell bei 
Monopolbetrieben den kostendeckenden Preis 
nicht a priori als richtig anerkennen, sondern 
man muß erst prüfen, ob diese Kosten auch ge
rechtfertigt sind. Sehr oft sind sie es nicht, und 
daher ist die Anwendung von kostendeckenden 
Preisen nur beschränkt gerechtfertigt. (Zwi
schenruf bei der S PÖ : Siehe die verstaat
lichten Betriebe !) Die verstaatlichten Be
triebe, natürlich ! Es ist die Frage, ob das, 
was hier an Aufwand getrieben wird, notwendig 
ist. Das sind zwar Kosten, aber ob sie not
wendig sind, darüber ist in diesem Hause 
schon sehr viel diskutiert worden. 

Meine Damen und Herren ! Wenn Sie in 
dem Gesetzentwurf den Schleuderer als das 
Wirtschaftsidol des 20. Jahrhunderts hin
stellen, jeden, der den Preis unterbietet, auch 
wenn er schleudert und sein eigenes Kosten
gefüge unterbietet, dann können wir uns 
allerdings nicht finden. Wir werden uns 
finden, wenn Vorschläge gemacht werden, u m  
das z u  erreichen, was wir beide wünschen, 
nämlich eine Beruhigung auf dem Lohn- und 
Preissektor, aber nicht auf einem Sektor allein. 

Das bestehende Preistreibereigesetz bietet 
genügend Handhaben, es ist ja da, es muß nicht 
erst geschaffen werden. Es wird aber deshalb 
sehr wenig angewendet, weil es sehr wenige 
Anzeigen gibt, weil sich die Behauptungen, 
die dauernd aufgestellt werden, daß die Preise 
immerfort überzogen werden, offenbar als 
Hypothesen und nicht als beweiskräftige 
Argumente entpuppen. Andernfalls müßten 
wesentlich mehr Anzeigen erstattet werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
ein Thema zu sprechen kommen, das uns 
alle - das ist absolut nicht polemisch -
sehr interessieren sollte. Es ist die Frage einer 
besseren Käuferdisziplin - im Zusammen
hang damit werde ich dann auf die Konsu
mentenberatung zu sprechen kommen -, die 
sich auch darin auswirken müßte, daß die 
Käufer nicht im Februar Tomaten, im Dezem
ber Salat und im Mai Kirschen essen, dafür 
aber die Produkte, wenn sie wirklich qualitativ 
hochwertig und billig sind, in elen Mistkorb 
werfen . Wir sollten in der Konsumenten
information noch mehr als bisher den Käufet' 
darauf aufmerksam machen, daß er markt
konform einkaufen müsse, daß er bestimmte 
Produkte nicht immer dann verlangen soll, 
wenn sie nach dem eisernen Gesetz des Wachs
tums und der klimatischen Verhältnisse be-
sonders teuer sind. 

Ich weiß, daß die Konsumentenberatung 
hüben und drüben einer herben Kritik unter
zogen wird. Beide Exponenten dieser Kon
sumentenberatung - sowohl Frau Abgeord
nete \Veber als auch ich - haben sicher
lich keinen leichten Stand. Aber ich glaube, 
es war richtig, daß sich alle zusammengefunden 
haben, um sicherzustellen, daß eine echte , 
neutrale und wirklich objektive Konsumenten
beratung, wie sie heute in der ganzen Welt 
Geltung hat, auch bei uns Einzug hält. Der 
Grundsatz : obj ektiv, neutral und fachlich 
mit keinerlei Di;kriminierung, die gegenseitige 
Aussprache des Konsumenten mit der Er
zeugung und mit dem Handel, das ist es, was 
alle in diesem Lande zweifellos begrüßen. 
Es ist, gewiß nicht leicht, für manche Artikel 
eine Konsumentenberatung durchzuführen, weil 
die Fragestellung oft sehr verschieden ist, 
wie dies erst jüngst ein Referent aus Deutsch
land in der Konsumentenberatungswoche zum 
Ausdruck gebracht hat. 

Wir sollten doch etwas mehr als bisher ver
suchen, den Ursachen auf den Grund zu gehen 
und nicht nur immer die Folgen dieser oder 
jener Dinge zu bekämpfen. Wir haben Preis
steigerungen in der ganzen Welt erlebt,  und es 
ist unsere Aufgabe, sie in möglichst niedrigen 
Grenzen zu halten, wie es auch unsere Auf
gabe sein wird, jene Gruppen, die sich noch 
nicht in der Konjunktursonne wärmen kön
nen, entsprechend nachzuziehen. 
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Da� darf aber nicht s? erfolg�n, daß ger.ade 11 soweit übe: diese nicht be�eits das letzte 
von Jenen Gruppen, dIe an sICh gar mcht Mal abgestImmt wurde. Es 1st daher heute 
schlechtgestellt sind, immer wieder For- über die Gruppen III, IV, VII, VIII und XII 
derungen gestellt werden, die von den anderen · abzustimmen. 
erst nac�gezogen wer

.
�en. Wir habe.n ei1�e Ich lasse zuerst über die Gr u p p e  HI ab-ganze ReIhe solcher Falle erlebt, und ICh bm stimmen Diese umfaßt das Kapitel 8 '  Äußeres 

der Ansicht, daß hier die Wurzel der Schwierig- ' 
" 

keiten liegt. W'enn wir nur jene Gruppen echt . Ich bitte. je�le Frauen und Herr�n,  die 
nachziehen, die es wirkli ch notwendig haben, dIesem Kafntel m der Fassung der RegIerungs
dann werden wir zweifellos leichter zu einer I vorlage ih�e Zustimmung geben ,vollen, sich 
Regelung kommen. von den SIt�en zu �rheb�n.  - (Abg. Dokt�r 

U d d Z ·  . . h d d Herr H urde s :  G�bt es hl,er ke�ne Berwhterstatter :) n nun zu em wiegesprac , as er . . .  . 

Abg d t W· kl d I '  d D batte Ich danke. DIes 1st dIe MehrheIt. An &!e-eor ne e In e r  ama s I n  e r  e �. 

mit mir geführt hat. Er hat mich ununter- ll o m m e n. 

brochen apostrophiert und hat gefragt : Wie Zu dieser Gruppe liegen keine Ent-
vereinbaren sich diese Theorien, die Sie ver- schließungsanträge vor. 
treten, mit den Maßnahmen, die für die 
Bauern getroffen werden ? Erstens möchte 
ich sagen : Wir vertreten nicht den schranken
losen Manchester-Liberalismus, sondern wir 
vertreten die soziale Marktwirtschaft. Das ist 
zweifellos etwas ganz anderes, und wir sollten 
einmal davon abgehen, a priori gegen irgend
eine neue Entwicklung Stellung zu nehmen, 
nur weil es nicht die geliebte Planwirtschaft 
ist. :Meine D�"men und Herren ! Den Auf
stieg aller in der deutschen Bundesrepublik 
verdankt dieses Land nicht planwirtschaft
lichen Maßnahmen, sondern dem sozialen 
marktwirtschaftliehen Konzept. Natürlich hat 
das auch Schattenseiten wie jedes System , 
selbstverständlich ! Aber wir können wohl 
sagen : Der Erfolg für den arbeitenden Men
schen ist auch dort wesentlich besser gewesen 
als in den Diktaturstaaten des Ostens, die alles 
planwirtschaftlieh regeln. 

Er hat weiter gefragt : 'Varum vertreten 
wir diese Grundsät:?;e nicht auch für die Land
wirtschaft � Ich darf darauf sagen : Erstens 
läßt sich die Sonne und die Bodenbeschaffen
heit nicht liberalisieren, zweitens haben die 
Tiere noch nicht die Fünftagewoche einge
führt, und der Bauer hat es heute äußerst 
schwer, sich den Gegebenheiten der modernen 
Marktwirtschaft anzupassen. Und noch et
was, meine Damen und Herren 1 Wenn eines 
Tages hier in diesem Lande die Sturmglocken 
wi�der läuten sollten, dann erwarten und ver
langen wir vom Bauern das Brot, und daher 
müssen wir ihm auch das Lebensrecht sichern ! 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Hillegeist : Ich muß leider den 
Herrn Redner wegen der bevorstehenden Ab
stimmung unterbrechen, außer er wäre in 
der Lage, seine Rede innerhalh ganz kurzer 
Zeit zu beenden. 

Die Debatte isc also zunächst U ll t e r  br o e h e n . 
Wir kommen nun zur A b s t i m m u n g  

über die bÜlher behandelten Gruppen und die 
hiezu eingebrachten Entschließungsanträge, 

Die Herren Spezialberichtersbatter werden 
gebeten, bei den sie betreffenden Kapiteln 
ihre Plätze einzunehmen. (Abg. Z e i lli n g e r :  
Auch die Regierung !) 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die G r u p p e  IV. Diese umfaßt Kapitel 9 :  
Inneres. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
diesem Kapitel in der Fassung der Regierungs
vorlage ihre Zustimmung erteilen, sich yon 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Mehr
heit. A n g e n o m m e n .  

Auch zu dieser Gruppe liegen keine Ent-
schließungsanträge vor . 

' 

Ich reagiere auf den Zwischenruf, der so
eben gefallen ist, und darf den Herrn Bundes
kanzler, den Herrn Vizekanzler und den 
Herrn Bundesminister für Inneres entschul
digen . Sie haben ihr Fernbleiben ausdrück
lich erbeten, weil sie augenblicklich mit 
einer dTingenden Beschäftigung belastet sind 
und daher nicht hi0herkommen können. Die 
Regierung ist vertreten. (Präsident H i I I  e
g e i s t  weist a7tf den Bundesminister für Jusüz 
Dr. Broda, der auf der RegieT'ltngsbank Platz 
genommen hat.) 

Sodann wird den G'Ii'UlJpen 
rIl: Kapitel 15:  Soziale Verwnltung, 7l nd 

Kapitel 28 Titel 9 :  Bundesapothelcen, 

rIII: Kapitel 19 : Land- und Forstwirtschaft, 
und Kapitel 28 TÜel 3 :  Österreichische Bnndes
forste , sowie 

-,YII: Kapitel 23 : Landesverteidigung, 
in del' beantragten FasS7tng - unter Be

rücksichtigung der Druckfehlerber'ichtigungen zu 
den Gruppen V I I und V I I I - mit Mehrlleit 
die vertassung.smäßige Genehm i g'lt n g  erte.ilt . 

Der gemeinsame E n tsch l i e ß 1� n g s a n t 1'ag  
der Abgeordneten Hillegeist, VoUmann und 
Dr. Kandutsch zu Gruppe VII (S. 85,25) 
wird e i ns t immig  a n g e n om m e n .  
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Präsident Hillegeist : Wir setzen die unter- Forschung keine fortschrittliche Wirtschaft 
brochene Debatte fort. geben kann und daß daher alle, gleichgültig 

Zum Wort kommt der Herr Abgeordnete 
Mitterer, dessen Rede ich vorhin unter
brechen mußte. 

in welchem Lager sie stehen mögen, an der 
Forschung besonders interessiert sein müßten. 

Nun zu einer anderen Frage, die erst jetzt 
Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Meine in die Verhandlung gezogen wird und für die 

Damen und Herren ! Es ist bekannt, daß auch schon eine Reihe �on Vorbesprechungen statt
die landwirtschaftlichen Produkte in der ganzen g�funden hat : die Kartellgesetzno�elle, an 
Welt eine Sonderstellung genießen. Es wird I d�e �an so große Hoffnungen knu�ft. �s 
Ihnen ebenso bekannt sein, daß zum Beispiel I gIbt uberhaupt nur 67. Kartelle, davo� .... 3 Preis
in Amerika gestüt te land ' t h ftl' h kartelle, und davon wIeder nur 12 PreIskartelle, z WIr sc a 10 e d' f" d K t " b h . E Preise in Form der Abnahmeverpflichtung und w . ur en onsumen en u er . aupt m . �-
eines bestimmten Abnahmepreises bestehen schemung treten. Der Rest betrIfft InvestItI
Ich glaube daher, daß man nicht ' davo� onsgüter und jene Güter, die nicht dire�t 
sprechen kann, daß die Exporte aus den an den Konsumenten gelan�en. Der An�eIl 
großen Überschußländern zum Normalpreis �e{ 

p
lnland�are tm �r.eIska��ell 

3
bet

p
ragt 

erfolgen,  sondern hier handelt es sich um ' roze�t, er von .nvestitlOnsgu ern. ,5 �o
Exporte zu manipulierten Preisen, die daher ze�t .  Es Ist. nachgewiesen, daß �er PreIsanstwg 
auch nicht ein Maßstab für die eigenen land- beI kartellIerten Waren weruger rasch er-
wirtschaftlichen Preise sein können. folgte a�s bei an�eren ,Waren, weil der Markt-

. . . . . mecharusmus h1er mcht voll zum Tragen SlChe.rhch l?Ibt es �uch. m �e� L�ndwirtschaft kommen kann und erst ein sehr kompliziertes Ungere�mtheiten, . WIe . .  WIr SI� Ja m der ganzen Bewilligungsverfahren einsetzen muß. Es ist VolkswIrtschaft m OsterreIch heute finden . also nicht so daß alles das was im Kartell Solange . es �ber politi�che Prei�e gibt und geschieht, schlecht ist, wie ' auch sicher am "zem.en�Iert: SubventlO�en, wIrd , es sehr Kartell nicht alles gut ist. Wir sollen uns s�hww�rIg sem, zu echten Losungen z� k?mm�n, daher zu dem Begriff des Mißbrauchsprinzips SIe wI�sen, �aß es .. nahezu unmo�llCh 1st, und nicht des Verbotsprinzips durchringen, den MIlchpreIs zu andern, und SeI es nur weil man auch hier nicht das Kind mit dem um .lO oder 20 Gros.chen, daß a?e� bei. ande�ell Bade ausschütten soll. (Abg. Kun s t :  Dazu Tanfrege�ungen, d
,�
e zun: BeIspiel . 1Il 'YIell gehören abe1' auch die Prei8absprachen I) Ich e�folgt �md, Betrage, . �Ie wes�nthc� hoher komme schon auf diese Frage zurück, Herr smd, keme solche polItIsche DIskussIOn aus- Kollege nur keine Angst es kommt alles ! gelöst haben. Wenn also solche Kompromisse ' , 

immer getroffen werden müssen, dann werden Was nun die Preisbindung in der zweiten 
sie sichn'lich nicht alle befriedigen, und es Hand anlangt - ich nehme an, daß Sie an 
ist eine Folge des überspitzten Woh lfahrts- diese denken -, so existiert sie auch in jenen 
staat,ef:l, daß er auch den Besitzenden in Ländern, wo die Kartelle überhaupt nach dem 
den Genuß von irgendwelchen Wohlfahrts- Verbotsprinzip behandelt werden, und Sie 
aktionen bringt, die dieser eigentlich gar wissen ganz genau, daß der kleine Betrieb 
nicht brauchen würde . Der Herr Abgeordnete ohne eine solche Preisempfehlung praktisch 
Kulhanek hat das sehr gut in die Worte ge- überhaupt nicht in die Werbung einbezogen 
kleidet, daß man zuerst die Existenz des werden könnte. 
wirtschaftlich selbständigen Menschen ge- Beweis : Ein Großbetrieb, der mehrphasig 
fährdet, um ihn nachher um so liebevoller zu geschichtet ist, kann, ohne gegen eine Kartell
betreuen. Der Wohlfahrtsstaat für Bedürftige oder Preisempfehlungsbestimmung zu ver
findet unsere volle Billigung ; aber mehr Eigen - stoßen, für seine Produkte bis zur Endphase 
leistung für jene, die diese Wohlfahrt nicht mit einer Preisangabe werben. Wenn aber 
brauchen ! Das wäre zweifellos ein probater das gleiche von einer vorgelagerten Industrie 
Vorschlag, um in dem Budget echte Um- für die nachgelagerten Detailgeschäfte ge
schichtungen vorzunehmen , macht würde, was ja in tausenden Fällen ge-

Hieher gehört zum Beispiel die Frage der schieht und in eip.er mittelständisch organi
Dotierung der Forschung. Es ist bekannt, sierten Wirtschaftsform wie in Österreich 
daß für die Forschung statt bisher rund ununterbrochen vorkommt, so wäre dies be-
3 % Millionen jetzt 3,2 Millionen Schilling reits nicht zulässig, sodaß also der Großbetrieb 
eingesetzt sind, ein Betrag, der nicht einmal für den Kleinen - und so ist es doch immer -
ausreicht, um für die notwendigsten Dinge gar nicht mehr mit Preisangaben werben 
vorzusorgen, Hier müßte eine Änderung könnte, es sei denn mit dem Zusatz "unver
eintreten . Für die Forschung sind 0,6 Prozent bindlich empfohlen", womit aber nicht gesagt 
des Budgets eingesetzt, also ein lächerlicher ist, was die Ware wirklich kostet. Es wäre das 
Betrag. Wir müssen erkennen, daß es ohne wieder nur ein Schlag gegen den Kleinbetrieb,  
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der nicht selber die Werbung vornimmt, son- erbracht, daß die überwiegende Mehrheit 
dern der Nutznießer der 'Verbung der vor- der in der gewerblichen Wirtschaft tätigen 
gelagerten Stufe ist. Firmen - ich führe hier die Wiener Sektion 

Im übrigen noch eine Feststellung. Denken Handel als Beispiel an - heute noch für sich 
Sie nur an irgendeinen Artikel, wie etwa an ein Einkommen annehmen darf, für das kaum 
Zahnpasta. Die Konkurrenzierung ist ja dann ein Arbeitnehmer besserer Qualität zu finden 
nicht ausgeschaltet, wenn es eine Preisemp- wäre. 
fehlung gibt, denn untereinander kämpfen Die Preisempfehlungen sind also durchaus 
diese Firmen - Sie sehen es doch an der ganzen nicht das, was man immer meint. Sie ziehen 
Werbung und am Propagandaaufwand - durchaus keine Erhöhung nach sich. Im Gegen
auch mit dem Preis erbittert beim Konsumen- teil, es hat sich sehr oft und auch zum Bei
ten. Und Sie werden nicht sagen können, spiel in Deutschland, wo man ursprünglich da
daß diese verschiedenen Firmen alle einen gegen aufgetreten ist, herausgestellt, daß 
abgesprochenen Preis haben, sondern Tat- jene vernünftigen Preisempfehlungen, die von 
sache ist, daß sie sich auch im Preis schwer- der öffentlich-rechtlichen Interessenvertretung 
stens bekämpfen. Es ist damit nicht der gegeben wurden, viel niedrigere Allgemrin
Preis ausgeschaltet, sondern nur ein uner- preise nach sich gezogen h�ben als die Einzel
trägliches Schleudern einigermaßen aufgehal- kalkulationen der Firmen, gegen die man dann 
ten .  überhaupt nichts machen kann, wenn diese 

Ich habe schon vorhin gesagt, daß der die entsprechenden Kosten nachweisen. 
Preisschleuderer, der dann letzen Endes in Auswüchse soll man da und dort beseitigen, 
Konkurs geht und vorher schon in seiner das wird gar nicht bestritten. Aber gegen die 
Konkursquote den Preis mitkalkuliert, nicht Verdächtigung, die man immer gleich gegen 
das Idol unserer wirtschaftlichen Entwicklung den gewerblichen Mittelstand ausspricht, müs
sein kann. Wenn also Preisempfehlungen ge- sen wir uns ganz entschieden zur Wehr setzen. 
geben werden, die anständig und in Ordnung Der gewerbliche Mittelstand ist heute in einer 
sind, dann weiß ich nicht, warum man sich Situation, wie wir sie vielleicht kaum mehr 
dagegen so wehrt ; es ist auch eine ausge- oder nur mehr in wenigen Gruppen bei den 
sprochene Diskriminierung der öffentlich-recht- Arbeitnehmern feststellen können. 
lichen Interessenvertretung, wenn man sagt, Eine Frage, die uns sehr beschäftigt und die 
auch sie dürfe keine Preisempfehlungen mehr ja hoffentlich nun auch zu einer Lösung kom
geben. Im Gegenteil, das ist eine der wesent- men wird, ist die der Fremdarbeiter. Und 
lichen Aufgaben der Betriebsberatung und der zwar nicht deshalb, weil das irgendein Mode
Geschäftsführungsberatung, die diese Körper- schrei ist, sondern weil alle modernen Indu
schaften durchzuführen haben. striestaaten Europas für sich Frerr:darbeiter 

Und noch eine Feststellung erscheint mir geworben haben, allerdings in einer Zeit, 
als sehr wesentlich - Herr Kollege Kostroun wo man auch noch genügend bekommen hat . 
hat heute bereits darauf hingewiesen. Das Heute wird es, selbst wenn wir zu einer Re
ist nachweisbar und nachprüfbar ; ich stehe I gelung kommen, viel schwieriger sein, Fremd
also nicht an, dafür jederzeit den Beweis an- arbeiter noch zu bekommen, weil uns die 
zutreten .  (Abg. Kuns t :  Es sind . aber nicht guten Frerrdarbeiter von andereIl: Ländern, 
immer Empfehlungen, sondern auch teilweise die nicht so engstirnig waren, schon lange 
bindende Bestimmungen !) Rund 80 Prozent weggeschnappt wurden. (Abg. Kuns t :  Weil 
der in der Sektion Handel in Wien organi- sie dort besser bezahlt sind !) Nicht, weil sie 
sierten Firmen - Sie wissen ja, daß eine besser bezahlt sind, denn wir haben Leute 
Zwangsmitgliedschaft sowohl bei der Arbeiter- gehabt, aber man durfte sie nicht hereinneh
kammer als auch bei der Wirtschaftskammer men, weil das Bewilligungsverfahren so kom
besteht - haben ein Monatseinkommen, das pliziert war, daß bis zur Erledigung des Ver
unter 2000 S liegt. Wenn Sie also das berück- fahrens der Fremdarbeiter weg war. Der 
sichtigen, dann kann es nicht stimmen, daß Fremdarbeiter, meine Damen und Herren, 
man sagt, diese Firmen sind die Nutznießer richtet sich nicht nach der österreichischen 
eines überhöhten Preises, denn dann könnten Bürokratie, sondern nach seinem Wunsch, 
sie nicht heute noch immer so lächerlich kleine Arbeit zu finden und zu verdienen. (Abg. 
Einkommen ausweisen. Wenn Sie aber - ich Kuns t :  Stimmen Sie halt einem Fremdarbeiter
wiederhole, was ich eingangs gesagt habe - gesetz 80 wie in der Schweiz z'tt !) Wir sind gerne 
ein paar Großfirmen als Beispiel nehmen, bereit. (Abg. Ho  r r : Hören Sie auf mit den W it
dann muß man auch ein paar Großverdiener zen !) Wenn Sie eine Regelung b ringen, die 
von der Arbeitnehmerseite in Gestalt von der Schweizer Fremdarbeiterregelung ent
Generaldirektoren - die Ihrer als auch un- spricht, dann werden Sie uns zweifellos als 
serer Seite angehören - heranziehen. Das ist Zustimmende finden. Abe r  das ist bisher 
also kein Beweis. Der Beweis ist dadurch nicht der Fall gewesen. Gerade in der Schweiz 
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gibt es eine Fremdarbeiterregelung, die durch
aus erstrebenswert erscheint, weil sie die 
Möglichkeit bietet, bei einem Anwachsen 
der Arbeitslosenzahl die Fremdarbeiter sofort 
wieder abzuschieben. (Abg. H orr :  Schauen 
Sie sich das einmal an ! Sie wissen doch gar 
nicht, wie das Schweizer Gesetz aussieht !) 
Ich kenne das sehr genau, Herr Kollege, viel
leicht besser als Sie, weil Sie es aus der Zeitung 
wissen und. ich es aus den Betrieben kenne. 
(Lebhafte Rufe und Gegenrufe .) Die Schwei
zer Gesetze und die Schweizer Betriebe kenne 
ich besser als Sie, Herr Kollege ! (Erneute 
Zwischenrufe. - Präsident H i l l e g e i s t  gibt 
das Glockenzeichen I) 

Was nun die Frage einer Wohlstands
mehrung, die wir uns alle immer aufs Panier 
schreiben wollen, anlangt, so ist eine Fremd
arbeiterregelung eine der Voraussetzungen 
für eine Normalisierung des Arbeitsmarktes. 
( Zwischenrufe.) Ich weiß nicht, warum Sie 
so nervös werden, wenn man ruhig über 
rein sachliche Dinge diskutiert. Anscheinend 
paßt es Ihnen nicht, wenn man die Dinge 
beim N amen nennt. (Zustimmung bei der 
Ö VP.j 

Die Ausschöpfung des Arbeitskräftepoten
tials hat gegenwärtig Formen erreicht, die dazu 
führen, daß Betriebe Auslandsaufträge nicht 
mehr ausführen können. Wir verzichten damit 
bewußt auf Exportmöglichkeiten, weil wir ein
fach das Arbeitspotential nicht mehr aufbrin
gen können. Und ich glaube, daß die orthodoxe 
Einstellung, die bis dahin in dieser Frage 
geherrscht hat, nun endlich einer etwas libe
raleren Lösung Platz machen sollte, denn 
nur dann wird das gelingen, auf was es nämlich 
wesentlich ankommt : nicht eine dauernde 
Umverteilung des Kuchens, sondern eine Ver
größerung dieses Kuchens ; denn nur wenn 
wir zusammen mehr haben, wird es auch allen 
besser gehen. (Abg. K u n s t :  Dann brauchen 
nicht hunderttausende Österreicher im Ausland zu 
arbeiten !) Herr Kollege, wenn Sie der Meinung 
sind, daß es richtiger wäre, die Österreicher 
nicht mehr ins Ausland reisen zu lassen 
und über sie eine Sperre zu verhängen - bitte, 
dann tun Sie es. (Abg. K u ns t :  Nicht eine 
Sperre ! - Ab!]. L a c k n e r :  Wer hat von einer 
Sperre geredet ?) Ich glaube aber , daß das 
nicht der richtige Weg ist. Im Ausland 
zahlen sie weniger Steuer, arbeiten länge r, 
verdienen aber mehr, meine Herrschaften, 
das ist. der wahre Grund ! ( Widerspruch bei 
det SPÖ.) Sie wissen ganz genau, daß es 
in der Schweiz keine 45 Stunden-Woche, 
sOllclBrn eine 48 Stunden-Woche gibt. Sie 
wissen ganz genau, um wieviel die Österreicher, 
die im Ausland im Gastgewerbe arbeiten, 
wöchentlich mehr leisten müssen, allerdings 
dann auch wesentlich mehr verdienen . (Abg . 

H o lo u b e k : Wie lange arbeiten sie bei uns 
im Gastgewerbe ? - Abg. Dr. Hase lwant e r :  
In der Schweiz gibt es schon die 40 Stunden
Woche !) Ja, aber nur in Ihrer Einbildung und 
nur in Ihrer Phantasie, nicht in Wirklichkeit ! 
(Abg. K u n s t :  Glauben Sie, daß gastgewerb
liehe Arbeiter nur in die Schweiz gehen ?) 
Sie gehen in die Schweiz, ich habe es Ihnen be
reits gesagt, weil man sie dort arbeiten und auch 
mehr verdienen läßt. ( Weitere Zwischenrufe. -
Abg. H orr :  Keine Ahnung haben Sie 1 - Abg. 
I?ölzer :  Es kommt der Kramp�ts und der 
Nikolo, und der Wirbel ist fertig I) 

Die Ausländerbeschäftigung, die durch eine 
gesetzliche Maßnahme geregelt werden soll 
und nicht durch eine Verordnung, wenn wir es 
auch zwischenzeitlich auf dem Verordnungs
wege regeln wollen, ist eine Voraussetzung -ich 
wiederhole es nochmals -, um endlich auch 
hier eine vernünftige Lösung zu schaffen, die 
den inländischen Arbeitern nicht schadet, 
die aber die Möglichkeit gibt, unsere Produktivi
tät und den Gesamtkuchen des volkswirt
schaftlichen Ergebnisses zu erhöhen. 

Und nun zu der Frage der Straßen, die 
heute schon von einem Herrn besprochen 
wurde . Ich möchte mich nicht auf die Be
antwortung der Fragen, die hier gestellt wur
den, einlassen, sondern nur etwas feststellen. 
Wenn Sie heute in andere Länder fahren, 
in Länder, die ebenfalls einen gebirgigen 
Charakter aufweisen, dann können Sie wohl 
feststellen, daß in Österreich weiß Gott nicht 
so wenig geschehen ist, wie immer gesagt wird. 
Der Zustand der Straßen ist zweifellos nicht 
ideal. Aber gemessen an dem, was wir 1 945 
vorgefunden haben und was in anderen 
Staaten, die ebenfalls solche Straßen ge
habt haben, geschaffen worden ist, ist aller
hand geleistet worden. 

Was nun die Autobahn anlangt, so bin ich 
der Auffassung - sie muß nicht von allen 
geteilt werden -, daß es richtiger wäre, und 
zwar aeshalb, weil es ein gesamtpolitisches und 
langfristiges Konzept ermöglichen würde, doch 
an die Einführung einer Maut zu denken, 
wie sie die Italiener schon seit Jahren einheben. 
Wenn wir hier eine solche Lösung finden 
würden, dann Jrönnte auf elen Normalstraßen 
j eder wie bisher fahren. Wenn jemand aber 
auf der Autobahn fahren will, dann soll er 
etwas dafür bezahlen. Es wäre dann zwar 
nicht möglich, alle Kosten hereinzubringen, 
es wäre aber möglich, ein langfristiges Finanz
konzept zu entwickeln, das es gestatten würde, 
hier auf Jahre hinaus zu planen u'nd rascher 
vom Fleck zu kommen. (Abg. Laekner :  
Zurück ins Mittelalter ! ) Wenn die Italiener 
ihre Mautstraße, die modernste Straße der Welt, 
die Strada deI Sole, nach mittelalterlichen 
Prinzipien bauen, dann gehen Sie ins Mittel-
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alter ! Wir gehen in die Zukunft ! (Abg. 
La c k n e r :  Die Maut ist eine mittelalterliche 
Einrichtung I) Nein, auch die Maut ist keine 
mittelalterliche Einrichtung ! Ihr Pranger, den 
Sie in den Gesetzen haben wollen, ist mittel
alterlich ! Die Maut ist so gehalten, daß sie 
jeder, der vernünftig mit seinem Wagen 
kalkuliert, ohne ,veiteres bezahlen kann. Sie 
reicht dazu aus, elen Zinsendienst für ein lang
fristigesAnleiheprojekt entsprechend zu sichern . 
(Abg. Harr :  Das ist wieder einmal etwas für 
d1�e Reichen I) Nun, das ist eben für die 
Reichen ! Diejenigen, die es sich leisten können, 
dort zu fahren, werden eben dort fahren. Sie 
sind ja immer dagegen, daß es denen, die mit 
dem Auto fahren, so gut geht. (Abg. H a r r :  
Wir wollen haben, daß der, der ein kleines Auto 
hat, auch dort fahren kann !) Oder wissen Sie 
das jetzt selber, da Sie selber so viel mit dem 
Auto fahren ? (Abg. Lackn e r :  Also weg mit 
den Kleinen von der A utoba,hn I) Ihre 
eigenen Leute wollen es Ihnen wahrscheinlich 
nicht. mehr abkaufen, daß der Autobesitzer 
der Kapitalist ist, denn heute haben mehr 
Unselbständige als Selbständige Autos. (Abg. 
L a c k ne r :  Es ist verboten, mit einern Volkswagen 
auf der A u.tobahn Z11 fahren ; nur für M ercedes 
und amerikanische Wagen ist es gestattet I) 

Die Frage des Exportes stellen wir immer 
wieder an die Spitze unserer Überlegun
gen. Die Diskriminierung durch den EWG
Raum macht uns arge Schwierigkeiten . Sie 
alle wissen selbst, wenn Sie in Exportbe
trieben stehen, daß die ' Exportbetriebe sehr 
schwer zu kämpfen haben, um sich auf dem 
Weltmarkt durchzusetzen . Die Exporthilfen 
anderer Länder sind sehr groß. Ich werde 
darauf noch zurückkommen. Und gerade in 
dem Augenblick, wo wir an einer Wende im 
gesamtwirtschaftlichen Konzept Europas 
stehen - wie immer diese Wende und diese 
Konst.ruktion auch heißen möge -, sollten 
wir et.was sparsamer mit Vorschlägen sein, die 
leichthin gefaßt vielleicht in einer Versamm
lung wirken, in ihrem Effekt aber verheerende 
Folgen auslösen könnten. 

Es ist Ihnen heute zwar gesetzlich möglich, 
die Ums;=t.tzsteuerrückvergütung drastisch zu 
reduzieren, Sie werden aber zweifellos einen 
'wesentlichen Umsatzrückgang im Export 
gerade bei lebenswichtigen Exportsparten, 
nämlich beim arbeitsintensiven Export, herbei
führen . (Abg. H o  11" :  Sie meinen die "schlecht 
'L'erdienenden" Holzhändler?) Ich weiß, Sie sind 
j a nicht gegen Exportrückvergütungen bis zur 
Gruppe 3, denn da, sind schon die verstaat
hehten Unternehmungen anderer Auffassung. 
Nur bei der Gruppe 4, bei der es sich u m  Fertig
waren handelt, sind Sie erklärte Gegner, obwohl 
hplÜe jedes Kind weiß, daß erstens diese Export
rüekvergütungen weniger ausmachen als die 

Allphasensteuer, die heute auf diesen Betrieben 
lastet, und daß zweitens diese Exportvergü
tungen überhaupt erst die Kalkulation beim 
Export ermöglichen. Wenn man also den 
Fertigwarenexport ni{}ht reduzieren und damit 
nicht einen schweren volkswirtschaftlichen 
Schaden auslösen will, wird man diese Maßnah
me sehr genau überlegen müssen, bevor man 
auch hier das Kind mit dem Bade ausschüttet. 
Denn dann geht auch die berühmte Milch
mädchenrechnung nicht auf: "Das habe ich mir 
an Exportrückvergütungen erspart." Wenn die 
Exporte nicht mehr getätigt werden, dann hat 
man sich eben nichts mehr erspart. Es ist 
daher eine Illusion, zu glauben, daß man im 
Export solche Bocksprünge machen kann. 
(Abg. Dr. H ase lwan t e r :  " Bock"-Sprüng€ I) 
Sie wissen alle ganz genau, daß die Frage des 
Exportes eine Lebensfrage für ein Land ist, 
das zu mehr als 60 Prozent auslandsabhängig 
ist, Die Rückwirkungen haben wir in anderen 
Ländern ja gesehen. 

Heute gibt es in Frankreich Exportsub
ventionen bis zu 20 Prozent, und auch andere 
Länder geben Exportvergütungen. Nur sind 
sie nicht so unpatriotisch, das an die große 
Glocke zu hängen und damit Anstoß für die 
anderen Länder zu geben, darüber immerfort zu 
diskutieren. Sie machen es sehr ruhig und still. 
Wir sehen dann nur, was auf dem Auslands
markt wirklich gespielt wird. Die Polemik, 
die gegen die heimische Wirtschaft entfaltet 
wird, ist unverantwortlich. Das muß ich 
Ihnen ganz offen sagen. (Beifall bei der Ö V P.) 

Erst dann, wenn der Export zurückgeht, 
werden Sie, meine Damen und Herren, ver
stehen, ·was das bedeutet ! Das bedeutet 
nämlich eine Reduktion des Lebensstandards 
für alle, nicht nur für irgendeine bevorzugte 
Gruppe. (Abg . Ku n s t :  Bei �ms ist es möglich, 
Millionen an Exportprämien für Lieferungen 
einzustecken, die überhaupt nicht existieren I) 
Außerdem ist diese Hilfe kein Geschenk, 
sondern eine Kalkulationshilfe. Ich wieder
hole, daß die heute als Allphasensteuer auf 
jedem Produkt lastende Umsatzsteuer größer 
ist als die in der Gruppe 4 vergütete Export
hilfe. (Abg. Kuns t :  Das ist ein Skandal 
mit den 40 Millionen ! Das müssen Sie doch 
selber zugeben, daß eine tJberprüfung notwendig 
ist I) Ich darf Ihnen noch etwas sagen : Es 
hat auch andere Skandale mit 150 Millionen 
gegeben, auch sie prüfen wir . Das ist doch 
kein Beweis dafür ! ( Widerspruch bei der 
SPÖ.j Es wird immer Einbrecher geben, 
deswegen können Sie nicht vor jedem einen 
Rollbalken herunterlassen. (Abg. K ILns t :  Es 
gab Unternehmer, die das bezogen haben, die 
nicht einmal ein Büro gehabt haben 1 ) Wenn 
es da und dort eine U ngereim theit in dieser 
Frage gegeben hat, meine Herrschaften, dann 
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kann man der Sache ohne weiteres nachgehen. 
Hier hat das Gericht zu entscheiden, nicht 
irgendeine Polemik:. Aber man kann doch 
die Tatsache, daß es da und dort eine Durch
stecherei gab, nicht zum Anlaß nehmen, 
gegen die ganze Einrichtung zu polemisieren. 
Meine Herrschaften ! So gesehen dürfen Sie 
überhaupt kein Gesetz mehr beschließen. 
Denn es gibt kein Gesetz, das nicht von 
irgendeinem Rechtsbl'echer schon durchbro
ehen wurde. Das ist keine Polemik seriöser 
Art, das ist nur so in die Versammlungen 
hinaus gesprochen. 

Wenn es Durchstechereien gegeben hat 
- und diese wird es immer geben, überall, 
auf allen Sektoren in der ganzen Welt -, 
hat man sie energisch zu bestrafen. Dafür 
treten wir ein. Wir stellen uns vor keinen 
solchen Blitzer. Daß man aber deshalb diese 
gute Sache ablehnt, ist doch ein bißchen 
zuviel. (Abg. Dr. H ase lwante r :  Bei Polcar 
hat es lange genug gedauert ! - Abg. Kos trou n :  
Herr Abgeordneter ! Wir lehnen die EXPOTt
rückvergütungen in keiner Weise ab, wir ver
langen nur die Überprüfung ! Wo sie gerecht
fertigt sind, da sollen sie weiterhin bestehen !) 
Ich muß sagen, Herr Kollege, ich danke 
Ihnen sehr für diese Erklärung. Diese Er
klärung werden wir uns sehr gut merken. 
Hoffentlich sind auch Ihre Kollegen dieser 
Auffassung. (Abg. H o l o u b e 1c :  Freilich !) Das 
ist also eine wunderbare Formulierung. Gegen 
die Überprüfung ist gar nichts zu sagen. 
(Abg. L a c k n e l' :  Gegen diese Kontrolle nehmt 
ihr ja Stellung !) Aber nur eines, meine Herr
schaften : Wenn aus dieser Überprüfung eine 
Abstellung der Gruppe 4 wird und nur mehr 
die Rohstoffe und Halbfabrikate subventioniert 
werden, dann werden wir uns dagegen zur 
Wehr setzen. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf 
ein Thema zurückkommen, das der Herr 
Kollege Kostroun ebenfalls erwähnt hat : 
die Frage der Kredite, der Wirtschafts
förderung und auch der ERP-Kredite. Es 
ist klar, daß bei der Diskussion über Klein
betriebe immer wieder die Frage der Kredite 
angeschnitten wird. Erst jüngst hat in Amerika 
bei einer Diskussion ein · Referent auf die 
Frage : What is small business ? - Was ist 
ein Kleinbetrieb 1 - geantwortet : Das ist 
jener Betrieb, der bei einer Bank keinen 
Kredit bekommt. Man ist fast wirklich 
dazu verleitet, so zu formulieren. Für diese 
Betriebe müssen wir eine Ausdehnung des 
Kreditvolumens zu erreichen versuchen. 

Es ist �ehr bedauerlich, daß infolge einer 
sehr harten Besteuerung dem Mittel- und 
Kleinbetrieb eine Kapitalbildung aus eigener 
Kraft kaum möglich ist, obwohl er auch 

heute noch das Rüokgrat der gesamten Wirt
schaftsordnung Österreichs darstellt und ob
wohl es bei allen Sonderaktionen, die für 
diesen gewerblichen Mittelstand gemacht wor
den sind, nahezu keinen Ausfall gegeben hat. 
Das beweist, daß diese Klein- und Mittel
betriebe eine sehr hohe Schuldnermoral auf
weisen. Das Beispiel aus der Kammer für 
Wien, wo wir einige solcher Aktionen auch 
im Zusammenhang mit dem Lebensmittel
handel hatten, hat das bewiesen. Dort wurde" 
ein Ausfall von 0,4 Prozent gebucht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mit-· 
teilen, daß es Gott sei Dank durch die Hilfe 
des Herrn Handelsministers Dr. Bock ge
lungen ist, die BÜRGES-Aktion mit einer
Aufstockung für das Haftungskapital im Aus-
maß von 20 Millionen zu versehen und damit 
eine Erhöhung des Kreditvolumens in der 
BüRGES von 200 Millionen auszulösen. Denn 
Hand in Hand damit ist eine Stützungsaktion 
für die Zinsensubventionierung gegangen, so
daß es nun gelingen wird, BÜRGES-Kredite 
für 200 Millionen Schilling mehr zu einem 
günstigen Zinsfuß auszugeben. Das sollten 
wir auch mit Dank registrieren, weil man 
nicht immer nur kritisieren soll, sondern 
weil man das, was wirklich geschaffen wurde , 
auch anerkennen soll .  

Der für die Wirtschaftsförderung vorge
sehene Betrag ist leider - und hier teile 
ich die Ansicht des Herrn Kollegen Kostroun 
zu klein. Meine Damen und Herren ! Es 
ist uns hoffentlich klar, daß allein eine Um
schichtung zum Ziele führt. Denn wenn 
wir überall dort, '''-0 im Budget zuwenig 
eingesetzt ist, einfach hinaufnumerieren, dann 
werden wir zu einem Budget kommen, das 
noch viel mehr überfordert ist als dieses. 
Ich glaube, das wollen wir alle nicht. Daher 
müssen wir uns sehr genau überlegen, wo es 
möglich sein wird, Umschichtungen vorzu
nehmen, um die Beträge für die Wirtschafts
förderung entsprechend zu erhöhen. Denn 
mit 30, 36 und 40 Millionen ist natürlich 
letzten Endes niemandem gedient. Ich werde 
mich sehr. freuen, wenn Sie auch auf Ihrer 
Seite zustimmen werden, Umschichtungen 
vorzunehmen, die natürlich immer zu Lasten 
irgendeiner anderen berechtigten Forderung 
gehen werden. Aber mit dem Fordern und 
der Additionsmaschine allein werdel.1 wir wahr-. 
scheinlich nicht weiterkommen ! 

Nun zu einem weiteren sehr heißen Eisen, 
zur Frage der ERP-Regelung. Es ist ja 
bekannt, daß ein Vorschlag des zuständigen 
Ministeriums, ein Regierungsent,vurf ausge
arbeitet wurde, den der Herr Sektionschef 
Preglau verfaßt hat. Dieser Entwurf konnte 
aus dem folgenden, ganz klaren Grund nicht 
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unsere Billigung finden. (Abg. Kunst :  Sie 
treten also gegen den eigenen Bundeskanzler auf ?) 
Ja, bei uns gibt es noch eine freie Meinungs
äußerung ! Es entscheidet nicht das Sekreta
riat, meine Herrschaften ! (Ironische Heiter
keit bei der SPO .) Bei Ihnen gibt es das nicht, 
daß weiß ich sowieso, da ist nur das Sekretariat 
mächtig ! Der Herr Vizekanzler hat sehr 
richtig gesagt : Vom Patriarchat zum Sekreta
riat ! Er hat es selber bestätigt. (Zwischenrufe 
bei der SPO.) 

Man spricht von der Legalisierung des 
De-facto-Zustandes. Ich möchte feststellen, 
daß .das nicht richtig ist, denn der De-facto
Zustand war völlig anders : Erstens haben 
die Amerikaner selbst noch das letzte Wort 
bei der Verteilung gehabt. Daher wußte 
jede Organisation, daß darüber noch die 
amerikanische Zustimmung stand. Zweitens 
war man damals mit Recht der Auffassung, 
daß die großen und ganz großen Betriebe 
zuerst ausgestattet werden müssen, weil die 
Grundstoffindustrie und die tragenden Indu
strien wieder auf die Beine gebracht werden 
mußten. Das war in Ordnung, und daher 
haben diese großen Betriebe noch unter 
der Überwachung durch die Amerikaner ent
sprechende Mittel zugeführt bekommen. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Aber heute, 
meine Damen und Herren, wollen wir den 
Mittelbetrieb einmal zum Zuge kommen lassen 
und nicht nur die arrivierten Großen, die 
überall und immer wieder den Rahm ab
geschöpft haben ! Heute soll der Mittelbetrieb 
zum Zuge kommen. Aber diese Steeplechase 
von -zig Kommissionen, die hier errichtet 
worden ist, wird kein Mittelbetrieb durch
reiten können, sondern es wird immer einer 
sagen : Geben wir das lieber den Großen, 
dann haben wir sicher gut getan ! (Abg. 
Ho lo  u b e k: Wie war es bisher ? ) Wenn Sie 
glauben, daß Sie durch Kommissionen das 
ersetzen können, was man andererseits an 
Verstand braucht, dann ist das ein großer 
Irrtum ! 

Die Frage der Kreditlenkungskommission 
wurde ebenfalls in die Diskussion gezogen. 
Es wurde gesagt : wir wollen sie. Hier sollte 
erstmalig der Proporz ex lege verankert 
werden. Dann hat man erklärt, man wolle 
eine gleichrangige Kommission schaffen. Als die 
ÖVP zehn Mandate mehr hier im Hause hatte, 
wurde die KLK nicht geändert. Sie hat 
bisher zu Ihrer und zU unserer Zufriedenheit 
gearbeitet. (Abg. Lackner :  Jetzt sprechen 
Sie nicht für die Volkspartei, 80ndern als 
W irt8chaftsbündler ! Sie nehmen gegen den 
Kanzler Stellung !) Herr Kollege ! Ich teile 
Ihnen Fakten mit, wie sie wirklich sind ! 
Die Kreditlenkungskommission hat zur vollen 
Zufriedenheit gearbeitet. Nun will man auch 

die KLK ändern und will sie gleich proporz
mäßig besetzen, damit überall und bis in 
den letzten Winkel hinein auf den Proporz . 
Rücksicht genommen ist, den der Herr Ab
geordnete Eibegger aber gar nicht sehr gern 
sieht, er hat selbst gesagt . .  , (Ruf bei der 
SPÖ : . . .  daß Kontrolle und Mitbestimmung' 
möglich ist ! - Abg. K u ns t :  Vier zu fünf I) 
Nein, . die Kontrolle haben Sie auch, wenn 
Sie vier zu fünf stehen ! Nur wenn Sie nichts " 
davon wissen, können Sie so reden ! Die " 
Kontrolle ist auch bei einem Forum von vier " 
zu fünf weidlich gegeben. Dagegen ist gar 
nichts zu sagen. 

Wir sind aber der A.uffassung : Soweit es 
sich um die oberen Organe handelt , ist das 
alles gut und schön. Sie sollen politisch besetzt 
sein. In Österreich ist das gar nicht anders 
möglich, überall muß der Proporz verankert 
sein, dann erst bekommt es den Sanctus . Aber 
wir wollen nicht, daß in der praktischen 
Durchführung in den untersten Organen Pro
porz und Unfachlichkeit herrschen, sondern 
wir wollen, daß dort diejenigen zu tun haben . . .  

(Abg. H a r r :  Dort wollt ihr allein sein !) Nein, 
wir wollen gar nicht allein sein, das steht 
jederzeit unter Kontrolle ! "Venn Sie das Aktien
gesetz nicht kennen, tut es mir leid. Sie haben 
als Aufsichtsrat jederzeit die Möglichkeit, Ein
blick zu nehmen. Aber wir wollen eine prak
tisch funktionierende Unterorganisation haben, 
in der nicht der einzelne vor der Bürokratie 
ersterben muß, damit er überhaupt zum Zuge 
kommt. Nur dieses wollen wir nicht. A.lles andere 
kann ruhig so bleiben, wie es im Entwurf' 
war. Wir wollen also weder die politische 
Besetzung noch das Einspruchs- oder Kontroll
recht weg haben, alles das wollen wir erhalten. 
Aber in den unteren Organen sollen Fachleute 
und nicht irgend welche Proporzpersonen tätig 
sein, die keine Ahnung vom Tuten und Blasen 
haben ! (Abg. K u n s t :  Bestimmen Sie, wer die 
Fachleute sind ?) Nein, die Fachleute bestimmen 
sich durch ihre Vorbildung und durch das, 
was sie gelernt haben, Herr Kollege ! Das ist 
nämlich der Unterschied zwischen Ihrer Welt
anschauung und der unseren. Sie sagen : Ein 
Fachmann ist der, der von Ihnen die Punze 
bekommt ! Wir sagen : Ein Fachmann ist der 
(Abg. K u n s t :  . . .  den Sie bestimmen I), der etwas 
gelernt hat ! Das ist der Unterschied ! (Wider
spruch bei der SPO. - Beifall bei der O VP.j 

Der Oesterreichischen Nationalbank gehören 
zum Beispiel 40 Prozent dieser Mittel, aber 
Sie sehen, daß nicht einmal ein Mitsprache
recht dieser Institution vorgesehen ist. Sie ist 
ganz uninteressant, obwohl sie \::inen wesent
lichen Teil dieser Beträge zu verwalten hat, 

Ich glaube also, wir werden gut daran tun, 
eine Lösung zu finden, die den politischen und 
den fachlichen Umständen Rechnung trägt, 
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damit auch der Mittelbetrieb jetzt, wo er 
vor der Integration steht, zum Zuge kommt. 
Den großen Betrieben ist es nämlich möglich, 
auf den Kapitalmarkt zu gehen, um dort ihre 
Kapitalausstattung zu erwerben. Dieser Weg 
ist dem Klein- und Mittelbetrieb verschlos
sen. Daher sollten diese bei den ERP-Krediten 
zum Unterschied von bisher - deshalb soll es 
sich nicht um eine Photographie des bis
herigen Zustandes handeln - mehr zum Zuge 
kommen. Ich glaube, das ist eine gerecht� 
und anständige Forderung. 

Die Wirtschaft wartet dringend auf die 
ERP-Mittel, das ist richtig. (Abg. Lackne r :  
Dann hindern Sie die Lösung nicht ! -
Abg. K u n s t :  Wat·Urfl, dann Ihre Widerstände ?) 
Nur langsam, meine Herren ! Lassen Sie mich 
doch auch einmal reden ! Sie haben es immer 
so eilig ! - Die Wirtschaft wartet auf diese 
Mittel, aber sie wartet dann nicht darauf, 
wenn Sie mit diesem Wartenlassen eine Lösung 
erzwingen wollen, die uns für unabsehbare 
Zeit an die Kandare der Bürokratie nimmt ! 
( A bg. Ku n 8 t :  Die Bundeshandelskammer macht 
doch die Schw'ierigkeiten ! Die Schwierigkeiten 
machen Sie selbst ! Die Regierung ist sich 
et:nig, nur die Bundeshandelskammer wül nicht I) 
Ich habe es Ihnen gerade erklärt, worin die 
Schwierigkeiten liegen, hätten Sie zugehört ! 

Nun komme ich zu einer anderen Frage, 
die uns sehr beschäftigt hat und die heute 
auch schon kurz gestreift wurde : zur Frage 
der Streiks und des Streikrechtes und zu den 
Ereignissen, die wir beim Handelsarbeiterstreik 
in diesem Lande erlebt haben. Niemand wird 
das Streikrecht bestreiten, niemand wird sagen, 
es soll nicht gestreikt werden. Zu streiken ist 
das gute Recht jedes Arbeitnehmers. Aber was 
war beim Handelsarbeiterstreik ? Von 
1 5.000 Handelsarbeitern haben nur 3000 ge
streikt. 'Ein paar hundert - die Gewerkschaft 
hat sich dann da von distanziert - haben 
Rollkommandos gebildet, und was die nach 
guter kommunistischer Manier aufgeführt 
haben, indem sie einmal dorthin und einmal 
dahin mit Autos geführt wurden und ver
hindert haben, daß Lebensmittel beeist 
wurden, wodurch ein Millionenschaden aus
gelöst wurde - diese Schäden sind bereits in 
Klage gehalten, es ist also keine nur theore
tische Behauptung, was ich vorbrachte -, das 
geht zu weit ! (Zwischenruf des Abg. Pölze r.) 
Wenn es so ist, daß die Polizei nicht bemerkt 
haben sollte, .vie sich die Handelsarbeiter mit 
den Marktarbeitern in einer Schlacht aus
einandergesetzthaben, dann muß ich sagen, daß 
das sehr traurig ist und daß man den Eindruck 
hat, daß eine 'Veisung von oben vorgelegen 
ist, sich nicht einzumischen. (Abg. Ku n s t :  
Herr Abgeordneter MiUerer ! Ist Ihnen a,'Uch 

bekannt, daß in lnnsbru,ck zwei Arbeitgeber die 
Streikposten angefahren haben ? Haben Sie 
davon auch gehört ?) Ich habe von sehr vielen 
Dingen gehört ! Ich rede nur von jenen, die 
heute bereits unter Klage stehen. Wenn 
jemand glaubt, daß ihm unrecht geschehen ist, 
steht ihm in Österreich noch immer das Gericht 
zur Verfügung. Unsere Leute haben es in 
Anspruch genommen. Hoffentlich werden das 
auch Ihre Leute machen. Wir decken nicht, 
was ungesetzlich ist . Aber daß in diesem Fall 
gar keine Hilfe geleistet wurde, daß man nicht 
einmal die Lebensmittel beeisen konnte und 
daß ein Millionenschaden ausgelöst worde:ll ist, 
das ist nackter Terror und hat mit dem nor
malen Streikrecht überhaupt nichts zu tun ! 
(Abg. H o r r :  Er'zählen Sie da kei'M Märchen I) 
Die Gewerkschaften selber - ich sage das, 
Herr Kollege, für den Fall, daß Sie es nicht 
wissen sollten - haben sich davon distanziert 
und selbst gesagt, daß sie diese Methode 
nicht billigen. Ihre eigenen Gewerkschaften, 
Herr Kollege ! (Abg. Pölz e ?" :  Ja freilich ! 
Aber dort gibt es nämlich auch ein paar " Wilde" I) 
Herr Kollege ! Von den Wilden rede ich, und 
wahrscheinlich von denen, die Ihnen sehr nahe
zustehen scheinen, sonst würden Sie sie nicht 
verteidigen ! (Ironische Heiterkeit bei der O v  P. 
- Abg. Pöl'ze r :  Gehen Sie 1 Reden Sie nicht 
80 einen Blödsinn daher ! Das ist nur Blödsinn, 
was Sie reden 1 - Heiterkeit. - Präsident 
H i II e ge i  s t gibt das Glockenzeichen .) 

Präsident Hillegeist (zum Redner gewendet, 
der seine Rede �tnterbrochen hat) : Ich habe mich 
nur auf die Zwischenrufe bezogen. (Abg. Doktm' 
H ase lwante r :  Das hat der Abgeordnete Mitterer 
herausgefordert I) 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Danke 
schön ! Ich werde darauf zurückkommen ! 

Was die Frage der Konzentration anlangt, 
die uns sehr, sehr beschäftigen muß, darf ich 
darauf hinweisen, daß in einem Vortrag, den 
Herr Professor Dr . Heinrich in einer Organisa
tion gehalten hat, zum Ausdruck gekommen 
ist, daß die Entwicklung zur Konzentration 
in der Wirtschaft immer bedrohlichere Formen 
annimmt. Es ist so, daß in manchen Bereichen 
die Konzentration nicht durch wirtschaftliche 
Umstände bedingt entsteht, sondern geradezu 
gefördert wird. Darüber möchte ich heute noch 
etwas sagen ; es vdrd auch bei der Behandlung 
der Gruppe Finanzen noch Gelegenheit sein, 
über die Frage der eindeutig konzentrations
fördernden Umsatzsteuer, wie wir sie heute 
haben,  zu sprechen. Ich möchte mich heute 
nur darauf zurückziehen, daß ich feststelle, 
daß die heutige Steuergesetzgebung eindeutig 
konzentrationsfördernd ist und daß sie den 
normal gelagerten Betrieb förmlich animiert 
und zwingt, in die Vertikalkonzentration zu 
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gehen, um der steuerlichen Vorteile teilhaftig haben, natürlich nicht bereit sind, davon 
zu werden. Es ist daher keine Strafe und kein abzurücken. 
Neid und keine zusätzliche Steuer gewesen, Meine Damen und Herren ! Wir sollten doch was ich seinerzeit in meinem ursprünglichen eines erkennen : Ob Sie es nun jetzt hier anAntrag diesem Hause vorgelegt habe, als wir erkennen oder nicht - Sie dürfen es wahrforderten, daß die Betriebe, die sich min- scheinlich nicht, ich weiß nicht was Ihnen Ihr destens 6 bis 8 Prozent an Umsatzsteuer Sekretariat vorschreibt -, aber eines steht ersparen, wenigstens ein halbes Prozent von fest : Wo die Monopolbetriebe nur mehr allein dieser Ersparnis wieder abgeben, damit wir den Konsumenten bedienen, dort ist auch der in die Lage versetzt werden, den Klein- Konsument ein Sklave, der unter dem Terror betrieben entsprechende Hilfe zu geben. Ich dieser Monopolbetriebe steht. Die kleinen werde, wie gesagt, auf diese Frage bei der und mittleren Betriebe haben in den finstersten Gruppe Finanzen noch zurückkommen . (Zwi- Zeiten dieses Landes und auch heute noch 8chenrufebeiderSPÖ.) Aberichglaube, mankann dafür die Gewähr gegeben, daß sie den Konsudoch nicht sagen, man wolle den Kleinen menten am besten, billigsten und anständighelfen, wenn man dann, wenn es zur konkreten sten bedienen, sonst wären sie nämlich schon Tat kommen sol�, das v�rgessen hat und nichts lange zugrunde gegangen durch die unerhörte mehr davon horen WIll. (Abg. H o rr :  Das Konkurrenz, die ihnen diese Großbetriebe auf 
müssen Sie Mayer-Gunthof �agen l! Der Herr den Hals jagt. Sie haben den Beweis erbracht Dr. "Mayer-Gunt�of r�gelt �lCht dIe Frage �er I und ebenso die Frauen, die in diesen Betrieben Umsatzsteuer, dIe wIrd hIer geregelt, meme I bis zu 1 6  1 7  Stunden arbeiten um ihre Existenz Damen und Herren ! Von Ihnen verhindert ! zu erhalten und damit auch di� Existenz unserer So schaut das in Wahrheit aus. (Abg. L a c k n e r :  11 Freiheit zu sichern. Denn wenn es nur mehr 
Sie sind doch nur de1' Briefträger vom Mayer- ein paar monopolartige Großbetriebe. gibt, 
Gunthof !) I dann ist die Freiheit auch des Konsumenten 

Die Scheinheiligkeit Ihrer Argumente ist ja I vorbei. (Abg. H orr : Reden Sie nicht so viel 
sehr deutlich. In Ihrer eigenen Zeitung schrei- von der Freiheit I) Ich werde von der Freiheit 
ben Sie, den Kleinen soll Kapitalbildung reden, solange es mir paßt, auch wenn es 
ermöglicht werden , indem der nichtentnom- ! Ihnen nicht recht ist, Herr Kollege ! (Abg. Rosa 
mene Gewinn steuerlich begünstigt wird. Wenn Jochma nn : Nur reden I) Ich weiß schon, daß 
wir das fordern, dann sind Sie die ersten, die Sie das nicht gerne hören. (Abg. Kuns t :  Die 
sagen, das kommt nicht in Frage. So schaut Freihe1:t, die Sie meinen 1 Die Zwangswirtschaft, 
diese scheinheilige Argumentation in der Praxis das ist die Freiheit, die Sie me1:nen !) Warum 
aus und Ihre Zwischenrufe, die so unsachlich sind Sie so erregt ? Ich weiß, das hören Sie 
und falsch sind. (Abg. H o to ube k :  Sie l"eden nicht gerne. Das ist ja nichts Neues. Sie wollen 
8achlich l - Weitere Zwischenrufe .) Seien Sie das nicht hören. (Abg. Kunst : Die Freihea, 
versichert, daß ich in der Frage der Umsatz- die Sie meinen, ist die Zwangswirtschaft I) 
steuer vielleicht mehr Widerstände zu über- Die Freiheit, von der ich rede, die ist schon in 
brücken habe, als Sie glauben. Dennoch habe Ordnung. (Abg. Rosa Jochmann : . , .  die Sie 
ich eine Reform der Umsatzsteuer gefordert. meinen I) Nur Ihre Freiheit ist eine gelenkte 
(Abg. Pro b s t :  Also doch ! Sie haben doch Freiheit vom Sekretariat aus. (Abg. Etatta : 
gerade gesagt, die Widerstände kommen nur von Ihre Freiheit von 1934, die kennen wir ! -
uns 1 Jetzt sagen Sie selber, daß Sie aueh welche Zwischenrufe bei der OVP.) 
haben I) Jawohl, weil ich im Gegensatz zu 
Ihrer Einstellung, Herr Kollege, nicht das tue, 
was ein paar Große - bei Ihnen die GÖC -
vorschreiben, sondern das, was mir mein Ge
wissen vorschreibt. (Beifall bei der Ö V  P. -
Abg. Pro b s t :  Sie haben selbst gesagt, daß Sie 
Widerstände haben I) Ganz richtig, aber wir 
haben sie überwunden, aber bei Ihnen sind 
sie nicht überwunden, bei Ihnen entscheidet 
die GÖC mehr als alles andere . So ist es nämlich. 
(Abg. Kunst : Wie handhaben Sie es in der 
Tiroler Freihandelszone ? Da las8en Sie die 
Wagen durchlaufen, damit Sie die 5 Prozent 
ersparen können !) Wo nun einige solcher 
Monopolbetriebe tätig sind, ist es äußerst 
schwierig, für den Mittelstand etwas zu tun, 
weil die Beati possidentes, die glücklichen Be
sitzenden, die diesen Vorteil bei der Steuer 

Ich glaube aber sagen zu können : Geben 
Sie dem Mittelstand eine Lebensmöglichkeit, 
ein Lebensrecht und eine Chance (Abg. H orr :  
Nur nicht so  laut schreien ! Die Hosen habt ihr 
voll, alle miteinander I) , und er wird beweisen, 
daß er fähig ist, seine Funktionen zu erfüllen ! 

Und nun noch zu der Frage, die heute sehr 
oft djskutiert wurde, der Frage EFTA und 
EWG, und zwar nurvon den'ein wirtschaftlichen 
Seite her. Ich glaube, daß wir eines dazu 
sagen müssen. Der ganzen Frage des euro
päischen Konzeptes muß ein Bekenntnis zum 
geistigen Europäertum vorangestellt sein, daß 
man also da nicht immer nur von wirtschaft
lichen Dingen spricht, sondern daß man auch 
geistig zu diesem Europäertum steht. Es 
war eine Zeit, da wurden hier über die Kapi -
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talisten im EWG-Raum, über die Gefahr, die heraufzubeschwören, und niemand denkt dar
durch einen EWG-Anschluß entstünde, sehr an, die Neutralität, die eine militärische 
gehässige Äußerungen losgelassen. Diese Zeit Neutralität ist, irgendwie zu gefährden. Vor
ist vorbei. Sie haben Ihre Meinung um 1 80 Grad sicht, Ruhe, Vernunft und gute Nerven werden 
geändert, das haben wir zur Kenntnis genom- notwendig sein, um über diese Periode hinweg
men, jetzt geht es uns darum, unsere Wirtschaft zukommen. (Abg. Dr. H aselwan t e 1' :  Die 
der europäischen Entwicklung anzupassen, um guten Nerven fehlen Ihnen !) 
unser Exportvolumen und unsere Lebenskraft Ich glaube aber, daß wir trotz dieser Schwie
zu erhalten. Es geht praktisch darum, der rigkeiten, die wir nun kennen, eines feststellen 
Realität Rechnung zu tragen. Es ist nicht mehr müssen : Andere Staaten haben schon längst 
dieFrage EWG -ja oder nein 1 Es ist nur mehr eine solche Vereinbarung. Der Osten, der sich 
die Frage : Wie und wann ? besonders dagegen stemmt, hat schon längst 

Daß wir als einzelner Staat ' nicht gegen seinen eigenen großen, gigantischen wirtschaft
alle zusammen bestehen werden können, das lichen Ostblock. Es ist also nicht so, daß wir 
ist doch hoffentlich allen klar. Auch irgend- hier vorangehen, sondern wir sind nur der 
welche Neutralitätsgedanken sind hier fehl I Schlußpunkt in einer solchen Entwicklung, 
am Platze, weil kein Mensch in diesem Lande der heute weltweit geschaffen ist. (Abg. 
daran denkt, diese Neutralität irgendwie in Pro b s t : Warum erzählen Sie das ?) Gestern hat 
Gefahr zu bringen. Wenn wir uns wirtschaft- der Herr Kollege Czernetz auch gesagt, warum 
lieh sichern, meine Damen und Herren, dann ist er das hier erzählt. Auch ich habe es gewußt. 
das doch ein Beitrag zu unserer Neutralität. Gestatten Sie, daß ich das hier feststelle, oder 
Denn was würde die Neutralität nützen, wenn ist das auch verboten ? (A.bg. Probs t :  Das 
wir wirtschaftlich nicht mehr bestehen können. müssen Sie jemand anderen vortragen !) 
Wenn wir aber wirtschaftlich bestehen wollen, Wenn die Vollbeschäftigung und der Lebens
dann müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß standard erhalten werden sollen dann wird es 
ein überwiegender Teil unseres Exportes in notwendig sein, diese Frage �öglichst bald 
den EWG-Raum geht, dann müssen wir zur und möglichst rasch zu lösen und alle Schwie
Kenntnis nehmen, daß der Fremdenverkehr rigkeiten klar zu erkennen, die dieser Zu sam
zum überwiegenden Teil vom EWG-Raum menschluß nach sich ziehen wird. Es wird 
abhängig ist. (Abg. Kostroun : Das ist nicht leicht sein, es wird manche bange Stunde 
unbestritten !) Wi:: müssen �ahe.r jene M�ß- geben. Aber wir müssen diese Frage endlich 
nahmen . s�tzen, dl� notw:end1g smd, um em.e angehen, weil wir sonst wieder einmal die letzten 
Harmolllsierung dIeser Überlegungen herbeI- sein würden. Ich glaube, in der Zwischenzeit 
zuführen. sollen wir dem Außenhandel eine möglichst 

Tatsächlich ist es so, daß alle eine echte freie Bahn geben, damit dieser Anpassungs
große Sorge haben, auch die Teile der Wirt- prozeß möglichst reibungslos vollzogen werden 
schaft, weil das ja nicht so ist, daß das für kann und damit man sich auch da und dort 
die Wirtschaft vom Startschuß an eine wunder- daran gewöhnt, sei es in der verstaatlichten 
bare Sache ist, sondern weil es Schwierigkeiten oder der privaten Wirtschaft, den stärkeren 
geben wird und Opfer notwendig sein werden, Wind der Konkurrenz zu spüren. (Abg. 
die alle bringen müssen. Wir müssen uns einer Probs t : Lauter Phrasen !) 
neuen Entwicklung anpassen. Wir werden Am Schluß möchte ich noch eine Feststel
daher eine Reihe von Maßnahmen setzen müs- lung treffen, die sehr wesentlich ist - sie 
sen, um harmonisierend wirken zu können. gehört zu den allgemeinen Budgetfragen -, 
Wichtig sind vor allem die Frage des Zoll- die uns aber immer wieder frappiert. 
abbaues, die Rücksichtnahme auf den wich
tigen Osthandel bei der Harmonisierung der 
Zölle, der koordinierte Ausbau der Aus- und 
Einfuhrschranken, die Gleichstellung der ge
werblichen Produkte außer Agrarstoffen mit 
den Agrarprodukten selbst, die Freizügigkeit 
des Arbeitsmarktes und die Rücksichtnahme 
auf unsere verkehrspolitische Randlage sowie 
letzten Endes die Sicherstellung, daß die Eisen
und Stahlwirtschaft mit den anderen Organi
sationen im EWG-Raum entsprechend ko
ordiniert wird. Das sind alles sehr wesentliche, 
sehr große und schwierige Aufgaben. 

Kein Mensch denkt daran, in irgendeiner 
Form die leider sehr böse Vergangenheit wieder 

Während auf der Bundesebene alle Lasten 
dem Finanzminister aufgehalst werden - er 
soll für alles aufkommen, er soll alles bezahlen, 
er soll das Geld aus dem Boden stampfen -, 
geht man in verschiedenen Bundesländern wie 
etwa in Wien mit ganz anderen Maßstäben vor, 
nämlich mit kostendeckenden Tarifen. Die 
Tarife werden erhöht, sogar drastisch erhöht, 
der Straßenbahntarif, der Kindergartentarif, 
alles wird erhöht und kostendeckend geführt_ 
Wenn man also kostendeckende Tarife einführt, 
dann muß man sich dazu bekennen, das ent
weder in ganz Österreich zu tun oder gar nicht. 
Aber nicht so, daß es auf der Bundesebene der 
Finanzminister aufbringen soll, auf der Landes-
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ebene aber macht es der kostendeckende provozierend, sie waren, gelinde gesagt, dort 
Tarif. Das, meine Damen und Herren, ist auf demagogisch, wo er, wie so oft , den Versuch 
die Dauer unhaltbar, und das können wir nicht gemacht hat, uns Sozialisten in die Nähe der 
akzeptieren. (Abg. Pro b s t :  Da wi1'd der Kommunisten zu bringen. Ich muß Herrn 
Schwa'ige1' eine Freude haben mit Ihnen !) Mitterer fragen, wo er im Jahre 1950 gewesen 

Lassen Sie mich mit folgender Feststellung . ist, als die Wiener Sozialisten dafür gesorgt 
schließen : Der Herr Vizekanzler Dr. Pitter- haben, daß wir heute ·Wiener und nicht 
mann hat jüngst in einer Rede gesagt : "Was Berliner Zustände haben. (Beifall bei der 

immer du tust, frage zuerst, ob es der Partei SPÖ. - R1lf bei der SPÖ : Wahrscheinlich war 

nützt !" Wir von der Österreichischen Volks- er in der Schweiz !) Das wurde damals auch 
von Ihrer Presse und von den Rednern Ihrer partei haben uns ein anderes Konzept zurecht- Partei anerkannt.. gelegt. (Abg. Pla�mauer : Seit wann ?) Wir 

dienen immer nur einem Grundsatz : Zuerst Ich brauche aber nicht auf das Jahr 1950 
kommt der Staat und das Vaterland, und dann zurückzugehen. Herr Mitterer möge sich die 
die Partei ! (Anhaltender Beifall bei der O v  P. - Ergebnisse der Betriebsrats,vahlen vor Augen 
Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. Dr. H 'ur- führen, die in dieser Woche stattfinden, und 
des : Er hat sich gut geschlag6n gegen eine Serie er wird feststellen können, daß die Schichten, 
von ZW1:schenrufen ! - Abg. P r o b s t : Das mit die ,viI' hier in diesem Hause vertreten, den 
der Neutralität werden Sie noch bitter bere·uen I - Kommunismus und die Kommunisten wahrlich 
Abg. L a c k n e r :  Er hat ia nicht ge8agt, was er ablehnen. (Zustimmung bei der SPÖ.) SO wie 
gewollt hat ! - Weitere Zwischenrufe.) der Herr Kollege Mitterer heute argumentiert 

hat ,  argumentieren - und ich muß ihnl das 
Präsident Hillegeist : Ich möchte zunächst SEtgen - seit 70 Jahren die Spießbürger gegen 

an alle Z·wischenrufer den Appell richten, ohne die Sozialisten. 
daß ich ihre Freiheit. nach dieser Richtung Er hat über unser Parteiprogramm geeinengen möchte, bei ihren Zwischenrufen sprochen. Wir haben alle immer wieder, wenn beleidigende Äußerungen oder solche, die so er davon redet, die Überzeugung, daß er ausgelegt werden könnten, im Interesse der dieses Programm nicht kennt. (Heiterkeit bei Wahrung der Würde des Hauses zu unterlassen. der SPÖ.) Ich könnte ihm nur empfehlen, 

Ich möchte ferner vorschlagen, daß wir die daß er es virirklich einmal liest. Es ist sehr 
Sitzung jetzt abbrechen, da der nächste Redner leicht verständlich geschrieben, und es würde 
durch die zur Verfügung stehende kurze Zeit ihm keine Mühe machen, es zu begreifen , 
von 10 J\Iinuten benachteiligt wäre, außer er dam it er darüber einmal ordentlich reden 
erklärt sich bereit, innerhalb dieser Zeit seine kann und nicht in der Art, wie er es immer 
Rede zu beenden, oder damit einverstanden zu wieder macht. 
sein, daß ich ihn nach kurzer Zeit unter- Herr Kollege l\litterer sagte in seinen Aus
breche . ( Abg. H o l  0 u b e k :  Nein ! Ich slJ1'eche führungen wörtlich : " Ein Fachmann ist der, 
20 Minuten !) der das, worüber er redet, gelernt hat ." Diesen 

Ich unterbreche die Sitzung. Die Sitzung Satz möge er sich selber einmal in sein Stamm-
wird um 14 Uhr wiederaufgenommen. buch schreiben. (Bravo I-Rufe bei der SPÖ.) 

Die Sitzung wird um 12 Uhr 55 Minuten 
unt erbrochen  und um 14 Uhr w i e d era 1lf
g enommen .  

Präsident Dr. Maleta : Ich nehme die unter
brochene Sitzung wieder auf. 

Wir setzen die Spezialdebatte über die 
Budgetgruppe : Handel, Gewerbe, Industrie 
und Bauten fort. Zum Wort gelangt der Herr 
Abgeordnete Holoubek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Holoubek : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Ich möchte zunächst 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Mitterer - er ist leider nicht im Saal - eÜlige 
Feststellungen treffen. 

Seine Ausführungen waren wahrlich nicht 
mit Sachlichkeit beschwert. Sie waren, wie 
das so seine Art ist, an einigen Stellen sehr 

Hohes Haus ! Ich komme jetzt zu meinen 
eigentlichen Ausführungen und mache ein paar 
Bemerkungen zum Fremdenverkehr. 

Ich brauche in diesem Forum nicht ausführ
lich darzulegen, welche Bedeutung der Frem
denverkehr für unsere Volks"rirtschaft hat . 
Es hat dies der Herr Kollege Kos getan. 
Er hat auch aufgezeigt, daß das, was wir 
budgetmäßig für die Förderung des Fremden
verkehrs tun, sehr wenig ist. Ich kann das 
absolut unterstreichen. 

Ich beginne mit einem Vergleich, gebe aber 
gerne zu, daß dieser Vergleich, wie jeder Ver
gleich, etwas hinkt. Wer den Wald, der für 
den Urlauber eine Stätte der Erholung ist und 
der auch Fremde anzulocken vermag, abholzt 
und in Form von Schnittholz ins Ausland 
exportiert, bekommt dafür unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Prämie. Wer in der 
Fremdenverkehrswirtschaft wirkt und dem 
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Staat in der Form des stillen Exportes zu 
namhaften Deviseneigängen verhilft, geht leer 
aus. Ich nehme an, daß darüher ein Berufene
rer, der Herr Kollege Fink, sprechen wird. 

Zunächst möchte ich allen, die zu diesem 
stillen Export beitragen, von dieser Stelle aus 
Dank sagen. Von der einfachen Küchen
hilfe bis zum Unternehmer, soweit er nicht 
anonymer Großunternehmer ist, arbeiten sie 
alle schwer und oft. unter den schlechtesten 
Bedingungen für den Erholung suchenden 
Urlauber. 

Es ist eine irrige Meinung, wenn viele 
glauben, daß der Fremdenverkehr in Öster
reich erst seit den zwanziger Jahren eine wirt
schaftliche Rolle spielt. Österreich war schon 
lange vor dem ersten Weltkrieg Fremden
verkehrsland . In einer im Jahre 1917  erschiene
nen Schrift von Stradner, "Der Fremdenver
kehr", wird mitgeteilt, daß im Jahre 1902 der 
Ausländer-Fremdenverkehr 63,130.320 Kronen 
eingebracht hat. Schon damals spielte der 
Fremdenverkehr eine wichtige Rolle in der 
Zahlungsbilanz der österreichisch-ungarischen 
Monarchie. 

Man kann also nicht sagen, daß der Fremden
verkehr für die Erste und erst recht nicht für 
die Zweite Republik Neuland war. Er hat sich 
nur dank der sozialen Errungenschaften der 
Ersten und besonders der Zweiten Republik 
in die Breite entwickelt. Heute nehmen an ihm 
Bevölkerungsschichten teil, für die das Wort 
Urlaub im Jahre 1902 noch ein Fremdwort 
war. Das Wort Reise kannten diese Schichten 
überhaupt nur von Reisebeschreibungen. War 
es um die Jahrhundertwende vor allem die 
volle Brieftasche, die den Fremdenverkehr 
beherrscht hat, so ist es heute neben der 
vollen Brieftasche auch die etwas schmälere 
Geldtasche der Arbeiter und Angestellten, die 
im Fremdenverkehr eine Rolle spielt. 

Und hier komme ich jetzt zu einer auch 
von mir schon wiederholt aufgeworfenen Frage 
an den Herrn Handelsminister. Haben Sie , 
Herr Minister, eine Möglichkeit, im Interesse 
der Förderung des Fremdenverkehrs die Ein
führung von Inklusivpreisen im Hotel- und 
Gastgewerbe sowie die Einhaltung der in 
Prospekten und Preislisten angegebenen 
Preise durchzusetzen ? Wenn Sie, Herr 
Minister, das verneinen müssen, dann frage ich : 
Ist es wenigstens möglich, dies in Form von 
Bedingun�en bei der Vergabe günstiger Kredite 
oder der Ubernahme von Bundeshaftungen zu 
erreichen ? Gerade der kleine Mann der mit 
jedem Schilling bei der Planung seines

' 
Urlaubes 

rechnet, ist unangenehm überrascht, wenn zu 
den im Prospekt angegebenen Preisen dann 
noch diverse Zuschläge kommen, mit denen 
er nicht gerechnet hat. 

Ich ha,be hier vor mir das Österreichische 
Hotelbuch für die Zeit vom 1 .  November 1961 
bis 30. April 1962. VOll den insgesamt 
1 35 Wiener Hotels, die in diesem Hotelbuch 
angeführt, sind, nennen nur 22 Betriebe 
Inklusivpreise . In den Bundesländern ist 
das Verhältnis ähnlich. Auf diesem Gebiet 
sollten sich alle im Fremdenverkehr tätiaen 
StelleJi bemühen, Abhilfe zu schaffen. Das 
würde unserem Lande emen guten Ruf 
sichern. 

In diesem Zusammenhang noch ein zweites 
Problem. Die heutige Hotelklassifizierung 
- auch laut Hotelbuch - gliedert sich in 
A I , das sind Luxushotels, in A, das sind 
erstklassige Beherbergungsbetriebe, in B, das 
sind feinbürgerliche Hotels und Gasthöfe, in C, 
das sind gutbürgerliche Hotels und Gasthöfe 
- worin der Unterschied zwischen fein - und 
gutbürgerlich liegt, kann ich mir nicht recht 
erklären, aber es ist hier so angeführt -, und in 
D, das sind einfache Hotels und Gasthöfe. 

Diese Klassifizierung wird in diesem Hotel
buch sehr unterschiedlich verzeichnet. Dafür 
nur ein Beispiel, und zwar der launige Bericht 
eines Reisenden, der in der "Presse" vom 
5. Oktober wiedergegeben wurde . Ich werde 
Ihnen diesen Bericht kurz vorlesen : 

"Die Serviette im Restaurant hat ihr 
Gegenstück im Deckenüberzug des Hotels. 
Wer öfter das Vergnügen hat., in österreichi
schen Hotels zu schlafen, der kennt diese 
,Überzüge' .  Sie bestehen vielfach nicht aus 
Schlüpfern oder Deckenkappen mit Knöpfen, 
sondern aus Leintüchern, die einfach unter 
die braunen Wollkotzen gelegt und oben umge
schlagen werden. Zumeist ohne Befestigung. 
Sie sind die Marterwerkzeuge der Hotellerie. 
Am Morgen hat man solche Leintücher ge
wöhnlich wie einen Prießnitz-Umschlag um 
den Hals, dafür aber kratzt die Wolldecke 
angenehm auf dem Körper ! 

Ich habe in Innsbruck im Hotel . . .  " - hier 
ist der Name genannt, ich will ihn aber nicht 
nennen - "in einem Zweibettzimmer mit Bad 
übernachtet. In diesem ansonsten gut geführ
ten Haus gab es solche Prießnitz-Umschläge 
als Bettdecken. Es gab auch eine Tuchent. 
Aber nur eine für zwei Betten. Quergelegt. 
Warum eigentlich nur eine, bitte schön 1 
Der Übernachtungspreis war immerhin mit 
330 Schilling angeschlagen, zuzüglich diverser 
Abgaben. Ein Blick in die von der österreichi
schen Fremdenverkehrswerbung herausgege
bene Hotelpreisliste, Sommer 1961 ,  wies das 
Innsbrucker Hotel . . .  als ,A 1 '-Hotel aus, 
also als . oberste Gütekategorie. Sozusagen 
Luxus . . .  

Ein paar Tage später übernachtete ich in 
Salzburg . Zufällig hieß das Hotel . . .  " - so wie das 
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in 1nnsbruck. "Zufäliig kostete das Doppel- udaub zu nehmen. Uns fehlt die Frühjahrs
zimmer genau soviel wie in Innsbruek. Nur und HerbstsaisOll. Ich habe darüber hier 
daß es in Salz burg beinahe doppelt so groß war ; schon einma I gesprochen : Eine Abstufung der 
und j edes Bett besaß eine eigene Daunendecke Schulferien könnte schI' erfolgreich seill. Dies 
in einem Schlüpfer. Die Kontrolle in der würde sich auch auf die Betriebe sehr vorteil
Hotelpreisliste ergab, da.ß cla,s Snlzburger haft auswirken. Diese müssen gerade in den 
Hotel . . .  zum Unterschied vom Innsbruckel' Monaten Juli und August allen Betriehs
Unternehmen gleichen Namens nur in der angenongen mit schulpflichtigen Kindern 
Kategorie ,A' rangierte, also nicht oberste Urlaub geben. Wer so wie ich als Personal
Güteklasse war. Kein Luxus ! "  (Abg. referent eines Betriebes tätig ist, der weiß, 
Dr. Gre d l e r :  Dort haben wir auch einen daß man mit diesem Problem in jedem Jahr 
Vizebürgermeister ! - Heiterke1:t.) zu raufen hat. Eine Abstufung der Schul-

I cl H t 1 . I' t 1 961 ' t  " , ferien würde diesem Problem sehr abhelfen. " n  er 0 e preIS IS e rangler ' . .  , - , , .  W ' . .  
. W' H t 1 ' d d t I Nun noch eImge orte zum mneroster� 

eln lener 0 e -, " eInes er nlo erns en . 
h

' 
h F d k I D ' "  , h '  H.. d S t  dt b . G . A' ' reIe ISC en rem enver e 11'. le osterrme l-auser er a , e  enso m ruppe , wIe . . H t I '  d .. ß M '  h'le St ß sehe Fremdenverkehrs'.vlrtschaft sollte alle eln 0 e In er au eren ana 1 1er ra e,  . . , 't d G " t I D W' k Anstrengungen machen, um den mländlschen ]enSei ,s es ur e s. . . .  er lener ann 

d k h f" d M d f . 
d Q l ·t · ·t  t h' d h d G cl Frem enver e l' zu or ern. l' an ar lucht en ua l a  sun ersc le sc on aus- er egen .. .. . . 

k D A I . . d k d 
. ht 1h 1 ubersehen, daß der IlllanderreIseverkehr dIe er ennen . er us an er ann as mc ' . I . . 

I kt . . l ' h e's cl . . e Prel's kns'311feste und dauernde BaSIS der gesamten ver oe mog IC erw 1, e er germger 
k h . I f cl . 

't d G "  t I b f"l lt ' h Frcmdenver e rsvnrtsc la t arsteIlt . Es Jensei -s es ur e s , a er CI' U 1 ", SlC ge- . d h . . . 

t.. ht d k t d . kommt Je oe Immer WIeder vor, daß dIe ausc , wenn er ann an omm un eIn . . . . . . ' . 

A' IJ t I t 'fft d k . . t " 
osterrelChlschen Gaste In manchen BetrIeben 

- ::LO e an rI , as gar emes 18 • • h d . . . , mcht gerne gese en un auch nICht Imlller 
Das ist nur ein Beispiel, man könnte viele so gut behandelt werden wie ausländische 

anführen. Wenn also das A-Hotel jenseits des Gäste. 
Die Werbung um den inländischen Gast 

sollte verstärkt werden. Ich habe heuer meinen 
Urlaub in Tirol in einem Ort an der Dreiländer-

Gürtels, das wesentlich schlechter eingerichtet ' 
ist, und das Hotel in der Inneren Stadt, das 
modern eingerichtet ist, auch ein A-Hotel ist, 
dann kann sich der Reisende wirklich nicht 
nach dieser Klassifizierung richten. 

Die Einordnung der Beherbergungsbetriebe 
in Österreich in die verschiedenen Kategorien 
erfolgt - wie wir an den Beispielen gesehen 
haben - sehr willkürlich und entspricht 
durchaus nicht immer dem international übli
chen Maßstab. Ich will nicht annehmen, daß 
die Einstufung der Hotels auf der Basis 
eventuell vorhandener persönlicher Beziehun
gen erfolgt. Sie sollte meiner Meinung nach 
nach absolut verbindlichen Richtlinien erfolgen, 
und zwar durch eine Kommission, die ihre 
Tätigkeit auf einer gesetzlichen Grundlage 
ausübt. 

ecke verbracht. In diesem Ort waren sowohl 
die Privat- als auch die Hotelzimmer im 
Frühjahr schon bis in den Herbst hinein aus
verkauft. Es war überhaupt nichts zu be
kommen. Alle Zimmer waren an Westberliner 
Reisebüros vergeben. Ich hatte Glück und 
bekam ein Zimmer bei einem Beamten der 
Exekutive, offenb�,r nur deshalb, weil der 
gute Mann mich mit dem WieneT Polizei
präsidenten verwechselt hat und der Meinung 
war, er beherberge jetzt den Polizeipräsidenten 
von Wien. (Bundesminister Dr. B o c k :  Das 
muß ein Gesetzesübertret�r gewesen sein, der 
vor der Polizei Angst gehabt hat !) Ansonsten 
hätte ich vermutlich dort kein Zimmer be-

Auch hier '.viederum eine Frage an den Herrn kommen. Das war also gegen Ende September, 
Minister : Herr Minister ! Gibt es einheitliche Und als wir Ende September in eine Almhütte 
Kriterien hinsichtlich des Komforts und der gekommen sin d, hat man uns dort als die 
Ausstattung bei der Einstufung der öster- ersten Wiener Urlauber im Jahre 1961 begrüßt. 
reichischen Hotels, Pensionen und Gasthöfe in So etwas sollte nicht vorkommen , Wir glauben, 
bestimmte Preiskategorien � Wäre es nicht im daß eine verstärkte inländische Fremdenver
Interesse der Förderung des Fremdenverkehrs kehrswerbung unbedingt anzustreben ist. gelegen, dies durchzusetzen ? In der "Oesterreichischen Gastgewerbe-

Ein anderes überaus wichtiges Problem ist Zeitung" vom 13 .  Oktober 1 96 1  finde ich einen 
das der Saisonverlängerung ; darüber wurde Artikel, in dem es unter anderem heißt : 
heute hier schon gesprochen. Die Sommer- "Abgesehen davon, daß entsprechend große 
saison ist in Österreich verhältnismäßig kurz. Räumlichkeiten überhaupt fehlen, zeigt sich 
Wir können feststellen, daß die Wintersaison aucb , daß viele Quartiergeber - mit Rück
in den letzten Jahren sehr gut '.var . Auch sicht auf ihre anderen, bisher meist älteren 
die arbeitenden Menschen, die heute zum Teil Pensiollsgäste - nur ungel'n an kinderreiche 
SChOll einen Urlaub von übel' zwei Wochen Familien vermieten. Fremdenunterkünfte, die 
haben, haben die Möglichkeit, einen Winter- i sich auf die Aufnahme von Gästen mit Kiu-
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, dern, insbesondere mit Kleinkindern, einrichten 
oder gar spezialisieren, werden voraussichtlich 
in den nächsten Jahren , hohe Nächtigungs
frequenzen erreichen."  Soweit der Artikel. 

Meine Damen und Herren ! Wir ha ben 
alles Interesse dar an, daß solche familien
fördernde Maßnahmen unterstützt werden. 
Ich darf in diesem Zusammenhang besonders 
auf die Fördenmg des Familienurlaubes durch 
den Österreichischen Gewerkschaftsbund ver
weisen. Der mit der Errichtung und Ver
waltung der Feriendörfer betraute Österrei
chische Verband für Sozialtourisinus verfügt 
derzeit über zwei gut ausgestattete Ferien
dörfer am Ossiachersee und am Maltschacher See 
in Kärnten. Beide Feriendörfer umfassen 
nunmehr 1 15 Familienbungalows mit ins
gesamt 586 Betten. Im Verlauf einer Urlaubs
saison können 1 150 Familien mit 5860 Per
sonen einen jeweils 14tägigen erschwinglichen 
Urlaub verbringen. Dank der Förderung 
dieser Feriendorf-Aktion in Österreich durch 
den ÖGB und dank der Initiative seines 
Präsidenten Olah kann der Verband auf die 
wohl derzeit in Österreich einzigen großen 
Feriendörfer verweisen. 

Es ist zu hoffen, daß im Laufe der Jahre 
durch einen weiteren Ausbau der Ferien
dörfer beispielge bend für andere Körper
schaften ein wesentlicher Beitrag zur Lösung 
des ungeheuer schwierigen Problems der indi
viduellen Familienurlaube gegeben wird . Der 
ÖGB hat mit Unterstützung dieser Aktion 
der Ferienförderung ein praktisches Beispiel 
der Familienförderung er bracht . 

Wir begrüßen es deshalb auch, wenn die 
vorhin erwähnte Zeitung des Gastgewerbes 
die Unternehmer auf die Möglichkeit auf
merksam macht, die Nächtigungsziffern zu 
steigern, wenn sie sich auf die Beherbergung 
von Gästen mit Kindern, besonders mit Klein
kindern, sp�zia1isieren. 

Nun ein anderes Problem, das vermutlich 
der Herr Kollege Fink hier sehr ausführlich 
behandeln wird und über das sowohl der 
Herr Kollege Kos als auch der Herr Kollege 
Mitterer, dem ich in diesem Zusammenhang 
noch etwas sagen werde, gesprochen haben. 
Es ist das die Forderung nach Hereinnahme 
ausländischer Arbeitskräfte für das Gast
gewerbe. Niemand wird bestreiten, daß das 
Gastgewerbe, daß die Fremdenverkehrswirt
schaft überhaupt Mangel an Arbeitskräften, 
vor allem an geschulten Arbeitskräften hat. 
Demgegenüber muß man feststellen, daß in 
jedem Jahr mehr junge Menschen einen gast
gewerblichen Beruf erlernen wollen , als Lehr
stellen vorhanden sind. Auch das ist eine 
Tatsache, die Ihnen der Herr Kollege Fink 
bestätigen wird. Wir können durch ein 

modernes Berufsausbildungsgesetz, wie wir 
es seit Jahren verlangen, geeignete Aus
bildungsmöglichkeiten schaffen. 

Der Zustrom vieler junger Arbeitskräfte 
in das Hotel- und Gastgewerbe wird aber 
nicht wirksam, weil immer wieder viele junge 
Menschen, die diesen Beruf erlernt haben, 
aus ihm abströmen, weil sie oft unter unzu
mutbaren Arbeitsbedingungen tätig sein 
müssen. Auch das ist eine Tatsache und 
mit ein Grund, warum es in den Fremden
verkehrsbetrieben an Arbeitskräften mangelt. 

Weil nun die Unternehmer im Gastgewerbe 
zu den oft sc'Wechten Lohn- und Arbeits
bedingungen während der Hochsaison keine 
Arbeitskräfte bekommen, will man einfach 
auf Arbeitskraftreserven des Auslandes greifen. 
Aber gibt es denn während des Sommers 
in einem. europäischen Land überflüssiges ge
schultes Personal im Gastgewerbe � Ich glaube, 
das müssen wir alle, wenn wir ehrlich sind 
und darüber nachdenken, verneinen. Man 
kann höchstens ungeschultes Hilfspersonal 
bekommen, und dieses Personal kann man 
bei annehmbaren Bedingungen auch in Öster
reich auftreiben. Solange man die Arbeit 
der Hilfskräfte - das muß hier ausgesprochen 
werden -, beispielsweise die Arbeit der 
Küchengehilfinnen, derart unterbewertet, wie 
das heute der Fall ist, wird man selbst solche 
kaum im Inland bekommen. Ausgesprochene 
Fachkräfte, selbst wenn man sie aus dem 
Auslande bekommen könnte, würden kaum 
zu den ihnen angebotenen Bedingungen herein
kommen. Es wandern doch österreichische 
Fachkräfte in andere Länder ab, weil sie 
dort als geschulte Kräfte besser bezahlt wer
den. Solange wir nicht imstande sind, diesen 
geschulten Kräften annehmbare Arbeitsbe
dingungen zu bieten, ist das Reden von der 
Hereinnahme ausländischer Arbeitskräfte für 
das Gastgewerbe ein leeres Gerede. Das 
möchte ich auch dem Herrn Kollegen Mitterer 
sagen, der heute hier darüber gesprochen 
hat. 

Für die Saison 1961 - auch das wollen 
wir hier vermerken - wurden dem Hotel
und Gastgewerbe 1 1 20 ausländische Arbeiter 
als Kontingent ohne weiteres Bewilligungs
verfahren zugestanden. Von diesem Kontin
gent, von diesen 1 1 20 ausländischen Arbeitern, 
wurde nicht einmal ein Viertel ausgenützt . 
Die beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte 
waren durchwegs ungeschulte Hilfskräfte, wie 
man sie bei annehmbaren Bedingungen, wie 
gesagt, auch im Inland hätte auftreiben 
können. 

Dazu kommt noch eines : Die geschulten 
ausländischen Arbeitskräfte, auch wenn sie 
nach Österreich kämen, verlangen unbedingt 
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einen sechsmonatigen Vertrag. Bei der kurzen Hotelbauten in der Inneren Stadt fertig sein 
Saison, die wir haben, ist es kaum möglich, werden. 
diese Forderung zu erfüllen .  Ich kann Ihnen Bei der Verkehrstagung am 1 . Dezember 
aber - auch das kommt vor, und zwar dieses Jahres hat der Leiter der Fremden
nicht vereinzelt, wie mir die Gewerkschaft verkehrsstelle Wien, Herr Professor Minarz, das 
heute mitgeteilt hat - den Brief eines Mannes so ausgedrückt : "Vom Standpunkt Wiens 
vorlesen, der derzeit am Semmering im Hotel- aus zerfällt Österreich im Reiseverkehr noch 
und Gastgewerbe beschäftig.t ist und der immer in den goldenen Westen und in das 
am 4. Dezember 1 961 an die Gewerkscha.ft I Aschenbrödeldasein der ehemals russisch be-. 
geschrieben hat : setzten Länder unter der Enns ." 

"Sehr geehrte Herren ! Es ist in der Tat so . Dazu ein paar Zahlen : 
Ich bin 28 Jahre alt, Empfangschef im Vom deutschen Reiseverkehr zum Beispiel 

Hotelfach, und wünsche, Ihrer Gewerkschaft hat Wien 2, 1 Prozent, Niederösterreich 1 ,2 Pro
beizutreten. Wollen Sie mir bitte umgehend zent und das Burgenland 0,2 Prozent. Der 
die entsprechenden Formulare samt Statuten gesamte Osten Österreichs hat also vom 
hierher übersenden .  Ganz allgemein möchte deutschen Reiseverkehr nur insgesamt 3,5 Pro
ich feststellen, daß es mir - ebenso zwei zent. Das ist alarmierend, und wir müssen 
Kollegen - bisher nicht möglich war, in verlangen , daß alles getan wird, diese Ver
Österreich eine diskutable Stelle zu finden, hältnisse zu bessern. 
obwohl in sämtlichen Zeitungen dauernd von Meine Damen und Herren ! Was sind die 
,akutem Hotel-Fachpersonal-Mangel' die Rede Ursachen für diesen Zustand � Im Westen 
ist. konnte der Fremdenverkehr schon während 

Bemerken möchte ich, daß ich seit 1 953 der Besetzung einsetzen. Die Bettenanzahl 
im Fach bin und aller beste Zeugnisse und im Westen konnte rasch vermehrt werden , 
Referenzen deutscher und vor allem Schweizer während das bei uns hier nicht der Fall war. 
Hotels besitze. Drei Fremdsprachen beherrsche Im Gegenteil, in Wien war sehr viel zerstört, 
ich perfekt. und wir konnten einem eventuellen Bedarf 

nicht Rechnung tragen. Nach dem Abzug 
Vielleicht können Sie mir raten, was man der fremden Truppen konnte man feststellen, 

als Österreicher in Österreich sonst noch daß diese nach der Rückkehr in ihre Heimat
können muß, oder an wen man sich zu w.enden länder zu den besten Werbern für den Besuch 
hat, um nicht auf Stellen im Auslande ange- Österreichs wurden. Wer die Jahre nach 
wiesen zu sein. Auch meine Kollegen wären dem Abzug der französischen Truppen aus 
an einer Aufklärung sehr interessiert . "  Tirol in Tirol gewesen ist, konnte feststellen, 

Wenn das der einzige Brief wäre, so würde daß nicht nur die ehemaligen Soldaten selber 
ich meinen, der Mann ist ein Außenseiter, dem es a.Is Urlauber zurückgekommen: sind, sondern 
bestimmte Umstände unmöglich machen, einen daß sie auch noch sehr viele andere Franzosen 
Posten zu finden. Aber wie mir die Gewerk- mitgebracht haben. Im Gegensatz zu den 
schaft versichert, könnte sie mir eine Reihe östlichen Bundesländern haben in den west
solcher Briefe geben. lichen Ländern die Besatzungssoldaten als 

Ich muß zum Schluß als Wiener Abge
ordneter noch auf ein Problem verweisen, 
mit dem die Bundesländer zu ringen haben, 
die bis 1955 russische Besatzung hatten. 

Im Jahre 1 955 hat der Herr Abgeordnete 
Römer von der Volkspartei in der Budget
debatte davon gesprochen, daß den östlichen 
Bundesländern eine besondere Begünstigung 
in der Fremdenverkehrswirtschaft gebührt, 
weil sie arg benachteiligt wurden.  Ich kann 
das auch heute noch unterstreichen. Obwohl 
die Gesamtzahl der Übernachtungen in \Vien 
von 1958 bis 1961 um ungefähr 200.000 ge
stiegen ist, geht der Anteil Wiens am öster
reichischen Ausländerfremdenverkehr dauernd 
zurück. Waren es 1955/56 9 Prozent, so sind 
es 1 959/60 nur mehr 6,7 Prozent . Dies, 
obwohl Wien erfreulicherweise immer mehr 
Kongreßstadt wird und es in steigendem 
Maße werden wird, wenn die geplanten neuen 

Werber für Österreich gewirkt . 
Eine andere Ursache, warum Wien von 

den Ausländern so vernachlässigt wird, ist, 
daß die Transeuropa-Expreßzüge an Wien 
vorbeifahren. Wenn die Autobahn, so wie 
es geplant ist, Wien umfahren wird, dann wird. 
das vermutlich eine weitere Ursache sein, 
daß die Fremden nicht in dem Maße zu uns 
kommen, wie es erforderlich wäre . 

Ich will bei dieser Gelegenheit, Herr Minister, 
einem konkreten Ersuchen Ausdruck geben : 
Wenn man die schöne Wachau-Straße in der 
Richtung nach Wien verlängern und sie nicht 
bei Krems enden lassen würde, so wäre das 
auch eine Möglichkeit, mehr Ausländer als 
bisher nach Wien zu bekommen.  

Es muß auch gesagt werden, daß die 
Kredite für das Gastgewerbe reichlicher nach 
dem Westen geflossen sind. Der Osten war 
bisher sehr benachteiligt . Wenn die ERP-
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vor etwa einem Jahr auch in der Zeitung 
" Heute" - gebracht wurde . 

Ich spreche über verschiedene bedrohliche 
Faktoren bezüglich des Einflusses der KPÖ 
auf den österreichischen Handel, insbesondere 
den Osthandel. Wenn ich dieses Thema be
handle, so möchte ich von vornherein fest
stellen, daß daraus keinerlei Irrtum über die 
Einstellung der Freiheitlichen Partei zum 
Osthandel selbst entstehen soll. Ich habe 
selbst zu einem sehr frühen Zeitpunkt in 
diesem Hause die Ehre gehabt, das volle 
Verständnis der freiheitlichen Fraktion für 
die Handelsbeziehungen Österreichs mit den 
östlichen Staaten zu äußern. Es war uns 
klar, daß ideologische Differenzen kein Hinder
nis in einer Welt darstellen können, in der 
etwa Großbritannien über Hongkong mit dem 
Osten schon zu ein0111 Zeitpunkt einen erheb
lichen Handel trieb, als dagegen in den meisten 
Staaten des Westens noch Bedenken geäußert 
wurden . 

Wir Freiheitlichen h80ben die Regelung des 
Verhältnisses zwischen Wien und Moskau 
durch den St�,atsvertrag , durch das Moskauer 
Protokoll , durch den Handels- und Schiff
fahrtsvertrag 1955, durch das Moskauer Kom
munique 1 958 über die Revision der Re
parationen, durch den Beitritt Österreichs 
zur Belgrader Donau-Konvention sowie durch 
spätere Handels- und Ablöselieferungsverein
barungen durchaus gutgeheißen. Wir haben 
die sich aus dem Güteraustausch ergebenden 
Kontakte , über alle politischen Trennungs
momente hinweg, positiv beurteilt . 

Wenn ·wir Freiheitlichen uns für ein mög
lichst enges Assoziationsverhältnis zur EWG 
aussprechen, so bedeutet uns dies keineswegs 
eine Schwächung der österreichischen Neu
tralitätsverpflichtung noch eine etwa beab
sichtigte Einschränkung des Handels mit der 
Sowjetunion oder mit anderen östlich profi
lierten Staaten. Ich darf in diesem Zusammen
hang vielleicht, nur am Rande darauf hin
weisen, daß der Handel der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Sowjetblock 
mit einem Austauschvolumen von über I Y2 Mil
lia:!.'den Dollar in den ersten neun Monaten 
dieses Jahres im Anwachsen begriffen war 
und ist . 

Ich bitte also alles, was ich in der Folge 
übBr die konnnerzkommunistischen Firmen 
und ihre Handelspraktiken sagen werde, nur 
in diesem Licht zu verstehen. 

Die Praxis , daß sich in Österreich für 
lebenswichtige Rohstoffimporte aus den Ost
ländern Firmen etablieren, denen durch die 
Exportländer Monopolfunktionen eingeräumt 
werden, stellt in Wahrheit eine schwere 

Gefährdung unserer durchaus erwünschten 
Handelsbeziehungen mit dem Osten dar. Dazu 
kommt, daß die Gewinne dieser Firmen zum 
größten Teil zur Finanzierung der kom
munistischen Parteien nicht nur in Öster
reich, sondern auch 111 anderen west
europäischen Ländern dienen. Die Bereit
willigkeit allerdings sowohl von verstaat
lichten Betrieben, die maßgeblich von Sozia
listen geführt und beeinflußt werden, wie auch 
im besonderen von Angehörigen der soge
nannten bürgerlichen Wirtschaftssphäre, sich 
diesen Praktiken willenlos zu ergeben, sie zu 
unterstützen und zu fördern, verdient ein
deutig gegeißelt zu werden. 

Ich möchte vorwegnehmen, daß es mir 
natürlich nicht möglich ist, im Geheimbereich 
der kommunistischen Kommerzkapitalisten 
- und ihrer Anhängsel üi der Koalitions
sphäre - langwierige Recherchen zu pflegen. 
Seitdem ich aber vor einigen Wochen bei 
Erwähnung der Kohlenwirtschaft in diese 
Eiterbeule hineingestochen habe, erhalte ich 
schriftlich und mündlich - erfreulicherweise 
übrigens fast nie anonym - Information 
über Information, 'di e  j enes abgerundete Bild 
ergibt, übel' das ich heute zu Ihnen sprechen 
darf. Unter meinen Informanten befinden 
sich übrigens a.uch Angehörige jenes Wirt
schaftsapparates, der meist von nach dem · 
Krieg aus England zurückgekehrten Emi
granten geleitet wird. Nicht wenige dieser 
Menschen bedauern heute ihren seinerzeitigen 
Entschluß, sich den Kommunisten zur Ver
fügung gestellt zu haben ; sie sind darüber 
unglücklich. 

N atürHch wird das von mir jetzt Aus
geführte nicht Anspruch auf Vollständigkeit, 
vielleicht nicht einmal auf minuziöse Genauig
keit, erheben können, es wird sich aber in der 
sachlichen Praxis als richtig erweisen . 

Ich habe mir im Hinblick auf die Bedrohung, 
die die Gestion der-kommunistischen Kommerz
kapitalisten für den legitimen und erwünschten 
Osthandel darstellt , erlaubt, zu gleicher Stunde 
eine Darstellung meiner Ermittlungen dem 
Herrn sowjetischen Botschafter in Wien über
reichen zu lasseIl. Ich hätte die Darstellung 
auch gerne dem Herrll Bundeskanzler und 
dem Herrn Vizekanzler überreicht, sie sind 
aber im Augenblick nicht im Hause. 

Ich möchte feststellen, daß die Praxis der 
Kommerzkommunisten in einzelnen Volks
demokratien eine größere Unterstützung fin
det, so vor allem seitens der DDR, als durch die 
Sowjetunion selbst. Darüber hinaus bin ich 
überzeugt, daß weder diese noch auch ich 
oder andere Faktoren den immer wieder 
geäußerten Verdacht nachweisen können, wo
nach ein Großteil der Gewinne dieser Firmen 
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in dunkle Kanäle, auch in solche des Aus
landes, fließen. Kanäle, die wohl teilweise der 
Finanzierung kommunistischer Parteien, vor 
allem natürlich der KPÖ selbst, dienen, teil
weise aber auch zu Schwarzkonten einzelner 
kommunistischer Kommerzkapitalisten führen. 

Die Monopolstellung, die die erwähnten 
KPÖ-Firmen samt ihren andersgesinnten Aus
hängeschildern aus Kreisen beider Regierungs
parteien besitzen, besteht darin, daß ein 
Import verschiedener Erzeugnisse aus den 
Herkunftsländern nach Österreich keinen ande
ren Firmen ermöglicht wird. Solche Monopole 
in einer freien, marktwirtschaftlieh geordneten 
Wirtschaft entsprechen weder dem Konzept 
der Wirtschaftspolitik der Österreichischen 
Volkspartei, im besonderen nicht dem des 
Wirtschaftsbundes - soweit man hier von 
einem Konzept und nicht nur von der Massen
fabrikation von Kommerzialräten sprechen 
kann -, sie entsprechen aber auch nicht 
der antikartellistischen und antimonopolisti
schen Einstellung der Sozialisten, obwohl 
diese dort, wo sie selbst Monopole haben, 
sich, wie mir scheint, dabei ganz wohl fühlen. 

Die MonopolsteIlung der KPÖ-nahen Firmen 
entspricht nicht einmal dem kommunistischen 
Prinzip, denn in diesem beruhen Einhand
organisationen der Fachwirtschaft auf einem 
völlig anderen gesellschaftlichen und wirt
schaftlichen System, sie dienen nicht der 
Anhäufung von Spekulationsgewinnen, nicht 
einmal im Parteiinteresse, geschweige etwa 
im Interesse einzelner hochverdienender Kom
munisten oder Pseudo -Kommunisten. Ich 
nenne sie deswegen Pseudo-Kommunisten, 
weil der Willensmltschluß einiger aus England 
später nach Österreich zurückgekommener 
Emigranten, sich der KPÖ nach dem Krieg 
zur Verfügung zu stellen, 1944 in einer Be
sprechung bei London nicht aus idealisti
schen Motiven erfolgte. Er _ wurde auf Grund 
der Überzeugung getroffen, die besseren Ge
schäfte nicht innerhalb der großen SPÖ, 
sondern in der kleinen KPÖ mit den großen 
östlichen Wirtschart.schancen machen zu kön
nen. 

Die Gefahren, die in der erwähnten Monopol
steIlung der Kommerzunternehmen der KPÖ 
für die österreichische Volkswirtschaft ent
stehen, liegen auf der Hand. 

Sie bestehen darin, daß jeder Konsument 
aus Industrie, Landwirtschaft, Gewerbe und 
Verbraucherschaft, der diese Rohstoffe, die 
zumeist in großen Mengen importiert werden, 
benötigt, damit gezwungen ist, · die kommuni
stischen Parteien zu finanzieren. 

Sie bestehen darin, daß lebenswichtige 
Sektoren der österreichischen Wirtschaft sich 

in Händen befinden, die in der Lage sind, 
diese Tatsache politisch auszuwerten. 

Und sie bestehen schließlich darin, daß 
namhafte Sektoren der österreichischen Volks
wirtschaft auf dem Markt nicht nach wirt
schaftlichen, sondern nach politischen Gesichts
punkten geführt werden. 

Damit ist der Wirtschaftsapparat der KPÖ 
in · der Lage, die gesamte ökonomische Grund
lage zu stören. Er stellt einen gefährlichen 
Fremdkörper auf dem österreichischen Markt 
dar, er bedroht aber auch das Bestehen, die 
Abwicklung, den Aufbau und Ausbau eines 
wirtschaftlichen, eines an sich richtigen, auf 
überparteilichen Gesichtspunkten beruhenden 
Osthandels. 

Wer hier etwa mit Gegenargumenten wie 
Neutralität und Demokratie kommen will, 
dem sei geantwortet, daß derlei Praktiken 
ja gerade eine echte Neutralitätseinstellung 
verhindern. Im übrigen sei auch unterstrichen, 
daß eine Demokratie zum Untergang ver
urteilt ist, die sich nicht energisch dagegen 
wehrt, wenn man echte demokratische Prin
zipien - wie etwa den Grundsatz der Wirt
schaftsfreiheit - dazu benützt, das Gegenteil 
anzustreben, Monopole und Kartelle, wenn 
auch solche mit Linksdrall, zu errichten, j a  
die Wurzel der Demokratie solcherart z u  ge
fährden. Die Geschichte der letzten J ahr
zehnte hat dies genügend bewiesen. Die 
Lehren, die der Herr Innenminister gegen 
einige Verantwortungslose von der radikalen 
Rechten daraus zieht, wendet er - bei 
ihm sind wir das irgendwie gewöhnt -, 
wenden aber auch andere gegen die heute 
viel größere Gefahr von links nicht an. 

Ebenso zu entkräften ist das Argument, 
das einem so gerne in Wirtschaftsbund
kreisen oder auch in solchen mit anderem po
litischen Profil, wo man eben gerne mit
verdient, und sei es auch, wenn man gleich
zeitig damit seine eigene Existenz gefährdet, 
ja eine mögliche spätere Enteignung fördert, 
entgegengehalten wird : das Argument, Öster
reich wäre auf diese Form des Handels ange
wiesen, man müsse eben diese Konstruktion 
als gegeben hinnehmen. Dazu möchte ich 
ausdrücklich bemerken, daß viele westeuro
päische Länder in ähnlichem und gleichem 
Ausmaß aus dem Osten importieren und dort
hin exportieren, ohne daß es dort gelungen ist, 
Monopolburgen kommerzkommunistischer Kar
telle zu errichten. 

Die Willfährigkeit der Koalition ist maß
geblich daran beteiligt, daß es bei uns heute 
so aussieht, daneben aber auch die Gilde 
jener Leute, die Lenin wie vor kurzem auch 
Togliatti wenig höflich, aber nicht unzu-
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treffend als "nützliche Idioten" bezeichnet hat. haben. Die beiden Vorerwähnten, die Herren 
In purem Geschäfts- und Raffgeist arbeiten Menasse und Fürst, gehören dazu. Nicht 
nicht wenige Geschäftsmänner mit den Kom- anders Herr Bettelheim von der Firma "Turm
merzkoml1lunisten eng zusammen, um ein öl" , Herr Haber von der Firma "Agrex", 
stattlich gefüJltes Whisky-Glas in der Hand Herr Kohn von der Firma "Vajda & Co.", 
zu halten und einige Dollarscheine mehr 

I 

Herr Kanfer von der Firma "Primex" , Herr 
in die Taschen zu stecken, auf denen sie lesen Bondy von der Firma "Redeventza", Herr 
können : "In God we trust" - auf Gott ver- Bernthaler von der Firma "Techno-Import" ,  
trauen wir ! Herr Meiselmann von der Firma "Kuntner & 

ßleine Damen und Herren ! Weniger auf 
Gott - vielleicht auch - als auf seinen ge
diegenen kommerziellen Verstand vertraute 
ein ausgezeichneter Kaufmann - er heißt 
auch so -, der 1946 aus England nach Öster
reich zurückgekehrte Stefan Kaufmann, Sohn 
einer reichen oberschlesischen Familie von 
Kohlengrubenbesitzern. Er gründete die Firma 
"Polcarbon" in enger Verbindung mit der KPÖ.  
Trotz Linientreue kam er mit dem Herrn 
Generalsekretär Fürnberg, der noch heute 
die graue Eminenz des Wirtschaftsapparates 
der KPÖ darstellt, nach einigen Jahren in 

Co." ,  Herr Fräser von der Firma "Controlla " ,  
Herr Hanslicek von der Firma "Kontakt
Kommerz",  die Herren Klamper und Fried 
von der Spedition "Expreß" , Herr Hör von 
der Firma "Hör & Co." , Frau Rosa Funk 
von der Firma Dr. Back, Herr Müller von 
der Firma "RIVA" , Vaduz, "Steel-Mill", 
Vaduz und "RIVA", Budapest, Herr Birn
bach von der Firma "Simpex", Brüssel, 
Herr Bauer von der Firma "NOVUM" und 
Firma "Batimex" , Ost-Berlin, Herr Stern von 
der Firma "Anglo Austrian Trading Comp." ,  
London. 

Konflikt. Es ist interessant, daß die ausländischen 
Unter dem Titel "Die große Ebbe" weiß Filialgründungen, von denen ich einige eben 

die Zeitung "Die Furche", der man wahr- erwähnte, dort als selbständige juristische Per
lieh nicht übertriebene antikommunistische sonen aufscheinen. Auch diese Firmen be
Gesinnung nachsagen kann (Abg. Lola Sol  a r :  schäftigen sich wie ihre österreichischen Mutter
Na, na f) , in der Nummer vom 26. Jänner 1957 firmen mit dem Handel bestimmter Produkte 
darüber bereits Interessantes zu berichten. von und nach den Oststaaten. Diese Firmen, 
Die Zeitung "Die Furche" enthüllte damals, mit zahlreichen Nicht-Kommunisten in ihrem 
daß neben der "Polcarbon" auch die "Intrac" Beamtenstab versehen, gelten selbst bei höch
Stützen des kommunistischen Handelskonzerns sten Stellen im Ausland nicht als kommuni
ebenso wie die "Polcommerz" und die "Poli- stisch, obwohl sie dem kommerzkommunisti
graph" unter Leitung der Herren Fürst, sehen Apparat der KPÖ zugehören. Man 
Albin, Kessler, Gold und Rosenstrauch seien. nimmt sie dort als österreichische Unternehmen 
"Die Furche" erwähnt schließlich die Firma und weiß nicht, daß in Wahrheit ihre Ex
"Wagner & Co.·" mit ihrem Spezialisten für ponenten nach den Weisungen des ZK han
knifflige Switch-Geschäfte, Herrn Menasse' l deIn, soweit sie nicht auch nebenher diesem 

. .  . .  unbekannte Geschäfte in eigenem Interesse DIe gle�che kathohsc�: ZeItU�lg vom Jänner abwickeln. Wäre ich ein Freund der Kom-
1957 benchtet dann u�er dle Kosten. des munisten, würde ich dem ZK der KPÖ den Globus-Hauses und

. 
schreIbt, daß ma� diesen Rat geben, es möge einmal in den Büros großen Bau auf emen Baugrund mIt u�ge- am Höchstädtplatz einige Bücher dieser Fir-sunden Wasseradern gestellt habe. DIese men einziehen und überpru" f, A 'h W d h b . h d t .. h1 " h b en. us I nen 

.�s�era ��n � en SIC
. 

ann ta sac IC a : ließe sich anscheinend wohl schließen, daß traghch fur die Ent�ckhmg der K�Ö bel manche Kommerzkommunisten mit der Tenden Wahlen 
.
1 959 erwlese�: Aber auf mch� so denz spielen, ihre Wirkungsstätten zu ihren wasseraderrelChen Baugrunden waren Jene privaten Bankkonten nach dem West 

H.. . ht t . d d '  B"' d en Zll auser ernc e ,  ln enen Ie uros er verlagern. Kommerzkommunisten ihre Tätigkeit aus-
üben. Diese Dinge - ich möchte es nochmals 

Die Kampffonds und Mitgliedsbeiträge der betonen. --:- sind in ihrem vollen ymfang weder 
KPÖ gingen und gehen zurück. Die einzelnen I 

der sO":Jetischen Botschaft noc� Ihrer Ha�dels
Bezirkssekretäre arbeiten mit niedrigen Ge- delegatIOn noch auch allen fuhrenden oster
hiUtern. In einem Reorganisationsprozeß hat reichischen Kommunisten bekannt. 
die KPÖ Zeitungen eingestellt und Ange- An der Spitze des Wirtschaftsapparates der 
stellte entlassen. Die Geschäftsführer des KPÖ steht ein Bankfachmann, Herr Jenö 
kommerzkommunistischen Kartells aber ver- DesseI', dessen Eltern noch heute in Amerika 
dienen heute noch immer etwa 1 8.000 S im leben. Er und einige Jahre früher der jetzt 
Monat, wovon sie allerdings einen erheblichen etwas in den Hintergrund getretene Herr 
Teil als Parteisteuer an die KPÖ abzugeben Bettelheim tragen im Kreise ihrer kommerz-
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kommunistischen Freunde die Spitznamen gekauft. Ich sagte schon : Nichts gegen 
"Papa" und "Mama" . Der Satz "D2r Papa Handelsbeziehungen ! Aber der bezahlte Preis 
wird's schon richten ! "  gilt also nicht nur für liegt über den Notwendigkeiten, weil eine 
einige Koalitionspolitiker in diesem Hause nicht unerhebliche Rendite für die kommerz
(Abg. P r o b s t :  Nur für einen, nicht für einige I) , kommunistische Vermittlungsfirma dabei mit
sondern auch für diese Seite . einkalkuliert werden muß . Der Fall liegt 

Desser mit seiner Firma "Kommerz-Kon- ähnlich wie bei der Kohle, wo einige Prozent 

takt" koordiniert seit etwa zwei Jahren die des Preises der kommerzkommunistischen Kon

Wirtschaftsgeschäfte der KPÖ-Firmen. An die zerne einem Guthaben bei der ostdeutschen 
N otenballk in Form eines Ausländerkontos "Kommerz-Kontakt" wenden sich zur Ab-
zufließen. Meine Damen und Herren ! Wüßte wicklung von Geschäften mit dem Osten 

auch nichtkommunistische Firmen, wobei die er es , würde dies vielleicht sogar Herrn 

Auftragserteilung, nicht selten auch die Mono- Chruschtschow wundern. 

p�lisier�ng, durch Herrn Desser und seine ' I m Grunde genommen wird durch die 
MItarbeIter gelenkt werden. sogenannte Kalisack-Stützung des öster-

Das Gesellsch8,ftskapital der von mir an- reichischen Landwirtschaftsministeriums i m  
gegebenen Firmen - die aufgezählte Liste Wege der damit verbundenen Handelspraktiken 
ist natürlich nicht vollständig - gehört nicht und durch die Käufe von solchem Kali durch 
oder zum HEl.uptteil nicht den vorgeschobenen den österreichischen Landwirt - sicherlich 
Vertrauensleuten, sondern größtenteils der gegen den Willen des Herrn Landwirtschafts
KPÖ selbst. Die Leitungen der kommerz - ministers wie natürlich aU{�h der Bauern
kommunistischen Firmen sind wieder unter- schaft - die KPÖ mitfinanziert. Simpli
einander verflochten. Die leitenden Personen, fiziert heißt das also, daß mancher Landwirt 
von denen ich die meisten j a  hier genannt seine eigene Umwandlung in die Kolchose, 
habe, sind als Gesellschafter, Geschäftsführer seine eigene Enteignung irgendwo mitfinanziert. 
usw. g�eichzeitig. in ver�chiedenen Fi.rmen Ich sprach gerade auch von der Kohle, und meIst auch In verschIedenen FunktIOnen bereits neulich habe ich einiges davon erwähnt. 
tätig. Auf diesem Sektor ist ein großer kommunisti-

Ich nehme mir ein Beispiel heraus. So ist scher Block tätig, der mit seinem Wirtschafts
etwa in der Firma "Wagner & Co , "  Frau apparat die Branche in Österreich durchdringt 
Erna Wachs tätig. Ihr Mann ist Mitglied des und mit seinen Verdiensten die KPÖ mit
ZK der KPÖ . Die Firma "Wagner & Co. " finanziert. 
vermittelt zum Beispiel den Einkauf von 
Kali in der DDR. Die nichtkommunistische 
Firma Prohaska besorgt die Weiterverteilung 
in Österreich. Die genannte österreichische 
Firma steht in enger Verbindung mit der 
finanzstarken Schweizer Firma "Amropa" in 
Basel ; sie ist vermutlich deren Tochterunter
nehmen. Es wird behauptet, daß die Basler 
Firma - ich kann dies nicht nachweisen -
die Kommerzkommunisten hinsichtlich ihrer 
Vermittlerrolle in Getreide, Kali und Sämereien 
aus der DDR und anderen Ostländern mannig
fach unterstützt. 

Was ist nun das Ergebnis ? Jeder einzelne 
Österreicher, der seinen Ofen heizt oder der 
als Landwirt ein Düngemittel bezieht, hat 
erhebliche Chancen, damit ungewollt die KPÖ 
mitzufinanzieren. Zum Beispiel verteilen die 
von der ÖVP gesteuerten Landwirtschafts
genossenschaften, vom Landwirtschaftsmini
sterium subventioniert, das Düngemittel Kali. 
Wie erwähnt, wird dies aus der deutschen 
Ostzone durch die kommerzkommunistische 
Firma " Wagner & Co . "  vermittelt. Obwohl 
Österreich Kali auch aus anderen Ländern 
beziehen könnte, wird, um das Kammerab
kommen mit der Ostzone zu erfüllen, ein 
erheblicher Teil von Kali in Ostdeutschland 

Die Firma "Wagner & Co.", die seit Jahren 
den Handel mit der sogenannten DDR ex
POTt- und importmäßig fast zur Gänze mono
polisiert, habe ich genannt. Bis 1 954 konnte 
man das natürlich aus deri Besatzungsver
hältnissen heraus erklären. Um Ihnen aber den 
Rahmen der damaligen Geschäfte vor Augen 
zu führen, möchte ich Ihnen sagen, daß es 
sich auf der Einfuhr- wie auch auf der Aus
fuhrseite um zirka 1 6  Millionen Dollar jährlich 
handelt. Aber noch heute bestimmt, obwohl 
in den letzten Jahren kleinere Vertretungen 
im Handel mit der Ostzone auch an energische 
und fleißige nichtkommunistische Stellen ab
gegeben wurden, die Firma "Briko" unter 
Führung von Herrn Flemmer den gesamten 
Braunkohlenhandel mit der DDR. Herr 
Erwin Flemmer ist übrigens das ist 
eine angenehme Ausnahme - ein echter, 
überzeugter Kommunist. Er stammt aus der 
kommunistischen Jugendbewegung und ist 
außerdem ein ausgezeichneter Kaufmann ; das 
kann ihm niemand absprechen. Ich billige 
ihm darüber hinaus idealistische Motive zu , 
wenn er daran ist oder es ihm teilweise schon 
gelungen ist, etwa 40 Prozent des Wiener 
Kohlenhandels durch einen vollzogenen od�r 
sehr weitgehend projektierten Aufkauf der 
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Firmen "Montana" , "Allgemeine Brennstoff " ,  Fi.rmen zahlen Schwarzprovisionen für Ost· 
"Ergona" , "Marmorek" ,  um nur einige zu nen· aufträge 1:1 nl'" , dio sich den Steuerbehörden 
nen, beziehungs'I;-eJse durch Beteiligung an einer entziehen. Di3 Inka<;salltin dieser Douceurs 
Reihe anderer, in die Hand zu bekommen . ist m(;ist. Frau Leni Litv<'tk, eine mthe Ver· 

Jähdich bringt die Firma "Bdko " zirka wandte des Herrn Friedl Fürnberg vom ZK 
300.000 Tonnen Braunkohle nach Österreich . de� KPÖ . Es gibt kaum einen österreichischen 
Die Differenz zwischen dem eingereichten Wirt.schaftszweig, der nicht durch die unter· 
Lizenzpreis und dem tatsächlichen Vcrkauf.:;;. irdischen Verbindungen der Kommerzkommu· 
preis der "DIA.Bergbau" beträgt, bis zu I nisten angegriffen, sogar ergriffen ist. 
3 Dollar je Tonne. Dieser Differenzbetrag Meine Damen und Herren ! Was macht 
wird nach mir zugegangenen Informationen nun etwa bei dieser Situation die Koalition, 
nach Bezahlung dem Ausländerkonto des was macht etwa die Wirtschaftspolizei des 
KP·Konzerns bei der Notenbank der DDR, Herrn Innenministers ? Von der Wirtschafts
der Ostzone, Notenbankkonto NI'. 333, gut- polizei können wir es uns denken : Natürlich 
geschrieben. Die Firma "Briko" hat auch gar nj chts ! Der Innenminister ist tief un
inzwischen Vertretungen und Handelsfirmen glücklich, wenn er irgend wo zwei Jugendliche 
in Österreich und Westdeutschland aufgezogen. sieht, die gleichzeitig weiße Strümpfe anhaben 
Somit finanziert jeder Österreicher, der Kohle und dadurch den Staat im Wege einer neo
von der Firma " Briko" bezieht, sogar unter nazistischen Welle in den Grundfesten er
Umständen beim Ankauf von Ruhrkohle, über schüttern. Wenn aber das österreichische 
diese Quelle die KPÖ. Wirtschaftsgefüge durch kommunistische 

Das merkwürdige an den enormen Gewinnen Monopolisten unterhöhlt wird, geschieht gar 

der Tarnfirmen der KPÖ ist, daß die Eingänge nichts. Dabei ist allein der Autopark des 

stets größer sind als die Ausgänge an die KPÖ. KPÖ·Konzerns einige Millionen Schilling wert, 

Da man nicht annehmen kann, daß diese die Kapitalstärke vielleicht hunderte Millionen. 

Partei oder ihre Führung sich bereits für (Abg. Rosa Jo c h ma n n : Und die Grabsteine 

allfällige günstige Absatzbewegungen Sonder. in lnnsbruck ?) Verehrte Frau Abgeordnete ! 

kontos in der Schweiz anlegt, muß man sich Dieser Fall ist leider nicht aufgeklärt, und 

doch wohl fragen : Wo kommt das Geld hin ? genauso wenig ist aufgeklärt, wer auf das 

Aber es scheint, daß die Solidarität mit den Parlament geschossen hat . Man weiß allerdings 

volksdemokratischen Partnern klein geschrie- die Wagentype . Man nimmt an, daß es sich 
um einen Ferrari handelt. Nach den Erben ist , denn Geschäftsgewinne bis zu 60 Pro-

zent sind bei diesen Firmen nicht selten, nur mittlungen der Polizei handelt es sich um einen 

daß nicht immer das ZK dies weiß und auch blauen Ferrari. Es gehört nicht hieher, 

nicht immer an der Gewinnabfuhr entsprechend aber Sie haben mich aufgerufen. Es gibt in 
Wien rund 20 Ferrari, davon nur 2 blaue ! beteiligt ist . Hinweise auf gewisse Tendenzen 

zur Nestflucht der führenden Kommerz- Und der Herr Minister weiß anscheinend 

kommunisten sehe ich auch in der betrüblichen noch immer nicht, wer das gemacht hat. 

Tatsache, daß wir ihre Profile seit etwa zwei Vielleicht paßt ihm die Person nicht, die als 

bis drei Jahren beim Mai-Umzug vermissen möglicher Schuldiger in Frage kommt. Von 

müssen . Erst nach Einführung einer Umfahrt den Grabsteinumwii.rfen haben wir schon ge. 

dieser Genossen, etwa im BMW des Herrn sprochen. ( Abg. Z e i  I I  i n g e r :  Der I nnen

DesseI', werden wir sie vielleicht wieder am minister soll es uns mitteilen !) Ich glaube, 

1. Mai am Ring beim kommunistischen es ist hier aber doch richtig . . , (Abg. Ze i l ·  

Umzug sehen können. l inge r :  Wir möchten sehr gerne wissen, wer 
aufs Parlament schoß, der Innenminister soll 

Um aber auch den Umfang de:;: v>'eit über es einmal sagen !) Meine Kollegen ! Verehrte 
Österreich hinausgehenden Geschäfte des Frau Kollegin ! Lassen wir die Grabsteine, 
Wirtschaftskartells der KPÖ zu beschreiben, denn ich stimme mit Ihrer Ergrimmtheit, die 
sei darauf hingewiesen, daß die Ostberliner Sie darüber mit Recht zeigen, völlig überein ! 
Außenhandelsgesellschaft "DIA-Chemie" über Ich habe neulich schon erklärt : Es ist ein 
die "Anglo Austrian Trading Comp . ", London Schandakt. Einigen wir uns darauf: Wir alle 
- ich habe sie vorhin schon genannt -, eine haben ein Interesse daral1, daß man findet, 
Großlieferung an Pottasche und Natrium· wer daran schuld ist 1 Diesen möge man 
chlO1'at abwickelt, wobei Natriumchlorat aus entsprechend und exemplarisch bestrafen. 
Ostberlin 50 Prozent, Pottasche 40 Prozent (Abg. Rosa Jochman n :  Dann gestatten Sie 
des englischen Gesamtbedarfes deckt. n1(.r einen Z'Lm:schenruf : Dann dürfen Sie nicht 

Zahllos sind die Schwarzgeschäfte der davon reden, daß es nur zwei g'ibt, die weiße 
Kommerzfirmen der KPÖ, die anscheinend Wadenstutzen tragen. Es gibt mehr Symptome !) 
weder dem ZK noch den österreichischen I Sicherlich gibt es mehr Symptome. Aber 
Behörden bekannt sind. Auch österreichische nehmen wir selbst an, es ist eines dieser 

85. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 53 von 74

www.parlament.gv.at



: 3682 Nationalrat IX. GP. - 85. Sitzung - 6. Dezember 1961  

Dr. Gredler 

Symptome die schändliche Grabsteinum- Magistrat Linz ein Grundstück im Linzer 
,,,,oerfung in Innsbruck, von der man nicht weiß, Tankhafen zu bekommen. Interessant ist 
wer sie provoziert hat. Es gibt einige, die in diesem Zusammenhang, daß es selbst 
sich am Ring schlecht. benommen haben ; den großen Weltkonzernen auf dem Mineral
ich will dies nicht leugnen. Es ist beschämend, ölsektor, die ansonsten internationale Ab
und im Falle dieser drei weiß man, wer sie schlüsse ohne weiteres direkt auch mit den 
waren. Sie dürfen versichert sein, daß sich Ostländern tätigen, in Österreich nicht ge
jedermann von diesem Tun zu distanzieren hat. lungen ist, ihren Import nach Österreich 
Aber ich spreche j etzt doch davon, daß die unter Ausschaltung dieser Firma "Turmöl" 
Kapitalstärke dieses Konzerns, dieses Kartells, durchzuführen. 
das unsere Wirtschaft und, wie ich schon 
sagte, den legitimen Osthandel bedroht, ja 
hunderte Millionen stark ist, daß allein der 
Autopark einige Millionen Schilling wert ist. 
Ich glaube, man muß davon sprechen. 

Die österreichischen Firmen des privaten 
wie des verstaatlichten Sektors machen es sich 
recht bequem. Selbst durch Volksdemokratien 
ausdrücklich vorgebrachte Wünsche, ihren 
Handel nicht - ich unterstreiche : nicht ! -
durch den Monsterkapitalkonzern der Kom
mune vertreten zu lassen, werden nicht be
rücksichtigt. Laufend leisten private und 
verstaatlichte Unternehmen an den KP
Konzern Provisionszahlungen und päppeln 
damit die Kommunisten, aber auch die Pri
vatkontos einiger Linkskapitalisten auf. 

Als auf dem Sektor Kohle die kommunisti
, schen Firmen vor mehreren Jahren in einer 
Situation standen, die ein Weiterbestehen 
'im Rahmen der österreichischen V olkswirt
schaft in Frage stellte, wurden sie von der 
bürgerlichen Wirtschaft selbst gerettet. Man 
machte einigen namhaften Kaufleuten die 
Beteiligung schmackhaft. Diese Kaufleute 
haben recht, wenn sie sagen, daß ihnen sogar 
von öffentlichen Stellen geraten wurde, ein
zusteigen und gegen einen lächerlichen Pro
zentsatz ihren Namen herzuge ben, um damit 
diese Firmen salonfähig zu machen. 

Das bezieht sich nicht nur auf Wien. Auf 
dem Sektor Mineralöl wie auf dem der Kohle hat 
sich von der Firma "Roter Turm" eine neue 
Firma "Turmöl" des Herrn Maimann abge
spalten. Diese übernimmt die Ölimporte, 
während die auch öfter genannte Firma 
"Briko" ihre Kohlenimporte weiterführt -
ich glaube, auch der "Rote Turm". Die 
Firma "Turmöl" hat im neugeschaffenen 
Tankhafen der Stadtgemeinde Linz eine Nieder
lassung gründen wollen. Die Verwaltung des 
Linzer Bürgermeisters Dr. Koref, aber auch er 
selbst sind erhaben über jeden Satelliten
dienst für die Kommerzkommunisten. Daher 
haben sie auch Bedenken gehabt. Nun hat 
sich aber die angesehene bürgerliche Firma 
"Brüder Jessl", Linz, gefunden, die schließ
lich - wahrscheinlich gegen eine Beteiligung -
ihren Namen hergegeben hat und es damit 
der Firma "Turmöl" ermöglicht hat, vom 

Man kann manchen Kommerzkommunisten 
die Tüchtigkeit wirklich nicht absprechen. So 
versuchte die vom KP-Konzern aufgesogene 
Firma "Marmorek" ihre Teilnahme an dem 
vor zwei Jahren gegründeten Kartell " Wiener 
Brennstoffhändler" zu kündigen. Dabei han
delt es sich bei diesem Kartell nicht um eine 
konsumentenfeindliche Maßnahme, sondern um 
das Gegenteil . Das Kartell " Wiener Brennstoff
händler" wurde zu dem Zweck gegründet und 
genehmigt, um einerseits den kleinen Konsu
menten einen günstigen, unter dem preis
behördlich genehmigten Preis liegenden Ein
kaufspreis zu ermöglichen, andererseits die 
ruinöse Konkurrenz unter den Kohlenhändlern 
bei Groß- und Behördenverbrauchern aus
zuschalten. Durch die Kündigung eines so 
maßgeblichen Teilnehmers, wie es zweifellos 
die Firma "Marmorek ' war, wären natürlich 
auch andere Großfirmen gezwungen, das Kar
tell zu kündigen, wodurch dieses auseinander
fallen würde. 

Das ist nur ein Beispiel dafür, wie durch eine 
solche systematische Konzentration mit politi
schem und nicht wirtschaftlichem Kommando
turm ein gesamter Handelszweig ruiniert 
werden kann. Der rote Kohlenblock ist nämlich 
schon daran, weit über Wien hinaus in die 
Bundesländer vorzudringen. Es ist zu erwarten, 
daß diese Schritte in Wien nur ein Anfang 
sind, um von da aus den ganzen österreichi
schen Markt zu erobern und zu beherrschen. 

Ich kann es nicht glauben, aber aus seiner 
eigenen Branche wurde mir vor kurzem be
richtet, daß der Innsbrucker ÖVP-Stadtrat 
Hradetzky, der Obmann des Brennstoffhandel
gremiums für Tirol ist, in konkreten Gesprächen 
mit dem Ziel sein soll, seine Firma eng an 
die Wiener kommunistische Kartellmonopol
gruppe anzuschließen. Wie gesagt, ich kenne 
Herrn Hradetzky persönlich, und ich halte 
diese Information für unrichtig, 'was ich hoffe .  
Aber ich darf nicht verhehlen, daß sie mir 
von einer durchaus seriösen Seite zugegangen 
ist . (Abg. Pro b s t :  Das kann genauso wahr 
sein wie das vorher Erzählte mit den anderen 
Dingen ! Warum ist das nicht wahr ? Weil 
Sie bekannt sind mit ihm ?) Nicht weil ich 
bekannt bin mit ihm ! Herr Kollege, ich sage : 
Ich hoffe herzlich, daß es nicht stimmt . 
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(Abg. Pro b s t :  Alles andere haben Sie mit , Ich bin überzeugt, daß der Herr Bauernbund
tJberzeugu,ng vorgetragen 1 Da8 nicht mehr ? direktor Graf wie :3,uch der "Reform-Landwirt" 
Weil das -ein Bekannter von Ihnen ist ?) Herr ! Schleinzer solche Mißbräuche in ihrem Ressort 
Kollege, nicht weil es ein Bekannter vOn mir I nicht zulassen. Aber wäre es dennoch 
ist . Die von mir vorher genannten Menschen, I wahr - es ist sicher unwahr -, es wäre eine 
fHlch die, die im Wirtschaftsbund stehen, sind ; läßliche Sünde gegenüber einer Finanzierung 
�icht BO politisch markante Leute \"ie der i des KP-Wirtschaftsapparates aus solchen Waf
OVP-Stadtrat Hradetzky. loh habe auch i fengeschäften. Muß es wirklich sein, daß der 
keinen im politischen VordeTgrund stehenden i Erstverantwortliche der österreichischen 
Herrn von Ihnen erwähnt. Im Gegenteil !  Ich : Sehuhindustrie (Abg. 8 e b in g e r :  Diese 
habe bestätigt, daß sich Herr Bürgermeister ' Frage, an die Adresse des Bauernbundes 
Koref sogar gegen diese Placierung ausgespro - I  gerichtet, 'lOGt· aber eine Hauptsünde I) Ich 
ehen hat . Daher fühle ich mich verpflichtet , sagte : es ist eine läßliche Sünde. (Abg. Pro b s t :  
einen mir bekannten markanten ÖVP-Politiker Gredler .' Sie 'machen e s  uns schwer ! Entweder 
mit einer gowissen Hemmung zu erwähnen, glauben wi1' alles, was Sie sagen, oder nichts ! -

weil ich noch immer hoffe , daß die mir zu- Heiterkeit.) Hen Kollege, die Möglichkeit, die 
gegangene Information nicht stimmt. (Abg. Dinge zu überprüfen, wird Ihnen sicher auch 
Pro b s t :  Abe?' wenn Sie annehmen, daß wir über den Weg des Innenministers richtig 
alles glauben sollen, was Sie vorhin erzählt erscheinen. (Bundesmi7u:8teT Dr. Bo c k :  Ab
haben, dann glaube ich auch das Letzte auf geordnete?' Gredle?' hat gesagt : Es ist koalitions
jeden Fan 1 Das ist mein Schluß I) Herr Kollege , widrig, der Opposition zu gla'uben 1 - Heiter
das ist fast koalitionswidI'ig, wenn Sie es auf keit. - Abg. Pro b s t :  Für mich ist die A lterna
jeden Fall glauben. (Heiterkeit.) tive gegeben : Ich glaube Ihnen alles ! - Präsi-

Ich möchte zum Schluß kommen. Die För- dent Dr. Male ta  gibt das Glockenzeichen.} 

derung deR KP-Konzerns und seiner rein Ich glaube ,  nach dieser markanten Stimme 
kartellkapitalistischen Unternehmungen durch darf ich fortfahren und fest.stellen, daß der 
koalitionsnahe Private, durch Behörden, durch Erstverantwort.liche der österreich ischen Schuh
Betriebe ist offensichtlich. Das Bemühen, industrie, Herr Präsident Brunnmüller, den 
andere Handelswege zu gehen, scheint mir österreichischen Schuhfabriken, die sich in das 
nicht oder kaum vorhanden zu sein. Sicherlich Ostgeschäft einschalten wollen, die kommerz
mag die verstaatlichte Industrie da oder dort kommunistische Vermittlungsfirma "Kraus & 
unter Zwang stehen. Aber es ist für den Ost- Co . " als Vermittler e mpfiehlt. Muß etwa der 
handel und seinen Ausbau bedauerlich, wenn so erfreuliche Schuhexport nach der Sowjet
etwa die Stahl- und Blechlieferungen der unIon daran mitwirken, die KPÖ zu finan
VÖEST nach Polen, Bulgarien und die Ostzone zieren 1 
über die Firmen "Wagner & Co. " und "Hör Meine Damen und Herren ! Ich klage an. 
& Co . " gehen. Ich klage in diesem Hohen Hause den Wirt-

Es ist bedauerlich wenn sich das östel'rei - !  schaftsapparat der KPÖ an, den Osthandel 
chisehe Bundesheer ' beim Ankauf von JYIa- dadurch zu schädigen, daß sie ihn zur partei
schinengewehren aus dem Osten kommerz- politischen Melkkuh degradiert. 
kommunistischer Vermittlungsfirmen bedienen Ich klage die einzelnen Exponenten dieser 
muß . Dazu höre ich, daß diese Linkskapitalisten Komrnerzkapitalisten von links an, daß sie 
unter günstigsten Bedingungen dabei Kom- bei monatlichen Bezügen VOll 1 8.000 S und 
pensationsgeschäfte mit der CSSR machen und im Aus�and bis zu 30.000 S das Wirtschafts
an diesen nochmals und neuerlich verdienen .  i gefüge Österreichs zum eigenen Nutzen unter-

Manchmal hat man aber doch den Eindruck, I höhlen. 
daß sich verstaatlichte Firmen mit ihrem i Ich klage die Koalition an, energie- und 
Vertretungsvertrag mit den Linkskapitalisten : wj.llen�os diese Zustände .�u förder.n oder zu
ganz wohl fühlen, so etwa die "Simmering- ! mmde�t zu dulden, Zu�ta�de - ICh darf es 
Graz-Pauker" durch die Firma "Wagner & : noch emmal sagen -, dIe mcht so genau, aber 
Co. " . Dabei werde ich das unangenehme i �och sehr ."'eitgehen� gen�u ,  schon vor Jahren 
Gefühl nicht los daß auch ich selbst etwa als . m den ZeItungen, dIe beIden Gruppen nahe
Steuerzahler über allfällige Passiven dieser � stehen, geschildert worden sind. 
Firmen beziehungsweise deren Vertretungs- : Ich klage maßgebliche Exponenten der 
firmen höchst ungewollt durch meine Steuern : verstaatlichten wie der bürgerlichen Wirtschaft 
quasi die KP und ihre Exponenten mit - : an, ein Gleiches zu tun und nicht selten daran 
finanziere . i mitzuverdienen. 

Es wurde rnir manchmal zugetragen ,  daß i Meine Damen und Herren ! Ich glaube, ich 
an gewissen Einkäufen des Bundesheeres der �preche durchaus in Ihrem Sinne, weml ich 
Bauern bund mitverdiene . Ich glaube es nicht . sage : Hier ist ein Wandel zu schaffen ! Ich 
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habe mir im Kapitel Handel nur dieses eine 
Thema herausgenommen. Warum ? Das habe 
ich Ihnen bereits eingangs gesagt. Aber ich 
glaube, daß dieses eine Thema genügt, daß 
man bedenklich wird. Gerade wegen unserer 
Beziehungen zum Osten brauchen wir einen 
echten Ost handel.  Wir sollen ihn haben . Wir 
sollen sogar, wenn wir mit der EWG ver
handeln, den legitimen Wünschen in dieser 
Richtung Rechnung tragen. Und wir hören 
aus Brüssel, daß man bereit ist, dies auch im 
Verhandlungs weg zu tun. Aber dieser legitime 
Ost handel wird durch Machenschaften, wie ich 
sie hier genannt habe, im höchsten Grade 
gefährdet . Es liegt im Interesse unseres 
Vaterlandes, es liegt aber auch im Interesse 
unserer Handelspartner im Osten, daß hier 
ein 'Wandel geschieht ! (Beifall bei de1' F PÖ.) 

Präsident Dr . Maleta : Zum V\T ort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Josef ]?ink. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Josef Fink : HoheH Ram; ! 
Was das Thema Fremdenverkehr - Ulli noch 
einmal darauf zu sprechen zu kommen -
betrifft, so befinde ich mich in erfreulicher 
Übereinstimmung mit den sehr geehrten Vor
rednern, soda,ß es wohl noch erlaubt ist, 
einige Akzente zusammenfassend aufzusetzen. 

Der Fremdenverkehr ist, wie schon betont 
wurde, nach der Verfassung Landessache. Er 
ist aber auf Grund seiner überragendün wirt
schaftspolitischen Bedeutung längst zu einer 
Staatssache in Österreich geworden . Der Devi
senertrag von 7 Milliarden Schilling im Jahr 
1961 ist für die Zahlungsbilanz von maß
gebender Bedeutung. Der Fremdenverkehr 
steht mit diesem Devisenertrag als stiller 
Exporteur an der Spitze aller exportierenden 
Wirtschaftszweige Österreichs. 

Fremdenverkehrsförderung ist eine Budget
post . Wie kann der Fremdenverkehr gefördert 
werden ? EinmaJ durch bessere Dotierung der 
Werbung. Seit Jahren ist der Budgetansatz 
für die Fremdenverkehrswerbung des Bundes 
gleichgeblieben. Die Werbung kOllllnt dabei 
nicht mehr mit, denn die Personalkosten und die 
Druckkosten steigen, aber die Mittel bleiben 
immer gleich, ja sie werden eher noch weniger. 
Es wurde heuer da und dort über ungenügende 
Winterwerbung geklagt. Ich halte sie nicht 
für ungenügend. Wäre sie aber ungenügend, 
so könnte ich es verstehen. Denn wie soll 
man werben, wenn viel zuwenig Qeld da ist ? 

In der Fremdenverkehrsförderung h;t die 
Bedachtnahme auf die Kreditpolitik notwen
dig. Das Wort ERP ist nicht nur zu einem 
Schlagwort, sondern auch zu einem Leidens
wort geworden. Wh' kommen mit dem ERP
Gesetz, wie es scheint, noch immer und immer 

nicht zu Rande. Dadurch wird - ich mache 
darauf aufmerksam : das ist eine gefährliche 
Sache ! - das Investitiollstempo verlangsamt, 
dadurch verringert sich unsere Wettbewerbs
fähigkeit, dadurch verringern sich unsere Ein
nahmen, dadurch verringert sich die finanzielle 
Qualität der Gäste. Wir hätten in Österreich 
doch gerade die Steigerung der Ausgaben 
unserer Auslandsgäste so blutig notwendig, 
denn die täglichen Ausgaben unserer Auslands
gäste in Österreich betragen, in Dollar umge 
rechnet, rund 10 Dollar. In den Nachbarlän
dern, in Italien, in der Schweiz, in Deutschland, 
betragen sie das Doppelte oder noch mehr . 

Drittens erachte ich in der Fremdenverkehrs
förderung die Bedachtnahme auf die Steuer
politik für notwendig. Die Gesamtbesteuerung, 
auf den Gesamtumsatz berechnet, bewegt sich 

in Italien und in der Schweiz zwischen 1 % 
und 2 1/., Prozent, in Deutschland sind es 
8 PI'OZ��t, und in Österreich sind es 10 Pro
zent ! Da.s besagt ja wohl alles ! 

Zum viel·tell ist die Bedachtnahmü auf den 
Naturschutz und auf den Landschaftsschutz 
notwendig. Es darf doch nicht das Grund
kapital des Fremdenverkehrs, die Einmaligkeit 
dEr österreichischen La.ndschaft, vorwirtschaftet 
werden ! Eß ist daher notwendig, 'Wirtschafts
und Industrieprojekte unter Beda,chtnahme 
auf unsere erste Devisenquelle in Österreich,  
auf den Fremdenverkehr, zu erstellen. 

Die Staa,tssache Fremdenverkehr - ich 
möchte das noch einmal sagen und unter
streichen - geht alle an ! Da,her die Notwendig
keit, eine Plattform für die Koordinierllug 
zu finden und zu schaffen. Ansätze dazu sind 
vorhanden. Ich erinnere an die Verkehrstagung 
des Verkehrs ministeriums , an die derzeit lau 
fende Enquete des ressort mäßig zuständigen 
Handelsministeriums . All das ist erfreulich, 
aber es fehlt uns heute noch das Dach ! Die 
im Jahre 1 949 erfolgte Teilung des Ministeriums 
für Handel und Verkehr erschwert die Zu
sammenarbeit . Hoffen wir, daß ein guter 
Dachstuhl und ein gutes Dach aufgesetzt 
werden können. 

Zum fünften :  I m  Schulwesen ist die Be
dachtnahme auf eine erhöhte Pflege der 
Fremdsprachen notwendig. In 20 Jahren - j a  
SChOll früher - wii'd e s  auch i n  Österreich 
so weit sein, daß man ohne Dreisprachigkeit 
so wie heute in der Schweiz im Fremdenver
kehr nicht mehr wird arbeiten können. Daher 
heute schon : Bedachtnahme auf die Pflege der 
Fremdsprachen, gerade im Schulwesen und 
bei der Jugend. 

Es kommt dann weiter der Straßenbau. Ich 
unterstreiche die Notwendigkeit eines möglichst 
raschen Ausbaiws der Autobahn Salzburg
Wien, ferner die Notwendigkeit des Ausbaues 
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der Autobahn Wien-Tarvis. Denn es wird i stimlllungen über die Arbeitszeit n1.Üssen im 
damit der Verkehr nach dem Balkan gefördert. I Fremdenverkehr 8lastischer sein als anderswo, 
Gerade für den Wiener Fremdenverkehr und eine weitere lineare, starre Verkürzung der 
für die dringend notwendige Stärkung des 
Wiener Ausländerverkehrs ist es wichtig, daß 
die West-Autnhahn möglichst rasch ausgebaut 
wird. Aher ich kann mich nicht damit ein
verstanden erklären, daß von hoher Stelle erst 
jüngst gesagt wurde, mit dem Bau der Brenner
Autobahn hätte man nicht beginnen müssen . 
Ich bin durchaus nicht dieser Meinung. Mit 
dem Bau der Brenner-Autobahn lnnsbruck
Schönberg hat man beginnen müssen. Von 
Österreich mußte der Startschuß ausgehen, 
denn dieser Beginn wal' eine Tat Österreichs 
im Zuge der europäischen Integration, ein 
Meilenstein auf dem Weg zum einigen Europa. 

Des weiteren i:-;t - das möchte ich dreimal 
unterstreichen - die Bedachtnahme auf das 
Gast- und Beherbergungsgewerbe notwendig, 
denn das Gast- und Beherbergungsgewerbe ist 
nach wie vor Hauptträgel' des Frelndell
verkehrs.  Wie kann man es fördern ? Wie 
kann man darauf Bedacht nehmen ? Man muß 
insbesondere die Küchen- und Restaurations
betriebe fördern, den Küchenumsatz steuerlich 
entlasten, man muß bei der Umsatzsteuer für 
den Küchenumsatz - auch er ist zum guten 
Teil stiller Export ! - VOll 5,25 Prozent auf 
1 ,7 Prozent heruntergehen . Das Wort VOll der 
Flucht aus der Küche ist kein Schlagwort, 
sondern vielmehr ein Alarmruf. Diesel' Flucht 
aus der Küche muß begegnet werde n ,  'denn 
gerade die österreichische Küche ist eine 
Hauptattraktion, ein Hauptwerbefaktor im 
Fremdenverkehr !  Dieser Flucht aus der Küche 
müßte auch bei der Verleihung VOll Konzes
sionen begegnet werden. Auch auf dem Gebiet 
der Kredite ist die Rücksichtnahme auf die 
Gastronomie, auf den Küchenbetrieb, not
wendig. 

ZUlU Gastge werbe ist weiter zu sagen : Die 
Getränkesteuer muß allmählich abgebaut wer
den. In Deutschland heben nur mehr 10 Pro
zent der Gemeinden Getränkesteuer ein . Schließ
lich ist der drückenden Personalnot durch 
eine weitscha,uende inländische Ausbildungs- ,  
Nachwuchs- und Personalpolitik und durch 
eine den Bedürfnissen angepaßte und Rechnung 
tragende Politik bei der Hel'einnahme fremder 
Arbeitskräfte abzuhelfen. Freilich sind hier 
die Chancen nicht mehr allzu groß ,  die Kuh 
ist weitgehend schon aus dem Stall, der Markt 
ist durchgekämmt . 

Schließlich möchte ich zur Arbeitszeit spre
chen . Die Verhältnisse liegen beim Fremden
verkehr und im Gastgewerbe anders als in der 
Industrie . Daher muß das häßliche '\fort 
"Fremdenindu8trie " abgelehnt werden, d�1S 
sich da und dort immer einschleicht. Die Be-

Arbeitszeit wäre für die Gastronomie und den 
Fremdenverkehr im Hinblick auf die aus
ländische Konkurrenz nicht mehr tragbar . Es 
müßte auch bei uns in der Hochsaison, in 
den Saisonspitzen der Zeitausgleich möglich 
sein so wie bei Bahn und Post. 

Schließlich ist im Fremdenverkehr die För
derung durch die Presse notwendig. Die 
Haltung eines Teiles der österreich ischen 
Presse ist nicht fremdenverkehrsfreundlich. 
Kritik steht jedem offen, aber sie muß zur 
rechten Zeit und am rechten Platz erfolgen ! 
Es ist bedauerlich, daß wie die Seeschlange 
Jahr für Jahr Tatarenmeldungen über angeb
liche große Unzukömmlichkeiten in den öster
reichischen Fremdenverkehrsbetrieben auf
tauchen. So wie das aufgebauscht wird, wirkt 
es beinahe lächerlich. Der Sensationshunger 
vertreibt gerade die Spitzenklasse der Gäste, 
die wir so notwendig brauchen. .Man sagt : 
Diskretion ist Ehrensache. Richtig ! Gerade im 
Fremdenverkehr ist Diskretion aber nicht nur 
Ehrensache, sondern auch wohlverstandenes 
Geschäftsintcresse . .Man sehe die Schweiz , die 
nicht gleich Bilder und Schlagzeilen bringt, 
wenn irgelldein ausländischer Prinz , Aga Khan, 
oder eine Filmdiva kommt. Bei uns belästigt 
lllan diese Gäste so lange, bi8 sie schleunigst 
wieder abreisen. 

Eine negative Fremdenverkehrsfördel'ung 
ware die starre Handhabung des Preisüber
wachungsgesetzes, speziell eine Ausrichtung 
nach den niedrigsten Preisen eines Ortes. 
Nicht die Betriebe mit Schleuderpreisen dürfen 
unterstützt werden und auch nicht jene, die 
nicht kalkulieren können. Die Betriebe sind 
nach Ausstattung, Klasse und Angebot dera,rt 
verschieden, daß man sie nicht über einen 
Kamm scheren kann. Im Interesse der höheren 
Leistung muß man entsprechende Kalkula
tiollsmöglichkeiten bieten. Das heißt nicM, 
daß Preisexzes8e geduldet oder gar gefördert 
werden sollen . Wir wissen ganz genau, daß 
wir im Hinblick auf die Konkurrenz bei der 
Fei-;t.::;etzung der Preis<, sehr vorsichtig sein 
müssen. 

\Vas die lnklusivpl'eise anlangt, so kann ich 
sagen, daß der Zug zu den Inklusivpreisen 
allgemein list und daß die Tendenz dahin 
geht . . 

Ich fasse zusammen : Bedachtnahme auf 
das Gasthaus und auf den Gastwirt als wirt
schaftlich, kulturell, ja politisch wichtigen 
Faktor ist echte Frcmdenverkehrsförderung. 
Der Fremdenverkehr ist Schwankungen unter
worfen. Der Fremdenverkehr könnte sogar 
ausbleiben, aber das Wirtshaus bleibt. Daher : 
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'Yertschätzun� des In;landsgastes u.nd Werbung ' Daß Fremdenverkehr, Straßenverbindungen 
fur den Inlan�el'reIseverkehr , Insbesondere und auch Straßenzustand eng miteinander ver'Yerbung um dIe Jugend, denn sie ist der knüpft sind, ist sicherlich keine neue Weisheit, 
S10here Gabt von morgen. aber gerade weil dies für manche Orte zur 

Fremdenverkehr und Gastgewerbe sind fried- Lebensfrage geworden ist, drängen sie so 
liehe Wirtschaftsbereiche. Sie gedeihen nur im stark nach al�ständig�ll VerbindungswegeIl. 
Frieden. Sie steiuen auf und blühen durch Daher stehen dIese GebIete und Orte auch auf 
den Frieden. Sie �rbeiten für den Frieden, für der Seite jener, die nach pfleglicherer Be
die Verständigung, für den Abbau der Span- handlung des Bundesstraßensektors rufen. 
nungen. Sie leisten damit ihren Beitrag zur Straße und Fremdenverkehr sind eng mit
europäischen Gemeinschaft und für den Frieden einander verbunden. Darmu ist auch ein 
der Welt ! (Beifall bd der Ö VP.j großes Maß an Verständnis dafür vorhanden, 

Präsident Dr . Maleta : Zum vVort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Enge. Ich erteile es 
ihm . 

daß die westlichsten Bundeflländer unserefl 
Staates bevorzugt werden, da, sie ja am Kreu
zungspunkt des europäischen "Fremdenverkehrs 
liegen. Aber der Fremdenvei:'kehr muß sich j a  

Abgeordneter Enge : Hohes Haus ! I c h  habe meiner Meinung nach bemühen - und das 
mir die Aufgabe gestellt, über das Straßen- haben verschiedene Vorredner hereits zum 
wesen in unserem Lande zu sprechen. Wenn Ausdruck gebracht -, die Gäste ins Innere 
man da.s tut, dann macht man es mit einem unseres Landes hereinzuziehen, um das Land 
heiteren und einem nassen Auge . Objektiv zu durchströmen wie das Blut den mensch
müssen wir sicherlich sagen, daß niit den vor- lichen Körper. Dazu sind bessere Verbindun
handenen Steuermitteln auf dem Gebiete des gen, oder besser gesagt, schönere Straßen 
Straßenwesens viel gemacht wird. Es wird notwendig. Als Verbindungswege sind zu
vielleicht nicht immer ganz rationell gewirt- meist Straßen vorhanden. Sie genügen jedoch 
schaftet, aber Zufriedenheit wird es meiner don Anforderungen der modernen Zeit und dem 
Meinung nach auf dem Gebiete des Straßen- verstärkten Verkehr nicht mehr. 
wesens nie geben. Ich darf in diesem Zusammenhang einen 

Es besteht zwischen der Autobahn und den halbtechnischen Gedanken aussprechen ; er 
übrigen Bundesstraßen eine große Rivalität ; wird vielleicht auf manchen \Viderspruch 
man kann sie fast als Gegensätze bezeichnen. stoßen. Meiner Meinung nach soll gar nicht 
Auf der einen Seite stehen die Vorantreiber jedes Tal ein Breitband von einer Straße 
der Autobahn, vorwiegend _ dazu bekenne ich bekommen. Durch eine Straße wird ja der 
mich auch ganz offen - die Autobahnunter- ·  Charakter einer Gegend sehr wesentlich beein

nehmer und sicherlich auch Teile der Kraft - flußt. Ein schönes Tal braucht nicht unbedingt 
wagenfahrerschaft, und auf der anderen Seite, eine breite Straße . Ich persönlich bin ein 
also auf Seite der übrigen Bundesstraßen, Anhänger der idyllischen Straßell , die sich 
stehen die Fremdenverkehrsstätten, steht vor durch die Gegend schlängeln . Glauben Sie mir, 
allen Dingen die Bevölkerung, für die die aueh der Gast aus dem Ausland hat es satt, 
Straßen eben alltägliche Lebensnotwendigkeit auf breiten, wuchtigen Straßen zu fahren .  Das 
geworden sind. Die meisten Orte und Täler, hat er zu Hause auch. Auch er sucht. die schö
die einer besseren Aufschließung bedürfen, nen Winkel unserer Heimat. Staubfrei , ohne 
hegen abseits von der Autobahn, und diese Schlaglöcher und übersichtlich soll die Straße 
Gegenden fühlen sich benachteiligt. sein, dann fühlt er sich glücklich. 

Wir haben viele Gebiete und Orte, und es 
::lind zumeist die schönsten unseres Landes, 
die von du Konjur.ktur herzlich wenig ver
spüren, da keine Industrien oder größeren 
Gewerbebetriebe ansässig sind. Von der Kon
junktur verspüren sie nur deshalb etwas, weil 
eine Anzahl, sehr oft auch der größte Teil 
der Arbeiter, als sogenannte Pendler ihrer 
Arbeit auswärts nachgehen müssen und ihren 
Verdienst im Heimatort, in dem auch ihre 
Familie wohnt, verbrauchen . Nur dadurch 
blühen und gedeihen diese Gebiete auch ein 
wenig. Helfen könnte hier vor allem anderen 
nur - das ist ,ja heute schon oft ausgeführt 
wordell -- der Pulsschlag des Fremdenver
kehrs. 

Die Schweiz, die auf eine große Tradition 
im Fremdenverkehr zurückblicken kann, baut 
keine Autobahnen . Sie will - so begründet 
sie das zumindest - kein Durchzugsland 
werden. Aber jeder, der einmal in der Schweiz 
gewesen ist, weiß, daß bis in den letzten Winkel 
des Landes schöne, manchmal sehr, sehr 
schmale Wege führen, die einem Fremden das 
Herz höher schlagen lassen. Ich weiß nicht, 
ob die Schweizer recht haben mit ihrer Ab
lehnung einer Autobahn. Das Richtige wird 
wie immer in der Mitte liegen, wird wie immer 
eine Synthese sein. 

Was ich damit zum Ausdruck bringen will, 
ist folgendes : Aus diesem Grund sollte meiner 
Meinung . nach der Autobahnbau nicht in 
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uns gelbst oder nach außen hin eine Über- sonderlich interessant sind. Der Kubikmeter
hewertullg erfahren. Wir haben um; dazu preis für Wohnbauten ist so leieht kOlltl'ollier
cntKchlossen. wir brauchen die Autobahn , sie ist bar. es sind so viele Vergleicht-lmöglichkeiten 
notwendig , um einen schnellen Durchzugs- gegeben, daß - das gebe ich ohne weiteres 
verkehr zu ermöglichen, um schnel l ins Landes- zu - keine besonden; großen VcrdiellHtspaUllen 
innere zu kOmmeIl . Aber lassen wir uns doch mehr beim Hochbau herausRchauen . 
VOll den Autobahn-Bauunternehmungen, die Zusammenfassend will ich sagen : Es kauu 
daran intere8siert Rind, nicht in unmögliche doch keine unmögliche Kunst sein , einen Plan 
Situationen treiben. 

-
aufzustellen, um einerseits auf dem Bausektor 

Der Herr Minister hat jetzt den Dank dafür die Arbeit zu sichern, anderseits keine Über
quittieren können, daß auf Drängen der Bau- hitzung eintreten zu lassen und gleichzeitig 
unternehmungen Vorgriffe auf das nächste ein richtiges Verhältnis zwischen Straßenbau 
Budget vorgenommen wurden. :Mit ftUer Wucht und WohnungAbau und den yorhandf\lwn 
und stärkster Unterstützung der Presse werden Arb(-�it.Akräften hf\rzustellen . 
jetzt die Rechnungen präsentiert und, wie es . . . . 
bei solchen Dingen immer ist, einiges andere i 

k 
� ll 

d
den

h
let

z
zt.en Tagell

Id
wurde �Ie Offi

ß
ent

A
lich -

h
" I eIt urc eltullgsme ungen III gro e uf-me r .  E d M'll ' d B . d B d t h dl gen "'chel' e oft regung versetzt . s wur e von "l' I laI' en-el en u ge ver an un c, n n ' I  T " . • 

100 Millionen Schilling mehr oder weniger den i ' ergeudull
,�

en �eseh�leben. Das "Lmzer 
S h'll' g f" h d S 'l'd e" m ' de t Volks blatt , das sICherhch dem Herrn Handels-c I m zu ge a r en. 0 WI c zu In s . .  h h h 

. 
1 

• . d öcr ntl '  hk 't d t llt Be' A t nUllister na este t, sc nO D sogar von eUle!' In er _ ue , IC :eI arges e .  nn u 0- . " . 
bah b b h 

. h derte MI'II' l1e 1 "Plelte des AutobahnbftlIes . ZWIschen deI" II au a er sc eIllen . un . , 10 I .  " . .. 
Schilling keine Rolle zu spieleIl. vVenn sich Bauwlr

r�
schaft und de.m lVIUllsterlllm fur

"
Handel 

alle in den Budgetrahmell einfügen müssen, und '" Iedera.ufbal� 1st �vegen der Hohe des 
d .. d' A tobah B nter Schuldenstandes elll Kneg ausgebrochen. Es ann mussen es Je u n- auu , - . . . . . -

h b h D A t b h ba ka heIßt III der ZeItung, der Herr MImster habe ne rn.er e en aue . er u 0 a n u nn . . .  1 . M . 1 k "  I d t '  emen medngeren Schuldenstand angegeben . meIner mnung nae 1 eIn eIgener n us ne - . .. . . . 

. ' .  I I 1 f d' R '  resultIerend aus den tatsachhch emgelftufenell zwerg sem, f UIll a s so C.ler au le egwrung, , . .  
auf den �1:il1ister und auf das Parlament einen I R�chnun�en, und die Bauwlrtsch�ft kontert 

D k " b  WIeder lmt der Feststellung, daß SICh der tat-ruc auszuu eu . . . . . . . . sachlIche, zum Jahreswechsel fällIge Schulden-
. Ich WIll es nut ell�em Wort sagen : Auch stand doch auf 1 Milliarde Schilling belaufen hie� Ordnung ! Ich wm ß .. ganz genau, daß �lle werde, und erklärt den Unterschied damit, Krafte aus allen Bundeslandern und auch - Ich daß der Handelsminister unter anderem in bin. ?bjektiv ��nug,. dies z�zugeben - �llf\ seiner Rechnung "nur die bereits geprüften 

polItIschen Krafte llltervemeren, wenn eme und anerkannten Fakturen aufnahm di� B.austellen-Ein�tellung droht . . Auf diesem Ge- in beachtlicher Höhe vorliegenden Rechn�ngen bIet herrscht 111 allen Gemellldestuben und aber noch nicht berücksichtigt�" , - So steht in jeder Landesregierung echteste Koalitions- eR im "Linzer Volksblatt" . 
gemeinschaft .  I . 

• 

Auch hier Ordnung ! ,  habe ich gesagt, weil . Ich bm der Auffassung, d�ß
. 

es Vorfinall
feststeht, daß einerseits nach ausländischen zIerungen und Rechnungen, die lUS neue Jahr 

Bauarbeitern gerufen wird, von einer Über- hinüberrei��en, �nllner ge?ell . wi:d , Aber 
hitzung in der Bauwirtschaft gesprochen wird - �as mochte �ch se�r emdl'l�lgheh Ul��er
und umgekehrt mitten im Jahr die Autobahn- streIChen -:- zu . emer .. wlftschafthc�en Gefahr
Bauunternehrnel' nach Arbeit rufen. Da dung darf dies mcht fuhren, denn dIe Rechnung 
mangelt es an der Planung. Der Wohnbau- dafür müßten wir vielleicht wirklich einmal 
wirtschaft gehen angeblich Arbeitskräfte ab . mit der Gefährdung der WährungsstabiHtät 
Wenn aber schon ein Engpaß auf dem Arbeits- I bezahlen. 
markt des Bausektors eintritt, dann kann eine I Nun erlaube ich mir einiges Technisches 
Regulierung nicht auf Kosten der Wohnbauten auszuführen . Ich bin z,var kein Straßenbauer, 
vorgenommen werden, denn das wichtigste ist aber immerhin ein Autofahrer. In der Presse 
und bleiht doch das Dach über dem Kopf, werden Anschuldigungen gemacht : Milliarden 
nur das kann Bauauftrag Nummer eins sein. sind vergeudet worden ! - das ist fett gedruckt. 

Ich weiß sehr genau, warum sich der Druck Dann heißt es weiter : Wenn die Betondecke 
auf Tiefbauten so verstärkt. Es ist ein offenes nicht gemacht worden wäre, sondern eine 
Geheimnis - und wer in kommunalen Körper- Asphaltdecke aufgelegt worden wäre . . .  ! Herr 
sc haften tätig ist, der weiß das sehr gellau, -, Minister ! Ich bin offenherzig genug, ich stelle 
daß Tiefbautell, Straßenbauten lukrativer mich hier vor Sie, wenn Sie Wert darauf legen. 
sind als das Bauen von Wohnhäusern . Die Meiner Meinung nach ist eine Betondecke das 
Hochbauten unterliegen bereits einer sehr, beste, was wir machen können. Wenn sie auch 
flehr genauen Kalkulation, sodaß sie nicht mehr teurer ist, halte ich das doch für richtig. Es 
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mag sein, daß es nicht. notwendig ist, .iede 
Strecke der Autobahn in Beton auszuführen, 
es mag sein, daß gewisse Strecken in Asphalt
ausführung sogar besser wären, aber grund
sätzlich ist das gut so . Außerdem wird der 
Zement, den wir für die Betondecke benötigen, 
im eigenen Land erzeugt, während Asphalt 
aus dem Ausland eingeführt werden mu ß . 

In den Zeitungen wird 'weiter kritisiert, 
daß die Autobahn-Seitenmarkierungen aus 
weißen Pflastersteinen hergestellt sind . Man 
be7.:eichnet das als Luxus und meint, man 
könnte sie durch billigere weiße Farbmarkie
rungen ersetzen. Es kann sein, daß eine Firma, 
die diese Steine erzeugt, in den Preisen üppig ist . 
Ich weiß es nicht. Es kann sein, daß hier 
Protektion betrieben wird . Auch das weiß 
i ch nicht. Ich wei ß nur eines - und dazu 
hekenne ich m ich -, daß wir Abgeordnete vor 
Jahren von allen öffentlichen Stellen verlangt 
haben, sie mögen der notleidenden Stein
industrie Aufträge zukommen lassen, um den 
Abbau von Arbeitern hintanzuhalten. Zu 
dem, was mir damals recht und billig schien, 
stehe ich auch heute noch, und darum bin ich 
auch dafür, daß dieRer Seitenmarkierungs
luxw,-; - wie das in den Zeitungen bezeichnet 
wird - bleibt. 

Eine Beobachtung habe ich allerdings beim 
Fahren auf der Autobahn gemacht : Die Ober
fläche ist sehr rillig und wellig, die Oberfläche 
ist also meiner Meinung nach nicht in Ordnung. 
Es ist hier sicherlich nicht der Ort, sich übel' 
rein straßenbautechnische Dinge auseinander
zusetzen, aber ich habe mir schon oft gedacht : 
Warum erfolgt (las Abziehen d er Oberfläche 
der Betonbahn nicht in schräger Richtung ? 
Dasselbe gilt für die Trennfugen. Wenn diese 
nicht gerade wären, so würden nicht beide 
Räder der Autos gleichzeitig d en Stoß zu 
spüren bekommen. Das ist keine Erfindung 
von mir, sondern diese Praxis wendet maü ja  
sehr gerne bei Holzbrücken über Flüs8c an . 
Auch in diesem Fall legt. man die Brette!' 
schräg, um den Lärm, den ein darüberfahrendeR 
Auto erzeugt, etwas herabzusetzen. 

Und nUll einiges zum bereits berühmt 
gewordenen " Fleckerlteppieh " .  Der Ausdruck 
" Fleckerlteppich" allein bezeugt, daß die 
Kritik eine echt österreichische, eine wohl
meinende ist , also absolut nicht bÖBe ge
meint ist . Es Imnn j a  meiner Meinung nac11 
auch nicht anders sein, wenn es unserer Auf
fassung entsprechen soll, die wir immer 
geäußert haben, d aß mit dem Bau der Autobahn 
die Arbeitsmöglichkeiten auf größere Gebiete 
verteilt werden sollen. Ich bin allerdings der 

Das Verkleiden der Autobahnbrücken mit Auffassung, daß man es vermeiden sollte, zu 
Steinquadern mag mancher Autobahn- viele neue Trassen zu beginnen, denn sonst 
Baufirma, die beim Autobahnbau unmittelbar könnte der Ausdruck "Fleckerlteppich" wirk
beschäftigt ist , ein Dorn im Auge sein. An lich einmal böse gemeint sein. 
den Geldern, die für die Markierung ausge- Einiges zur Verkehrssicherheit . Was die 
geben werden, könnte vielleicht sie verdienen . Verkehrs8icherheit betrifft, so kann ich zu
Mancher Autofahrer - "virel sich vielleicht sam menfassend nur sagen, daß eben die Technik 
sagen : Mit diesem . Geld könnte .der Bau der dem Menschen bereit8 weit vorausgeeilt ist . 
F[�hrbahl� schon ,:eIter vorangetl'lebeI.l worden 

I Autos zu erzeugen - ich habe es hier schon 
�em . Me��er �emung nac?- sollte s�ch doch einmal gesagt -, die hunderte Kilometer in der 
.led�r daruber 1m klaren 

.�
em, daß �Iese Ver- Stunde zurücklegen könnten, ist an und für 

kleIdung der Autobahnbrucken - dIeser soge- s'ch kein Problem. Ich komme aus der Auto
�annte 

.
LUXUR -:: d

.
ie Existen7.: der in der Stein- i�dustrie. Man kann heute Autos erzeugen, 

mdustrle BeschaftJgtcll bedeutet . die hunderte Kilometer in der Stunde zurück-
Ich betrachte - das möchte ich als Kernsatz legen,  aber die PS der Autos richtig zu 

meiner Ausführungen herausstellen - den beherrschen, das liegt letzten Endes an;  

Autobahnbau, ohne seine Bedeutung ver- Menschen, denn ihm ist das Denken gegeben. 
kennen zu 'wollen oder zu unterschätzeu, vor Der Straßenbau wird sich -- und er tut es ja  
allem als einen Teil der Vollbeschäftigungs- auch - weitgehend den modernen Anforderun
politik, von dem aus die Stagnation oder Übol'- gen anpassen müssen, das ist klar ; aber er 

hitzung der Wirtschaftskonjunktur gesteuert wird nie mit dem Tempo Sclnitt halten können . 
werden kann und selbstverständlich auch Ich erinnere mich an ein Beispiel : Gestern 
gesteuert werden soll. noch war das Kleinsteinpflaster die große 

Sehr geehrter Herr Minister ! Wenn Sie straßenbautechnische Weisheit , um besondel't> 

aber - und hier bin ich Lokalpatriot _ durch a111 Berg das Rutschen und Schleudern zu 
verhindern . Und heute ? Heute fürchtet die Einsparung von Steinquadern bei einer 

Brücke so viel ersparen können, daß damit jeder Autofahrer das abgefahrene Kleinstein-

die Eisen-Bundesstra ße ausgebaut "\verden kanu, pflaster, ganz besonders wenn es naß ist , 

dann tun Sie es, dann bin ich dafür ! (B1tndes- vom Glatteis will ich gar nicht reden. 

minister D1". Boc k ,'  Dip, Beding1lng ist akzelJ- Und noch etwas, was auch zur Hebung der 
tabel !) Verkehrssicherheit gehört : Ich fordere das 
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Handelsministeriulll und sellnltven;täncUich 
auch Sie , sehr verehrter Herr Handelsminister, 
auf, recht, recht hart zu bleiben und keine 
Reklameschilder auf der Autobahn zuzu
lassen. Das gilt übrigens auch für die anderen 
Bundesstraßen und überhaupt für alle Straßen. 
Ja, es sollte der Schilderwald, der sich an 
manchen Straßen befindet, beseitigt werden. 
Wer einmal auf italienischen Autobahnen gefah
ren ist und den Reklameschilderwald gesehen hat 
und geBehen hat ,  welche Auswüchse die Reklame 
zeitigen kann, der kann nur ein Gegner jeder 
Werbung, die sich unmittelbar an der Straße 
befindet, sein. 

Noch einmal ganz kurz zurück zu den 
Bundesstraßen. Ich glaube, Herr Minister, die 
Bundesstra ßen kommen etwas zu kurz, sie 
werden etwas stiefmütterlich behandelt. Sie 
sind aber letzten Endes jene Straßen, 
die uns am meisten bringen, da sie unmittelbare 
Pulsadern des Wirtschaftslebens der umliegen
den Orte sind. 

berühmte Gesäuse, das sich ans Ennstal 
schließt, ist heute kaum noch bekannt. 

Abschließend möchte ich eine Anregung 
geben -- sie wird auch nicht neu sein --, die 
halb dem Fremdenverkehr und halb den 
Straßen gilt. Sollte man nicht im Ausland für 
eine Winterfahrt durch Österreich -- nicht 
n a c h  Österreich, sondern d u r c h  Österreich -
werben ? Unsere Pässe sind im Winter befahr
bar, die Straßen sind geräumt . Wer einmal 
dem Zauber einer Autofahrt im Winter 
erlegen ist, der vergißt ein solches ErlelmiR 
nicht so schnell. Man wird aber den Fremden 
sicherlich auch beibringen müssen, daß Öster
reich nicht nur aus Vorarlberg, Tirol und Sah�
burg -- ich liebe diese Länder sehr - besteht, 
sondern daß sich Österreich von Voral'lherg 
his zum Burgenland und von Kärnten bis zum 
Mühlviertel oder Hausruckviertel in Obe1'
österreich erstreckt und daß alle diese Länder 
einer Winterfahrt wert sind. (R1tf bel: deI' 
S PÖ : Wien gehö1<t a'llch daz1t !) 

Und jetzt bringe ich noch einmal etwas an, Nun aber wirklich zum Schluß.  Zum 
Herr Minister, was ich immer und immer Abschluß möchte ich ein sehr ernstes Wort 
wieder wiederholen 'v erde : Ich wei ß, es gibt sagen. Die Oesterreichische Gesellschaft für 
viele Wünsche allt\r Bundel'lländer. Ich wei ß ,  daß Straßen \\'esen gibt ein Mitteilungsblatt "Die 
die Koordinierung aller dieser Wünsche 8chwer �traße" heraus. Die Informationen sind gut. 
ist , ja vielleicht manchmal sogar unmöglich ist. Mau kann sich allerdings des Eindrucks ni cht, 
Aber als Ennstaler Abgeordnetem sei mir doch erwehren, daß dieses Blatt mehr eine bestimmte 
gestattet, auf die einfach unerträgliche Situa- Interessentengruppe als die Sache selbst vel'
tion der Eisen- Bundesstraße hinzuweisen, uner- tritt. Ich kann mich irren, aber ich wehre 
träglich auch deswegen, weil im Zusammen- mich �ntschieden dagegen, daß von de�' :Warte 
hang mit dem Ban oder Nichtbau -- ich weiß des St.raßenverkehrs �nd der MotorIsIerung 
('Cl ja nicht -- des Großkraftwerkes Kastenreith I h�r �eIt� un� Lebenssatze aufgestellt werden, 
ein Unsicherheitsfaktor vorhanden ist wie dIe fur dIe Emstellullg der Menschen von heute 
nirgends sonst in unserem Land. Sol1 mit u.nd ganz bes?nders �er � ugend sehr gefährlich 
dem endgültigen Ausbau der Eisenstraße smd. Da heIßt es m emer Nummer : "Der 
wirklich so lange gewartet werden, bis eine Grad der Motorisierung ist ein Maß für die 
Entscheidung über den Bau des K.raftwerkes Höhe des Lebensstandards, und das eigene 
K.astenreith gefallen ist ? Kraftfahrzeug gibt dem einzelnen ein bisher 

Heute bereits ist dieses Gebiet ein echtes 
Notstandsgebiet . Da s kommt nur des,,�egen 
nicht so zum Ausdruck, weil die meisten 
Arbeiter dieses Gebietes, so wie auch in manch 
anderen Gebieten, ihr Brot auswärts suchen 
und auch noch findetl . Es soll aber jeder 
wissen, daß dieses Brot ein recht hal'tver
dientes Brot ist, da es auf Grund sehr weiter An
marschwege zur Arbeitsstätte verdient werden 
muß. Der Fremdenverkehr ist in diesen 
Gebieten zu einem Fremdwort geworden. Es 
wird einmal lange dauern und schwierjg sein , 
seIhst wenn die Straße einmal vorhanden 
ist -- ich hoffe es noch zu erleben --, das ganze 
Wir)�schaftsloben dort wiederum ins Lot zu 
bringen. Die einzige Chance dieses Gebietes 
-- das sage ich den Menschen in dieser Gegend 
immer wieder -- wird dann die völlige Unbe
rührtheit der Natur sein, weil sich heute kaml1 
einer in diese Gegend verirrt. Das einst so 

unerreichtes Maß an persönlicher Freiheit . "  
Stra,ßen und Autos sind sicherlich der Ausdruck 
einer technischen und modernen Zeit. Auf 
keinen Fall aber sind sie Ausdruck oder Maß 
stab einer persönlichen Freiheit. 

Hitler hat Autobahnen gebaut. Es war 
dies fürwahr keine freie Zeit. Während der 
nationalsozialistischen Herrschaft wurde das 
Sparen für den Volkswagen eingeführt. Es 
sollte eine Motorisierung des ganzen Volkes 
einleiten, aber sicherlich nicht die persönliche 
Freiheit bringeil. Es war ja mehr als das 
Gegenteil der Fall. 

Eine solche Einstellung halte ich für ge
fährlich . D?vs Maß für persönliche Freiheit 
muß a.nders\vo gesucht werden, nicht i m  
Besitz eines Autos. So einfach ist die Definition 
der persönlichen Freiheit nicht. 

Ich sehe die Dinge real : Straßen sind die 
Visitkarte eines Landes, Wohnbauten Rind 
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der Ausdruck des sozialen Lebens und Willens 
eines Volkes, der damit offen zum Ausdruck 
kommt. Wir brauchen uns beider Dinge, 
des Straßenbaues und des Wohnbaues, nicht 
zu schämen. Mehr "\yäre uns sicherlich recht, 
aber wir sind uns auch der Grenzen unseres 
Vermögens bewußt . Ob alles richtig austariert 
ist, das ist vielleicht ein Streitpunkt, da 
stehe ich nur mit einem dreiviertel Fuß 
auf der Autobahn , mit einem ganzen Fuß 
auf den übrigen Bundei'lRtraßen (B1t1�des
minister Dr. Boc k :  Und wo bleibt das letzte 
Viertel ?), und mit dem letzten Viertel, das 
übriggeblieben ist, Herr Minister - wie soll 
es anders sein ? -, stehe ich auf der 
Eisen-Bundesstraße ! (Be'i/all 1lnd Hp·itp1'ke ,:t 
bei de1' SP(j .) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr . Gril nsteidl . 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Grünsteidl: Hohes Haus ! 
Verehrte Frauen und Männer ! Entgegen 
meiner bisherigen Gepflogenheit habe ich 
dieses Jahr nicht zum Kapitel Unterricht 
gesprochen. Ich habe mich bewußt zum 
Kapitel Handel zum Wort gemeldet, ohne 
dabei meinen . Auftrag, in diesem Haus die 
Belange von Wissenschaft und Forschung zu 
vertreten, aus dem Auge zu verlieren . Aber 
es erscheint mir notwendig, in diesem Haus 
und vor einer breiten Öffentlichkeit über den 
Begriff "Forschung" Klarheit zu schaffen 
und damit auch dem Hohen Haus die ent
sprechenden Grundlagen dafür zu bieten, 
r'ichtige Entscheidungen über ein für unser 
Volk wichtiges Anliegen treffen zu· können. 

Im allgemeinen wird die Forschung nur im 
Zusammenhang mit dem Hochschul wesen ge
sehen, und auch in diesem Haus wird nur 
beim Kapitel Unterricht über die Forschung 
gesprochen. Um jedes Mißverständnis von 
vornherein auszuschalten, m öchte ich hier 
feststellen, daß es selbstverständlich ist, daß 
unsere hohen Schulen Forschung betreiben 
sollen und müssen, denn d as oberste Gesetz, 
unter dem die Hochschulen in der freien Welt 
und damit auch in Österreich st.ehen und d as 
da lautet : Lehre durch Forschung, steht 
derzeit und für immer außer Debatte. E s  
steht leider auch noch immer außer Debatte 
- das haben j a  auch alle Parteien mit seltener 
Einmütigkeit festgestellt -, daß die unseren 
hohen Schulen für diese Aufgaben zur Ver
fügung gestellten Mittel unzureichend sind. 

Die Entwicklung weiter Bereiche unseres 
gesellschaftlichen Lebens hat dazu geführt, 
daß neben den Hochschulen verschiedene 
und zahlreiche Forschungsstätten entstanden 
sind, die sich entweder mit bestimmten 

Spezialproblemen befassen, wie beispielswcisf' 
die Krebsforschungsinstitute, oder Forschungs
richtungen pflegen, die in besonderer Weise 
den Erfordernissen des praktischen Lebens 
zugewandt sind. Man nennt diese Art von 
Forschung auch angewandte Forschung oder 
auch Zweckforschung und stellt sie der be
sonders an den hohen Schulen gepflegten 
Grundlagenforschung gegenüber. 

Ich bin mir dessen bewußt, daß diese 
Unterscheidung und diese Terminologie heute 
nicht mehr ganz zutreffend ist und die Grenze 
zwischen diesen beiden Forschungsrichtungen 
heute nicht mehr so starr gezogen werden 
kann, da sich viele Überschneidungen ergeben. 
Es wird daher heute allgemein die von ameri
kanischer Seite vorgeschlagene Bezeichnung 
"research not dil'ected" und "research directed" 
verwendet, also "nicht gerichtete" und "ge
richtete Forschung" . Man kann die heiden For-· 
schungsrichtungen vielleicht am besten an fol 
gendem Beispiel demonstrieren : Wenn ,viI' vor 
einem Waldgebiet. unbekannten Ausmaßes und 
mit einem unbekannten Hinterland stehen, dann 
stellt sich dem Forscher die Aufgabe, dieses 
Waldgebiet nach allen Richtungen hin zu 
untersuchen und eventuell auch festzustellen, 
welche Landschaft hinter dem Wald liegt. 
Es ist ein unbekanntes Ziel, das vor dem 
Forscher liegt, also ein typisches Beispiel 
für "research not directed".  Wenn wir aber 
wissen, daß hinter diesem Waldland ein 
Gebiet mit reichen Erzminen liegt, zu dem 
nun der kürzeste und z weckmäßigste Weg 
durch dieses unbekannte Gebiet gesucht wer
den soll, dann ist dies "research directed" ,  
also gewissermaßen eine Forschung mit einem 
vorher klar abgesteckten Ziel. 

Zu dieser Al't von Forschung gehört nun 
auch die wirtschaftsnahe Forschung, die viel
fach nicht ganz zutreffend als Industrie
forschung bezeichnet wird, denn an dieser 
Forschungsrichtung partizipiert ja nicht nur 
die Industrie, sondern es sind alle Zweige 
der gewerblichen Wirtschaft an ihr gleicher
maßen interessiert . Vor allem gehört hiezu 
das riesige Gebiet des technischen Entwick
lungswesens mit seinen weiten Verzweigungen 
vielgestaltiger Forschung von der Art der 
"research directed" . Dieses Gebiet des tech
nischen Entwicklungswesens ressortiert nUll 
zum Bundesministerium für Handel und Wie
deraufbau, und es erscheint mir angesichts 
der außerordentlichen Bedeutung dieser For
schungsrichtung für die Zukunft unseres Volkes 
notwendig, die damit zusammenhängende Pro
blematik hier zur Sprache zu bringen. 

Meine Frauen und Männer ! Lassen Sie 
mich nun einmal einen im Ausland längst 
in seinen Konsequenzen erkannten und be-
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folgten Slogan an die Spitze der folgenden 
Ausführungen stellen, der da heißt : Forschung 
von heute ist Wohlstand von morgen. Dieser 
Wahrspruch kann dem österreichischen Volk 
nicht oft genug und nicht eindringlich genug 
vorgehalten werden, und auch die Abge
ordneten dieses Hauses sollen die Schwere 
der Verpflichtung, die ihnen diese Worte auf
lasten, besser als bisher erkennen. 

Verschiedene Kreise der Wirtschaft haben 
die B€deutung der Forschung für ihTe Zukunft 
erkannt und haben in vorbildlichem Geist 
Gemeinschaftsforschungsinstitute, auch lw
operative Forschungsinstitute genannt, er- , 
richtet . Es sind dies bis heute in Österreich 
21 an der Zahl. Zwei dieser Institute, und 
zwar die Versuchsanstalt für das Gärungs
gewerbe und die Schiffbautechnische Ver
suchsanstalt in Wien, wurden bereits vor 
dem ersten Weltkrieg ins Leben gerufen. 
Die Gründung der Lebensmittelversuchsanstalt 
der Industrie und der Schweißtechnischen 
Zentralanstalt fiel in die Zwischenkriegszeit, 
während die übrigen Institute nach dem 
zweiten Weltkrieg errichtet wurden. 

betriebe ins Leben gerufen, um einen Ersatz 
für die betriebseigenen Forschungsabteilungen 
in den Großbetrieben zu haben, die sie sich 
j a  nicht leisten können. Vor allem die an
gewandte naturwissenschaftliche Forschung, 
die bei den meisten dieser Institute im Mittel
punkt der Tätigkeit steht, kostet zwar viel 
Geld, macht sich aber mehrfach bezahlt. 
Man braucht gut geschulte Leute aus ver
schiedenen Fachgebieten, um teamweise arbei
ten zu können, und auch erhebliches Kapital 
in Form von Gebäuden und Apparaturen 
ist notwendig. 

Das Anstreben und Auswerten des Fort
schrittes ist heute für Betriebe jeder Größe 
'wichtig. Konkurrenzfähig zu bleiben können 
anch die Mittel- und Kleinbetriebe nur erwar
ten , wenn sie, extrem gesprochen, morgen bes
ser und billiger produzieren als heute. Um ihnen 
das zu ermöglichen, sind die Gemeinschafts
forschungsinstitute in folgenden Tätigkeiten 
fieberhaft beschäftigt : Entdeckung und Weiter
entwicklung von Rohstoffen, Neu- und Weiter
entwicklung von Halb- und Fertigfabrikaten, 
Neu- und Weiterentwicklung von Produktions
und Prüfverfahren, Verbesserung der Organi
sation der Betriebe und vieles, vieles andere. 

Es gehört nun fast, möchte ich sagen, 
zu einer unseligen österreichischen Tradition, 
daß der Österreicher bei seiner mehr kosmo- Da sie für eine Vielzahl von Betrieben politischen Grundhaltung zwar über die Lei- die Quelle des technischen Fortschrittes sind, stungen des Auslandes erstaunlich gut infor- widmen sie schließlich auch der Heral1tragung miert ist - was ihm als gutem Europäer zweifel- der eigenen und fremden Errungenschaften an los hoch angerechnet werden soll -, daß er die Betriebe größte Aufmerksamkeit. Sie eraber oftmals an den hervorragenden Leistun- greifen selbst die Initiative, warten nicht ab , gen seiner eigenen Landsleute achtlos vorbei- bis sich die Betriebe rühren, sie treten an diese geht. Diesem Schicksal können auch die Betriebe heran, indem sie ihnen aUe Veröffenterwähnten Gemeinschaftsforschungsinstitute lichungen zur Kenntnis bringen, sie zu Tagunnicht entgehen. Man muß ins Ausland gehen, gen mit praktischen Vorführungen einladen, sie um ihre Bedeutung bestätigt zu finden. h in und wieder turnusweise besuchen und ihnen Meine Damen und Herren ! Wer so wie ich . . . . ' jederzeit auch für Beratungen zur Verfügung dIe bedeutendsten emschiagigen .t:0rschungs- steheIl . (Der P1'ä s i d e n t  übernimmt den Vorstätten fast ganz Europas aus eIgener An- 't ) 

h k d d f hl ' . . r s� Z. sc auung ennt, er ar wo em ellllger-
maßen gültiges Urteil aussprechen. Wer in Die Nützlichkeit dieser Tätigkeit ist wohl 
Österreich weiß zum Beispiel etwas von dem unbestreitbar. Sie ist mit Goldgräberei zu 
internationalen Klang des Namens der schon vergleichen, wurde einmal gesagt, bei der nlU' 
erwähnten Wiener Schiffbautechnischen An- verhältnismäßig wenig taubes Gestein mit
stalt ? Als ich die berühmten gleichartigen gefördert werden muß.  Dennoch gibt es eine 
Anstalten in Holland und England besuchte. sehr bedauerliche Tatsache : Der Umf�ng dieser 
erzählten mir die dortigen Direktoren mit Tätigkeit ist viel zu gering, da in Osterreich 
Stolz, daß sie ihre Ausbildung an der im Gegensatz zum Ausland die öffentliche 
vViener Anstalt erhalten und daß sie ihre Hand für sie praktisch fast nichts tut . 
Institute nach dem Wiener Muster aufgebaut In welch erschreckendem Maße Österreich hätten. Wer weiß etwas um die in die vielen, auf diesem Gebiet die Zeichen der Zeit noch vielen Millionen gehenden Beträge, die durch nicht erkannt hat, zeigt die folgende Gegendie stille, von der großen Öffentlichkeit meist überstellung der Ausgaben der öffentlichen gar nicht beachtete Arbeit dieser Gemein- Hand für angewanclte Forschung pro Jahr und schaftsinstitute für Industrie, Handel und Kopf der Bevölkerung, wobei nur solche Gewerbe erspart wurden ? Ländm', die der Bevölkerungszahl nach mit 

Diese Gemeillschaftsforschmigsinstit llte wm'- österreich vergleichba.r sind,  herangezogen 
den vornehmlich für die Mittel- und Klein- werden. 
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So gibt zum Beispiel jeder Niederländer im 
Jahr 87 ,50 S für die angewandte Forschung 
aus, jeder Norweger 65 S, jeder Schwede 50 S, 
jeder Sch,veizer und jeder Belgier 46,.50 S, wäh
rend Österreich pro Kopf und Jahr für die da
mit verbundene Sicherung seiner Zukunft ganze 
3,90 S aufbringt ! Meine Damen und Herren ! 
Sie haben nicht schlecht gehört, es ist auch 
nicht ein Rechenfehler, der hier vor liegt, 
sondern es ist eine feststehende Tatsache, 
derzufolge unser auf seine kulturellen Lei
stungen so stolzes Land in diesen besprochenen 
Belangen in die Reihe der unterentwickelten 
Länder zu rechnen ist, wo es nicht einmal 
einen besonders ehrenvollen Platz einnimmt. 
Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte 
ic h noch ergänzen, daß die angeführten Zahlen 
solche Ausgaben nicht enthalten, die für dip 
Atomforschung und alle Forschungen für mili
tärische Zwecke dienen. 

Wir haben hier im Hause während der 
Debatte über das Unterrichtsbudget viele 
berechtigte Klagen über die völlig unzureichen
den Mittel gehört, die bei uns für die Erforder
nisse der hohen Schulen aufgewen(let \"'10'1'
den . Daß dem so ist, ergibt sich ahm' auch 
aus der Tatsache, daß Österreich seine Pflichten 
gegenüber seinen Hochschulen durch Jahr
zehnte in sträflicher Weise vernachlässigt hat, 
weshalb j eder Betrag, mag er noch viel höher 
sein als die heuer bewilligten Summen, immer 
zu klein bleiben muß, da der Nachholbedarf 
allzu groß ist. Wenn wir aber ""vi edel' die ver
gleichende Statistik sprechen lassen, dann 
sehen wir, daß Österreich dank der Be
mühungen des Herrn Unterrichtsministers sich 
seiner Pflicht bewußt zu werden beginnt, denn 
mit einer Ausgabe pro Kopf und Jahr für die 
Hochschulen von 71 ,88 S steht es genau gleich 
mit Großbritannien und wird nur von den 
Niederlanden und der deutschen Bundes
republik übertroffen. 

Dieser Kopfquote von rund 72 S für die 
Hochschulen steht eine solche von 3,90 S für 
die angewandte Forschung gegenüber. Wenn 
wir auch berücksichtigen müssen, daß die 
Kopfquote von 72 S nicht allein für die Hoch
schulforschung zur Verfügung steht, sondern 

immerhin bei etwas mehr als 3 Millionen Schil
ling angelangt. 

Besonders die der Wirtschaft dienenden 
Forschungsinstitute sind maßgeblich an der 
Ent",�icklung des technischen Fortschrittes be
teiligt . Der Zusammenhang zwischen der Kou
kurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft und dem 
technischen Fortschritt ist eine Tatsache, die 
heute von niemandem mehr geleugnet werden 
kann, doch muß das Bewußtsein um diese 
Tatsache in unserer Bevölkerung viel stärker 
und tiefer als bisher verankert werden. Öster
reich, dessen Wirtschaft durch eine ganz 
besonders starke Exportabhängigkeit charak
terisiert ist, kann es sich einfach auf die 
Dauer nicht leisten, an dem technischen Fort
schritt vorbeizugehen, ihn sozusagen ungenützt 
an uns vorbeiziehen zu lassen und in Stagnation 
zu verharren. 

Den technischen Fortschritt nicht zu fördern 
heißt die Wirtschaft einem unaufhaltsamen 
Niedergang preisgeben und damit einen Ver
ödungsprozeß heraufbeschwören, der schließ
lich zum Verlust Tausender YOU Arbeitsplätzen 
führen muß . Und dies alles ange�ichts der sich 
immer deutlicher abzeichnenden Bildung eines 
großen gemeinsamen europäischen Marktes. 

Der Gemeinsame Markt , meine Damen und 
Herren, stand bisher sozusagen vor der Türe. 
Jetzt aber hat er sehon die Schnalle gedrückt, 
und die Tür wird ihm zu seinem Einzug von 
Jahr zu Jahr, von Monat zu Monat und von 
Tag zu Tag immer weiter geöffnet . Mit jedem 
Millimeter dieser Öffnung werden die Handels
schranken, wie Zölle und Kontingentierungen, 
in gleicher �reite beiseite geschoben. Das 
hei ßt, daß die österreichischen Betriebe inner
halb des eigenen Landes schrittweise die nackte 
und unverfälschte Konkurrenz der ausländi
schen Betriebe auf sich zukommen lassen 
müssen. Damit sie nicht durch einen unverzeih
lichen Fehler ins Hintertreffen gelangen, ist es 
für die öffentliche Hand auch in Österreich 
eine unausweichliche Pflicht, die fur die Wirt
schaft unmittelbar wichtige Forschung im 
gleichen Maße zu fördern, wie es die öffentliche 
Hand unserer Konkurrenzländer tut. 

der Löwenanteil für die Aufrechterhaltung des An der Intensivierung und tatkräftigen För
gesamten Studienbetriebes bestimmt ist, so derung der angewandten Forschung, wie sie 
zeigen die beiden Zahlen dennoch, wie ""veit vor allem in den erwähnten kooperativen For
Österreich mit der so notwendigen Finan- schungsinstituten betrieben wird, ist die ge
zierung seiner angewandten Forschung trotz samte österreichische Bevölkerung interessiert. 
der anerkennenswerten und nicht ganz erfolg- Es handelt sich dabei keineswegs um eine 
losen Bemühungen des Herrn Bundesministers Angelegenheit, die lediglich die Interessen der 
für Handel und Wiederaufbau noch im RÜCk- I Unternehmerseite berührt. Natürlich muß auch 
stand ist . Sie brauchen nur die Budgets zu der Arbeitnehmer daran interessiert sein, daß 
vergleichen. Vor mehreren Jahren waren für , sein Betrieb durch Ausnützung aller Erkennt
Zwecke des technischen Entwicklungswesens I nisse deI' modernen Forschung floriert und 
noch 300.000 S eingesetzt, und jetzt sind wir auch in den hochgehenden Wogen der Kon-
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kurrenz des gemeinsamen Marktes Europas 
nicht untergeht. 

Es wird daher immer dringender, daß auch 
in Österreich gesetzliche Vorsorge dafür ge
troffen wird, daß die angewandte Forschung 
von Staats Kegen eine ausreichende Förderung 
so wie in fast allen anderen Staaten der Welt 
erfährt .  Ifür die dazu notwendigen und un
erläßlichen Organisationsformen sollte man 
sich bestens bewährte Einrichtungen in vielen 
Staaten Europas zum Vorbild nehmen, die 
alle eigene Forschungsorganisationen für die 
einzelnen großen Forschungsgebiete, wie tech
nische Forschung, Medizin, Landwirtschaft, 
Militärforschung und so weiter, haben. Der 
notwendige Ausgleich wird meist durch eine 
übergeordnete Dachorganisation gewährleistet, 
ohne die für eine fruchtbare Entwicklung der 
Forschung unabdingbare Freiheit der Ent
scheidung der einzelnen Forschungsorganisa
tionen zu beeinträchtigen. 

Auch Österreich bedarf einer eigenen For
schungsorganisation für die Forschung der 
Wirtschaft, insbesondere der gewerblichen 
Wirtschaft, die keiner anderen Organisation 
irgendeine Konkurrenz machen soll und machen 
ka�m. Wie die Erfahrungen in allen anderen 
Ländern zeigen, ist gerade das Gegenteil der 
Fall, da sich aus dieser Zusammenarbeit nur 
eine stärkste gegenseitige Befruchtung der 
Arbeit ergibt. Für die notwendige gesetzliche 
Fundierung dieser Entwicklung ist bereits die 
entsprechende Vorarbeit für einen einschlägigen 
Gesetzentwurf geleistet worden. 

Meine Damen und Herren ! Gehen wir an die 
Arbeit und lassen wir bei den Beratungen 
jeglichen Parteienhader beiseite ! Wenn ·wir mit 
der nötigen Sachkenntnis und dem unerläß
lichen Fachwissen an diese Aufgabe schreiten, 
dann ergibt sich die Lösung von selbst, und 
es wird kaum ernsthafte Differenzen geben 
können . Nehmen wir die Aufgabe mit dem 
Ernst , auf uns, der ihr gebührt, und seien wir 
uns der schweren Verantwortung bewußt, die 
auf uns lastet ! Dann werden wir im Sinne 
unserer beschworenen Pflicht als Abgeordnete 
unserer Heimat Österreich einen großen Dienst 
erweisen. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Rom zum Wort gemeldet . Ich 
erteile es ihm. 

Freitag im Westbahnhof auf Einladung des 
Herrn Bundesministers für Verkehr und Elek
trizitätswirtschaft Dipl. -Ing. Waldbrunner eine 
Verkehrstagung, bei aer neben anderen Persön
lichkeiten auch die Fremdellverkehrsreferenten 
aller Bundesländer anwesend waren und auch 
gesprochen haben. Dort kam die erfreuliche 
Tatsache zum Ausdruck, daß sich unser 
Fremdenverkehr in den letzten Jahren um 
60 Prozent vermehrt hat. Dieser Fremden
verkehr ergießt sich nicht nur in die Kurorte 
oder an die Seen, sondern dieser Fremdenstrom 
ergießt sich nun auch schon in die Täler, in 
die Ortschaften, in die Einzelsiedlungen. Hier 
haben wir auch Verpflichtungen zu erfülle;' 
die vor allem auf hygienischem und sanitärem 
Gebiete liegen. 

Wir finden, daß die Dotierung von 85,3 Mil
lionen Schilling, die dem Wasserwirtschafts
verband zugemessen ist, viel zu gering ist. 
Wir alle wissen wohl, daß der Budgetrahmen 
eingeengt ist und in den letzten Beratungen 
noch enger gezogen wurde. Es ist nun einmal 
so, daß der Wasserwirtschaftsverband im 
Jahre 1 958 gesetzlich im Handelsministerium 
verankert wurde. Die Arbeit in diesem Fonds 
war bisher wirklich einhellig . Die Mitglieder 
und die Beamten haben sich bemüht, die 
wenigen Mittel gerecht zu verteilen, was bei 
dieser geringen Summe äußerst schwierig ist. 

Seit seinem Bestehen beziehungsweise seit 
der ersten Sitzung im Dezember 1959 hat 
dieser Fonds 24 Millionen Schilling an Sub
ventionen und 356,7 Millionen Schilling an 
Darlehen auf alle Bundesländer verteilt. Nun 
liegen bis zum 30. September dieses Jahres 
Ansuchen vor, die bei der Trinkwasserversor
gung 32 ,5  Millionen Schilling an Subventionen 
und 93,5 Millionen Schilling an Darlehen be
anspruchen. Ähnlich liegen die Verhältnisse 
auch auf dem Kanalisationssektor . Dort werden 
an Subventionen 43,4 Millionen Schilling be
nötigt, und für Darlehen sind Ansuchen auf 
271 ,2 Millionen Schilling vorhanden. Diesen 
440 Millionen Schilling steht zur Verteilung 
die bescheidene Summe gegenüber, die ich 
vorhin genannt habe. Bis zur nächsten Sitzung, 
die im Februar oder im März stattfinden wird, 
wird sich das geldliche Volumen dieser An
suchen noch erhöhen . Von dieser Sorg') sind 
alle Bundesländer betroffen. Die Subventionie-

Abgeordneter Rom : Hohes Haus ! Verehrte rungen der Bundesländer reichen bei weitem 

Damen und Herren ! Es sind die tristen Ver- nicht aus, um dieser Sorge nur einigermaßen 

hältnisse auf dem Gebiete der Trinkwasser- steuern zu können. Die Gemeinden tun das 
Ihre, und auch die Privaten tragen ihren Teil versorgung und der Kanalisation in vielen 

Gebieten Österreichs, die mich im Vorjahre bei. 

schon veranlaßt haben, im Finanz- und Budget- Bedenken wir, daß heute die großen Städte, 
ausschuß und hier im Hause zu diesem Thema die kleinen Städte, die Märkte , die Dörfer, die 
zu sprechen, und ich muß das auch heute Einzelsiedlungen und die Gehöfte von den 
wieder tun. Wir hatten am vergallgenen I Fremden besucht werden ! Es ist daher ein 
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Gebot der Stunde, nach dem Rechten zu 
sehen. Es handelt sich nicht nur um Neu
erschließungen, sondern vor allem die größeren 
Orte und Städte brauchen infolge des Bevöl
kerungszuwachses mehr Wasser, sodaß oft 
kilometerweit neue Leitungen gebaut werden 
müssen. Oft haben vor allem in der regen
armen Zeit Gehöfte, Siedlungen und Ortschaf
ten überhaupt kein Wasser ; dieses muß aus 
einer Entfernung von hunderten Metern zu
geführt werden, und was das heißt, kann nur 
derjenige ermessen, der dies selbst erlebt und 
mit angesehen hat. Die Situation wird weiter 
erschwert, wenn noch dazu in Bauernortschaf
ten das Vieh der Bauern mit Wasser zu ver
sorgen ist. Das ist heute bei dem Mangel an 
menschlichen Arbeitskräften auf dem Lande 
ein ungemein erschwerender Zustand. 

Ich habe im Vorjahr schon von der Romantik 
des Dorfbrunnens gesprochen. In den letzten 
Jahren hat sich infolge der bescheidenen 
Mittel kaum viel geändert. Was rings um den 
Dorfbrunnen sich türmt und häuft, ist alles 
eher als einladend. Wenn das Wasser eines 
solchen Dorfbrunnens bakteriologisch oder 
chemisch untersucht wird, so tun sich die 
fürchterlichsten Dinge auf. Die heimische Be
völkerung, die schon von Jugend auf dieses 
Wasser getrunken hat, ist gegen seine Un
sauberkeit und seine Unreinheit schon immuni
siert. Der Fremde hingegen, der hinkommt, 
wird in den ersten Tagen seines Aufenthaltes 
mit allen möglichen Krankheitssymptomen zu 
kämpfen haben. Es handelt sich bei der 
Wasseruntersuchung nicht immer nur darum, 
den Jodgehalt festzustellen ; das ist eine An
gelegenheit, die .mehr oder weniger für die 
westlichen und die südlichen Bundesländer 
von Bedeutung ist und die höchstens in einer 
größeren Halsweite zum Ausdruck kommt, an
sonsten geht es hier weniger um gesundheits
gefährdende Dinge. Unsere Bevölkerung hat 
wahrlich ein Recht darauf, aus gesundheit
lichen Motiven wirklich anders behandelt und 
versorgt zu werden. 

Nicht anders ist es auch auf dem Kanalisa
tionssektor . Wenn Sie aufs Land gehen, so 
sehen Sie mitunter, wie durch ein Dorf, einen 
Markt und vielleicht dann und. wann auch 
durch eine Stadt das offene Gerinne dahin
plätschert, in dem sich alles mögliche Wasser 
sammelt, um zum Schluß in einen Fluß oder 
in einen See zu rinnen. Für unsere Badegäste 
sind das keine besonders einladenden Motive. 
Ich weiß sehr wohl, daß die Wünsche der 
verschiedenen Ministerien ins Gigantische, j a  
ins Unglaubliche gehen, und diese Wünsche 
werden sicherlich alle berechtigt sein. Aber 
hier, wo es um die Gesunderhaltung unseres 
Vollres geht, müßte mau einem solchen Wunsch 
wirklich den Vorrang geben . 

Ein ganz bescheidener Hoffnungsschimmer 
besteht darin, daß der Herr Hanelelsminister 
Dr. Bock im Ausschuß in seiner Schluß
ansprache erklärt hat, daß auch er es einsehe, 
daß die Dotierung des Wasserwirtschafts
fonds zu gering ist. Wenn wir diese Wohl
meinung des Herrn Ministers hören und wir 
alle heuer noch oder zumindest bei der nächsten 
Budgetberatung unsere Wünsche vorbringen, 
so muß und wird es doch möglich sein, zur 
Gesunderhaltung unserer Bevölkerung eine 
bessere Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds 
zu erreichen. 

Nun noch zu einer Frage, die heute der 
Abgeordnete Dr. Kos ventiliert hat. In seiner 
Rede hat er einen Zeitungsartikel aus der 
heutigen "Presse" zitiert, in dem sozialistische 
Mandatare aus Kärnten im Zusammenhang 
mit dem Keuchhusten im bösen oder im guten 
Sinne genannt wurden. Ich habe mich mit der 
Landesregierung in Kärnten ins Benehmen 
gesetzt und habe das Mandat, festzustellen, 
daß das keiner unserer führenden Funktionäre 
getan hat . Die dort anwesenden politischen 
Fachreferenten haben diese Tagungen begrüßt, 
haben den Teilnehmern für ihr Kommen nach 
Kärnten gedankt und haben ihnen vor allem 
dafür den Dank ausgesprochen, daß sie durch 
ihre Tagung im Interesse der Gesunderhaltung 
unseres Volkes ihren Teil dazu beigetragen 
haben. Aber die Funktionäre haben sich weder 
bei medizinischen noch bei chirurgischen Fragen 
an elen Debatten beteiligt, das haben sie aus
schließlich den dortigen Fachleuten überlassen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident : Als nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Geißler zum Wort 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Geißler : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Die Debatte über 
das Kapitel Handel, Gewerbe und Industrie 
räumt die Möglichkeit ein, einige Probleme 
zu erörtern, die sich in der Diskussion über das 
Verhältnis der Landwirtschaft zur gewerb
lichen Wirtschaft, im speziellen zur Industrie 
ergeben. 

In der Volkswirtschaft eines modernen 
Industriestaates bahnt sich eine immer engere 
und vielseitigere Verflechtung der einzelnen 
Sparten und Zweige der Wirtschaft ail . Dies 
dürfte unbestritten sein. Diese Tatsache muß 
zwangsläufig zu der Erkenntnis führen, daß 
die Agrarpolitik als Teil des gesamten wirt
schaftlichen Geschehens nicht mehr allein 
Sache der Landwirtschaft, sondern Angelegen
heit des ganzen Volkes sein sollte. 

In der Vergangenheit war das Verhältnis 
der Landwirtschaft. zur gewerblichen Wirt
schaft sicher manchen schweren Belast.ungen 
ausgesetzt . Die rasante technische Entwick-
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lung hat für die Landwirtschaft und für die 
Land hevölkerung verschiedene Sch \yierigkeit en 
mit sich gebracht. Die technische Anpassung 
der Landwirtschaft ist auch heute noch ein. 
sehr gewichtiges Problem. 

Wir können aber feststellen, daß besonders 
nach dem zweiten Weltkrieg die Technik mit 
Macht in den bäuerlichen Betrieb eindringt 
und hier Produktionsvoraussetzungen schafft, 

der Landwirtschaft und ihren Betrieben an 
und muß soweit · als möglich durch geeignete 
Maßnahmen kompensiert werden. 

Die hier nur skizzierten gemeinsamen 
Probleme und Schwierigkeiten im gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Betrieb zeigen die 
enge Interessengemeinschaft zwischen Land
wirtschaft und gewerblicher Wirtschaft auf. 
Einige Zahlen aus dem Bericht über die Lage 
der österreichischell Landwirtschaft im Jahre 
1 960 können niese Tatsache noch weiter 

die es ermöglichen, daß in Österreich der 
Inlandsbedarf der meisten wichtigsten 
Nahrungsgüter befriedigt werden kann, ja erhärten. 
daß sich bei verschiedenen landwirtschaftlichen Als Auftraggeber für die übrigen Wirtschafts
Produkten Überschüsse ergeben, die unter zweige der österreichischen Volkswirtschaft 
schwierigen Verhältnissen exportiert wenlen tritt die Landwirtschaft mit folgenden Aus
müssen. gabesummen: in Erscheinung : 2,3 Milliarden 

Das Zurückbleiben der Landwirtschaft im werden für Traktoren, Landmaschinen und 
Technisierungsgrad gegenüber dem gewerb- sonstige Fahrzeuge ausgegeben, ungefähr 
lichen Sektor stellt im gegenwärtigen Zeitpunkt 1 Milliarde für Geräte und Instandhaltung. 
nur eine Phasenverschiebung im volkswirt- An Treibstoffen, Kohle und Strom ergeben 
schaftlichen Gesamtentwicklungsprozeß dar. sich Ausgaben von über 700 Millionen. An 
Man sollte daher den heutigen Umstellungs- bäuerlichen Investitionen und Instandhaltun
prozeß in den Landwirtschaften fast aller gen in diesem Sektor betrug die Auftragssumme 
westlichen Staaten nicht als lebensgefährliche etwa 2 ,7 Milliarden. Importsaatgut, Pflanzen
Bedrohung des gesamten Bauerntums be- schutzmittel und Düngemittel dürften weitere 
zeichnen. Auch in der gewerblichen Wirtschaft rund 3 Milliarden an Aufträgen ergeben. 
sind solche Umstellungsprozesse notwendig Außerdem wäre noch der \\Tert der Haushalts
und müssen als Ausdruck der Dynamik einer ausgaben in der Landwirtschaft, zu berück
expandierenden Volkswirtschaft gesehen und sichtigen, der mit einem Betrag von etwa 
erkannt werden. 5,2 Milliarden zu veranschlagen ist . 

Gerade die Bedeutung der gewerblichen Bei einer jährlichen Ausgabesumme von 
Klein- und Mittelbetriebe etwa, deren Förde- über 15 Milliarden Schilling sind die landwirt
rung wir aus wirtschaftlichen und soziologischen schaftlichen Betriebe für den Binnenmarkt 
Gründen besonders unterstützen, rückt hier in Österreich von aussohlaggebender Bedeutung 

. in einer solchen Diskussion besonders in den und leisten einen beachtlichen Beitrag für die 
Vordergrund. Diese Betriebe werden in der Vollbeschäftigung in der heimischen Wirtschaft. 
kommenden wirtschaftlichen Entwicklung ihre Auf die Tatsache, daß umgekehrt die gewerb
besondere Bedeutung und spezielle Aufgabe liehe Wirtschaft Weiterverarbeiterin landwirt
vor allem in der Tertiärproduktion oder als schaftlicher Produkte ist, braucht nicht beson
Zuliefererbetriebe für Großindustrien erlangen. ders hingewiesen zu werden. 
Selbstverständlich müssen ihnen vor allem Die besondere Bedeutung der Mühlenwirt
steuerlioh und von der Kreditseite her die schaft oder der Holzwirtsohaft für die gesamte 
gleichen Start bedingungen eingeräumt werden österreichische Volkswirtschaft und für ihren 
wie den Großbetrieben. so dringend notwendigen Export ist allgemein 

Auch der landwirtschaftliche Betrieb steht bekannt und zeigt, ,,,ie groß die gegenseitige 
vor ähnlichen Problemen, wobei seine beson- Abhängigkeit dieser beiden großen Teile unserer 
deren Produktionsbedingungen und seine Preis- Volkswirtschaft ist . 
situation auch von anderen Sparten der , Wir erkennen, daß im funktionellen Ablauf 
Wirtschaft anerkannt werden sollten. Die Land- der gesamten Wirtschaft alle Berufsgruppen 
wirtschaft ist im Ablauf ihrer Produktion Glieder einer Kette sind. Sch\vache Ketten
naturgebunden, also abhängig von Boden, glieder können den Zusammenhalt und den 
Wetter, Klima und von den organischen Ent- Bestand ernstlich gefährden. Wir können 
wicklungsgesetzen der Pflanzen und Tiere. auch sagen, daß jede Kette nur so stark ist 
Der Kapitalumschlag in der Landwirtschaft wie ihr schwächstes Glied. Schwächen wir 
ist verhältnismäßig langsam, daher auch ein : nur ein Glied in dieser Kette, so schwächen 
geringerer Kapitalertrag. Ihre Produkte sind wir die ganze Kette. Mit anderen Worten : 
vielfach nur beschränkt lagerfähig. Die Die gesamte Bevölkerung muß an einer prospe
Kapazität landwirtschaftlicher Maschinen kann rierenden Volkswirtschaft interessiert sein, 
zum Beispiel nur mit 4 bis 8 Prozent ausgenützt in der es möglichst wenig schwache Gruppen 
werden. Diese arteigene Marktschwäche haftet gibt. Sind die einzelnen Sparten leistungsfähig 
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und bestehen sie den harten Wettbewerb am 
Markt, auch am internationalen Markt, dann 
ist die gesamte Wirtschaft gesund, und es ist 
für jeden Staatsbürger die Möglichkeit gegeben, 
seinen gerechten Anteil am Sozialprodukt zu 
verdienen. Echte Partnerschaft zwischen 
Landwirtschaft und gewerblicher Wirtschaft 
ist daher unbedingt erforderlich und muß 
ständig gepflegt und ausgebaut werden. 

Aber nicht nur auf rein wirtschaftlichem 
Sektor bestehen diese engen wechselseitigen 
Beziehungen zwischen Landwirtschaft einer
seits und Gewerbe und Industrie andererseits. 
Auch in soziologischer Hinsicht gibt es Ver
zahnungen, die besonders erkannt werden 
sollten. Wir meinen damit vor allem jene 
Landwirte , die entweder selbst oder deren 
Familienangehörige gleichzeitig im Gewerbe 
oder in der Industrie zusätzlichen Verdienst 
finden. Diese Bauernbetriebe können im 
soziologischen Sinn als menschliche Verbin
dungs- und Nahtstellen zwischen agrarischem 
und industriell-gewerblichem Sektor bezeichnet 
werden. Die Verstärkung gerade dieser 
menschlichen Kontakte ist heute besonders 
notwendig. Die Verlagerung und Dezentrali
sierung von industriellen oder gewerblichen 
Betrieben oder Teilen ihrer Fertigung aufs 
La.nd, wie wir sie besonders für die Grenz
gebiete unserer Heimat fordern, wird zur 
Intensivierung dieser Kontakte einen weiteren 
Beitrag leisten. Auch diese Beispiele zeigen, 
daß es zwischen Landwirtschaft und gewerb
lich-industrieller Wirtschaft keine einander 
ausschließenden Gegensätze geben kann. 

Bei der entscheidenden weltpolitischen Aus
einandersetzung zwischen Ost und West geht 
es letztlich um die Wertung des Menschen. 
Während die westliche abendländische Welt 
die freie Entfaltung der schöpferischen Persön
lichkeit, die Eigeninitiative und die Selbstver
antwortung fördert, will das östliche System 
die Persönlichkeitswerte dem organisierten 
Kollektiv unterordnen und damit letztlich 
zerstören. 

Gewerbliche Wirtschaft und Land"wirtschaft 
haben in ihrem Bel'eich im besonderen Maße 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit, das 
Unternehmerprinzip verankert. Ihr gemein

seinen bedeutungsvollen und wichtigen Platz 
behalten. Gerade diese Betriebsform ver
körpert am besten die selbstverantwortIiche 
bäuerliche Unternehmerwirtschaft, die unter 
allen Umständen erhalten bleiben muß. 

Wir brauchen die heimische, speziell in 
bäuerlichen Familienbetrieben strukturierte 
Landwirtschaft aber nicht nur aus wirtschaft
lichen und Ernährungsgründen. In einem 
Aufsatz mit dem Titel "Soziale Marktwirt
schaft allein genügt nicht !"  stellte ein be
kannter Nationalökonom vor kurzelI). folgen
des fest : 

"Weder die Sicherung des Arbeitsplatzes 
durch die Vollbeschäftigung noch der Pro
duktionszuwachs in einer stetig ansteigenden 
Konjunktur haben die erwartete soziale Be
friedigung gezeigt, sondern geradezu neue 
Unruhe und Unzufriedenheit wachgerufen. 
Diese innere Unruhe wurzelt in den noch 
ungelösten Problemen unserer Gesellschaft , 
die der traditionellen Bindung an die heimat
liche Scholle und an angestammte Berufe 
und die der früheren Selbständigkeit weit
gehend verlustig gegangen ist. Demgegenüber 
muß eine neue ganzheitliche Wirtschafts
und Gesellschaftspolitik nicht nur die vor
handenen selbständigen Existenzen sichern, 
sondern neue Selbständigkeit ermöglichen ,  
selbständige eigene Bezirke schaffen, in  denen 
materiell wie psychologisch das Gefühl zur 
Selbständigkeit geweckt wird." Mit dieser 
Feststellung dürfte auch die soziale Funktion 
der bäuerlichen Landwirtschaft, besonders 
des bäuerlichen Familienbetriebes in der mo-. 
dernen Industriegesellscha ft ge kennzeichnet 
und begründet sein. 

Das gegenwärtige weltgeschichtliche Ringen 
zwischen Ost und West wird vor allem auf 
geistigem Gebiet entschieden. Es gilt daher , 
für diese Gedankengänge auch den Sozial
partner, unsere Mitarbeiter in den Betrieben, 
zu gewinnen. Erfreuliche Ansätze sind vor
handen, die endlich auf die Überwindung 
der Klassengegensätze abzielen, Gegensätze, 
die einer echten Partnerschaft und Eigen
verantwortung Platz machen müssen, wenn 
wir eine freie Gesellschaftsordnung erhalten 
wollen. 

s[�mer Gegner sind die zerstörenden Kräfte Den freien Gewerkschaften erwachsen hier 
des Kollektivismus. Es ist erfreulich, fest- besondere Aufgaben . Ohne freie gewerbliche 
stellen zu können, daß in den großen inter- und bäuerliche Unternehmer kann es auch 
nationalen freien Organisationen der Land- keine freien Gewerkschaften geben. In der 
wirtschaft des Westens mit besonderem Verteidigung gemeinsamer Ideale und Vor
Nachdruck auf die große Bedeutung des stellungen sollte es in allen Bereichen der 
bäuerlichen Familienbetriebes besonders m Wirtschaft nur echte Partner geben. 
Europa hingewiesen wird. Ich komme zum Schluß. Es braucht nicht 

Der bäuerliche Familienbetrieb muß auch verschwiegen zu werden, daß es auch einige 
in der modernen Industriegesellschaft der divergierende Auffassungen in landwirtschaft
Zukunft und am europäischen Großmarkt : lichen und gewerblichen Organisationen über 
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gewisse Einzelprobleme gibt. . J m GeiHtc einer I Anstrengungell gemacht., sowohl durch Einsatz 
echten Partnerschaft, im V\Tissen um die , aBer Produktionsfaktoren,< nicht nur des Kapi
gegenseitige Abhängigkeit und um die großen tals, das ja bekanntlich in der Schweiz ziemlich 
wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben, die hoch ist, sondern auch durch den Einsatz 
uns a11en gestellt sind, müssen geeignete fremder Arbeitskräfte. Die fremden Arbeits
Lösungen, die beide Teile befriedigen, ge- kräfte in der Schweiz machen heute lO Pro
funden werden, wobei wir uns bewußt sein I zent der Bevölkerung aus . Nur dadurch 
sollten, daß 'alles Wirtschaften nur ein Ziel ist es der Schweiz in so hohem Maße möglich 
vor Augen haben kann : dem Menschen zu gewesen, diesen ungeheuren Aufschwung zu 
dienen. (Beifall bei der Ov P.) nehmen. Kommt es nun zu Rückschlägen, 

Präsident : Als nächster Redner zum Wort s� ;riff� dieser . Rückschlag in der Schweiz 
gemeldet ü:;t der Herr Abgeordnete Doktor 111C t dIe SchweIzer. 
Reisetbauer . Ich c. rteile ihm das Wort. I Verstehen Sie mich, worauf ich hier hinaus 

AbgeOl'dneter Dr. Reisetbauer : Hohes Haus ! will .  W�nn wir eine weitere �.xpansion für 
Ich ' 'erde mich bemühen Ihre Aufmerksam - notwendIg halten und durchfuhren wollen 
keit \-\ nur ganz kurze Zeit in Anspruch zu - was ja de�. Fall ist. -, so müssen wir e.ben
nehmen, aber ich fühle mich verpflichtet, falls den e�hohten Emsatz �ller Pr.oduktlOns
auf ein Faktum hinzuweisen das für Öster- faktoren, dIe heute knapp smd, WeIter dUJ'ch
reichs Zukunft von sehr ents�heidender Wich- führe.n .  Darunter fall�n natürlich auch die 
tigkeit ist und von immer entscheidenderer ArbeItskräfte . �enn WIr uns d�gegenstem.men, 
Wichtigkeit werden wird. Sie selbst wissen, so stem.men WIr uns gegen. eme A�sw�Itung 
was der Export für uns alle bedeutet. Sie �es S�zIalprod�kts, so verhmdern WIr eIgen�
alle kennen die Ziffern unserer Tätigkeit . ��?h �Ie yergroßerung des Kuchens, den wu' 
Ich möchte sie nicht eigens anführen aber J ahrhch III unserem ganzen Volke zur Ver
Sie wissen, daß wir in der Industrie ein Drittel fügung haben. 
unserer Erzeugung exportieren müssen. Wenn Ich ' möchte hier warnend meine Stimme 
wir das nicht können, so können wir die erhebeIl. Ich möchte vor allem auf einen 
Beschäftigung in der Industrie nicht aufrecht- Sektor hinweisen, auf de m uns Schwierigkeiten 
erhalten. bevorstehen. Heute bestehen sie noch nicht, 

In der letzten Zeit zeigt sich in Europa aber es werden uns bestimmt Schwierigkeiten 
eine sehr merkbare Verflachung der Expan- begegnen . 
sion, und zwar sowohl im Export als auch Die österreichische Stahlerzeugung hat sich 
in der industriellen Erzeugung schlechthin bekanntlich - wenn ich den berühmten 
und auch im Auftragseingang. In Österreich Stahlplan aus der Nachkriegszeit zugrundf'
erleben wir eine Ausnahme . Wir merken lega verdreifacht, die Stahlerzeugung 
wohl im Auftragseingang eine Verflachung, Italiens hat sich vervierfacht. Die deutschen 
auch im Erzeugungsvolumen merken wir Vergloichszahlen aus der Vorkriegszeit kenne 
eine Verflachung, aber beim Export und ich nicht. Ich weiß, daß die Deutschen in den 
bGsonders beim Fertigwarenexport stellen wir nächsten Jahren 36 Millionen Tonnen erzeugen 
in der letzten Zeit mit Genugtuung eine wollen. In der Sowj etunion will man im 
zunehmende Belebung fest. Dieses Faktum Jahre 1980 sogar 250 Millionen Tonnen, glaube 
ist von entscheidender Bedeutung für uns . ich, erzeugen. Diese Zahlen gehen also ins 
Wenn ich nur auf das erste Halbjahr dieses Gigantische . 
Jahres hinweise, so haben wir von unseren Wie sieht nun die Kopfquote aus '? Das ist 
gesamten Einfuhren im ersten Halbjahr ein- nämlich das Entscheidende. In der Stahl
geführt : an Halbfertigwaren 1 8,2 Prozent und erzeugung haben wir in Österreich eine Kopf
an Fertigwaren 46,9 Prozent. Ausgeführt quote von ungefähr 460 kg gegenüber 630 kg 
haben wir an Halbfertigwaren 28,6 Prozent in Deutschland. Aber - jetzt kommt das 
und an Fertigwaren 46,3 Prozent. große Aber - im Eigenverbrauch - in der 

Wir müssen aber, wenn wir die Beschäfti - Verarbeitung - liegt bei uns auf dem Eisen
gung halten wollen, unseren Export in Fertig- und Stahlsektor die Kopfquote bei 1 97 kg 
waren unbedingt forcieren . Ich möchte dazu gegenüber 440 kg in Deutschland. In der 
nur ein Land nennen, das in dieser Hinsicht Tschechoslowakei beträgt die Kopfquote in 
eine beispielgebende Struktur hat, und das der Stahlerzeugung 490 kg und in der Ver
ist die Schweiz . Die Schweiz hat es blendend arbeitung 438 kg. 
verstanden, nicht nur durch eine Ausweitung Die Kopfquoten liegen also dort viel, viel 
ihrer Rohstofferzeugung die Konjunktur aus- besser. Vergessen wir nicht, daß der Export 
zunützen und zu fördern, sondern vor allem von Stahl und Eisen und von Halb- und Fel't,ig
auch in der Fel'tigwa,renerzeugung. Sie haben waren immer schwieriger werden wird, denn 
bei der Erzeugung des NationalprodukteR alle die Erzeugungskapazitäten in Europa und in 
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der ganzen Welt mehren sich sprunghaft. Man 
spricht heute teilweise .schon von einer Über
kapazität. Sie wissen, daß man im Westen 
Europas und in der freien Welt überhaupt 
schon am Plafond angelangt ist, daß die 
Erzeugung der Vorprodukte der der Nach
produkte davongelaufen ist . 

Wir müssen also alles unternehmen, um 
hier aufzuholen. Wir müssen in der Fertigwaren
erzeugung weiterkommen. Das ist für uns 
lebenswichtig, sonst werden wir weder die 
Expansion des Sozialproduktes noch die Voll
beschäftigung noch eine vernünftige Handels
und Zahlungsbilanz halten können. Ich fühle 
mich verpflichtet, das zu sagen. · Warum ? 
Ich bin manchmal in großer Sorge, wenn ich 
plötzlich aus dem Munde des Herrn Vize
kanzlers höre - er ist leider nicht da -, daß 
er, offenbar aus Angst, weil er nicht weiß ,  
wohin damit, mit den Produkten in  die Ferti
gung hineingehen will. Das ist der falsche Weg ! 
Denn man braucht auf diesem Sektor eine 
ungeheure Wendigkeit. Ohne diese Wendigkeit 
würden wir geschlagen werden. 

Ich richte daher an den Herrn Minister 
den Appell, uns in dieser Frage ein hesonderes 
Verständnis en tgegenz u bringen. Der richtige 
Weg kann nur auf dem privaten Sektor 
liegen. Wenn ich heute im offenen Gespräch 
mit Freunden aus der österreichischen Wirt
schaft dieses Thema berühre, so finde ich auch 
immer eine volle Bestätigung meiner Auf

fassung. 
Das zweite, was ich betonen will, ist folgen

des :  Wir sind uns vollständig darü bel' im 
klaren, daß von uns in zunehmendem Maße 
höhere Qualität verlangt wird. Wir haben 
auch den Willen zu qualitativ außerordent
lichen Leistungen . Aber hier muß ich mit 
Bedauern feststellen, daß die österreichischen 
Leistungen - und es sind gewaltige Leistungen 
darunter - im Inland die geringste Aner
kennung finden. Selbst mitten in das Herz 
dieser oder jener von ganz Österreich be
wunderten Industrie werden gleichartige 
Produkte aus dem Ausland eingeführt. Nur in 
Österreich ist es uns nicht möglich, mit der 
eigenen Qualitätsware anzukommen. 

Ich muß daher hier um etwas mehr Patrio
tismus bitten. Ich will jetzt nicht antieuro
päisch wirken. Aber ich kenne Europa sehr 
gut, und in jedem europäischen Land, in dem 
ich war, wäre es unmöglich - das sage ich 
offen -, daß man, wenn nationale Ausschrei
bungen vorhanden sind, einfach über die 
Nationalindustrie glatt hinweggeht und wo
möglich nur der anderen den Vorzug gibt. 
Haben wir doch mehr Achtung vor unserer 
geistigen Leistung und vor unserem materiellen 
Können ! (Beifall bei der (j V P.) Dies fordere 

ich - Herr Minister, und ich bitte auch hier 
um Ihre Unterstützung - besonders von der 
öffentlichen Hand, ob es sich nun um den 
Bund, die Länder oeler die Gemeinden handelt. 
(Zustimmung bei der Ö V P.) 

Wenn wir in zunehmendem Maße in hoher 
Qualität erzeugen wollen, so müssen wir auch 
in der �age sein, unser größtes Kapital, nämlich 
unsere intellektuelle Jugend, unsere geistigen 
Kräfte im Lande zu halten und zu interessieren. 
Ich könnte Ihnen hier mehr als eine Stunde 
lang aufzählen, in wie unendlich vielen und 
großen Unternehmungen der Welt Österreicher 
an führender Stelle sind. Es ist einfach nicht 
möglich, daß wir sie halten . Wir würclen sie 
aber dringend brauchen ! 

Ich habe mich bemüht - ich sage es hier 
ganz offen -, daß einige dieser Herren , die 
in der Welt einen großen Namen haben, 
in den einen oder anderen Aufsichtsrat unserer 
großen wirstaatlichten Industrien gehen. Die 
ausländischen Unternehmungen machen 
Schwierigkeiten. Sie wollen das nicht. Sie 
fürchten, daß wir sie für uns einsetzen und 
auch ausnützen können. 

Wir müssen daher in der Lage sein, dieses . 
Können, dieses geistige Kaj:ital, das wir 
haben, mit allen Mitteln zu fördern, denn 
das kann uns niemand nehmen. Freunde ! 
Das ist so viel wert, daß wir die größte Summe 
des materiellen Reichtums, den man uns zur 
Verfügung stellt, ruhig beiseiteschieben können. 
Mit dem österreichischen Genie und mit dem 
österreichischen Geist werden wir die Zukunft 
in der Wirtschaft meistern auch in schwierigen 
Positionen der Weltlage. 

Ich bitte daher, auch die Institute, die mein 
Herr Vorredner schon erwähnt hat, kräftigst 
zu unterstützen. Wenn ich die Telegramme 
und die Fernschreiben, die ich dies bezüglich be
kommen habe, vorlesen wollte, würde es 
lange dauern. Ich glaube, ich darf mich daher 
in dieser Hinsicht dem Kollegen Grünsteidl 
anschließen. 

Haben wir ein Herz für diese Dinge ! Sie 
betreffen die wirtschaftliche Geltung und die 
geistige Haltung unserer Kinder ! Ich danke. 
(Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister Dr. Bock. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesminister für Handel und Wieder
aufbau Dr. Bock : Herr Präsident ! Hohes 
Haus ! Der letzte Redner hat als Vertreter 
der Industrie an ein sehr ernstes Problem 
gerührt, das die gesamte österreichische Wirt
schaftspolitik und darüber hinaus überhaupt 
die gesamte Gestion in diesem Staate in den 
nächsten Monaten lebhaft befassen wird. Ich 
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möchte diese Ausführungen noch mit einem 
kurzen Hinweis ergänzen und feststellen, daß 
zu der Problematik, die der Herr Abgeordnete 
Reisetbauer aufgezeigt hat, noch eine zweite, 
die damit in engem Zusammenhang steht, in 
den nächsten Wochen hinzutreten wird : 

Wir haben uns zu einer weiteren Liberali
sierung unserer Handelspolitik ab 1 .  Jänner 
des nächsten Jahres entschlossen ; es ist heute 
schon in der Anfragebeantwortung davon die 
Rede gewesen. Wir werden das Liberali
sierungsvolumen im GATT-Bereich, dem 
43 Staaten der Erde angehören, um 40 Prozent 
des bisherigen Ausmaßes erhöhen. Wir werden 
im Bereiche der OECD-Staaten - das sind 
die freien europäischen Staaten sowie die Ver
einigte!} Staaten von Amerika und Kanada -
unsere Liberalisierung von 90 auf 93 Prozent 
erweitern ; damit werden wir nun ein volles 
Drittel der bisher nicht liberalisierten Waren
menge liberalisieren. Wir werden gleichzeitig 
eine generelle, teilweise konjunkturbestimmte 
Zollsenkung für alle Warengruppen - mit 
Ausnahme der Landwirtschaft und der zur 
Eisen- und Stahlgrrippe gehörenden Waren -
vornehmen. 

Hohes Haus ! Das stellt einen gehörigen 
Rucksack von Sorgen für die österreichische 
Produktion dar. Von den in den Liberalisie
rungslisten enthaltenen Positionen - wir sind 
nun bei der Zusammenstellung dieser Listen, 
und ich werde im letzten Ministerrat vor 
Weihnachten dem Ministerrat über das Er
gebnis zu berichten haben - ist keine einzige 
von der jeweiligen Sparte der Produktionsseite 
her u nbeeinsprucht geblieben. Ich habe Ver
ständnis dafür. Natürlich wehrt sich der, den 
es trifft ! Natürlich ist die Produktionsgruppe, 
die in die Liberalisierung einbezogen wird, 
eben jetzt an der Reihe, ihren Mann in einem 
erweiterten Wettbewerb auf dem inländischen 
Markt zu stellen. 

Dazu kommt eine Erschwernis, die wir 
leider nicht vermeiden können. Wir bekennen 
uns aus den vielfach erörterten und, wie ich 
glaube, unbestrittenen Gründen zur Thematik 
des größeren Wirtschaftsraumes, zur wirt
schaftlichen Integration Europas. Integration 
heißt richtigerweise Bildung eines größeren 
Wirtschaftsraumes auf Gegenseitigkeit. Wo 
wir liberalisieren, wo wir die Zölle senken, 
dort muß und soll es im Integrationsverfahren 
auch der Partner tun. Am 1 .  Jänner aber 
machen wir einen einseitigen Schritt. Wir allein 
senken den Zoll, wir allein erweitern die 
Liberalisierung im GATT- und im OECD
Bereich. 

Es gibt natürlich eine Antwort auf die 
Frage, warum wir das tun : Wir müssen auf 
Grund unserer internationalen Verpflichtungen 

diese Liberalisierungsschritte machen, weil 
wir ein gewisses Nachziehverfahren einzuhalten 
haben, wenn ich es so sagen darf. Wir brauchen 
uns dieses Nachziehverfahrens nicht zu schä
men. Die übrigen Staaten - zum Beispiel 
im GATT-Bereich, aber auch im OECD
Bereich - waren doch, von Ausnahmen ab
gesehen, seit dem Ende des Krieges, also seit 
1945, im Besitze ihrer vollen Souveränität und 
hatten die Möglichkeit, ihre N achkriegswirt
schaft aufzubauen. Wir in Österreich konnten 
erst nach dem Abzug der Besatzungstruppen, 
also Ende 1 955, m it voller Kraft an diese 
Arbeit gehen. Während den anderen Staaten 
also fast sechzehn Jahre zur Verfügung 
standen, standen uns für den gleichen Weg 
kaum sechs Jahre zur Verfügung. Aus dem
selben Aspekt haben wir auch seinerzeit die 
Liberalisierung im alten OEEC-Bereich etwas 
langsamer durchgeführt und sind also mit 
langsameren Schritten nachgekommen. Das 
gleiche gilt für den GATT-Bereich, wo wir 
unsere Liberalisierung im wesentlichen eigent
lich erst im Juni des vorigen Jahres begonnen 
haben. Aber schon mit 1 .  Jänner 1962 werden 
wir bei 70 Prozent stehen. 

Ich will damit sagen, daß diese Handels
politik auch in internationaler Schau absolut 
vertretbar war, weil sie für uns unvermeidlich 
und daher · notwendig gewesen ist. Nun sind 
wir wieder an einem solchen Punkt angelangt, 
wo wir diese drei für die Betroffenen - ich 
muß es zugeben - sch merzhaften Schritte 
machen müssen. 

Es gibt natürlich auch Stimmen, die uns 
von solchen Schritten abhalten wollen. Ich 
meine jetzt nicht die verständlichen Stimmen 
der unmittelbar Betroffenen, sondern die 
Stimmen von Leuten, die angeblich mit 
nationalökonomischer Beweisführung dar
legen, daß es Österreich nicht nötig hätte, 
sich diesem Wachsen der größeren Wirtschafts
räume anzupassen. Ich glaube, wir alle lehnen 
eine solche Haltung ab. Es ist klar , .  daß im 
Zeitalter der Automation, im Zeitalter einer 
sinnvollen Arbeitsteilung kleine autonome 
Wirtschaftsräume in der Zukunft nicht mehr 
lebensfähig sein werden. 

Die Problematik steht also momentan so, 
daß uns der Übergang zu den größeren Wirt
schaftsräumen, der Übergang zu einer größeren 
Liberalität des Welthandels größte Schwierig
keiten macht. Ich möchte das Hohe Haus 
sehr bitten, das nicht zu übersehen. Die 
Vermeidung dieser Übergangsschwierigkeiten 
ist aber unmöglich, wenn wir künftig an der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung Anteil haben 
wollen. Wenn wir nicht bereit wären, diese" 
Übergangsschwierigkeiten auf uns zu nehmen, 
müßten wir in nicht allzu ferner Zukunft mit 
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weit größeren Schwierigkeiten für die gesamte 
österreichische Wirtschaft rechnen. Die öster
reichische Wirtschaft darf sich daher gegenüber 
dem Ausland nicht abkapseln, wenn ich es in 
dieser vereinfachten Form ausdrücken darf. 

Das Jahr 1962 wird uns - ich darf in 
Parenthese sagen : ich bin vollkommen über
zeugt, daß die binnenländische Konjunktur in 
Österreich andauern wird, und die Konjunktur 
hilft uns j a  auch wesentlich, diese Schritte 
zu machen - vor ernste Probleme stellen, die 
wir gemeinsam nach den jeweiligen Erforder
nissen des Tages zu lösen haben werden. 

Ich habe das an den Schluß dieser Debatte 
im Hohen Hause gestellt, weil ich glaube, daß 
man in der Öffentlichkeit einerseits für die 
Notwendigkeit dieser Liberalisierungsschtitte 
Verständnis erwarten darf und daß wir anderer
seits Verständnis für die haben wollen und 
werden, die nun durch diese Ereignisse un
mittelbar in eine etwas schwierige Situation 
kommen werden, aus der sie herauszuführen 
unsere gemeinsame Aufgabe ist. 

In diesem Zusammenhang auch ein Wort 
zu dem heute dankenswerterweise sehr aus
führlich besprochenen Problem des Fremden
verkehrs. Hohes Haus ! Das Fremdenverkehrs
ergebnis für das Jahr 1961 ist absolut befriedi
gend. Das statistische Gesamtergebnis werden 
wir natürlich erst am Ende des Jahres vor 
uns haben. Aber es ist jetzt schon festzustellen, 
daß die Zunahme der Nächtigungen und auch 
die Zunahme der Deviseneinnahmen wieder 
ein ganz beträchtliches Mehr gegenüber dem 
Jahre 1960 erbringen wird. Dieses erfreuliche 
Ergebnis darf uns andererseits nicht leicht
fertig machen und dazu verleiten, die Obsorge 
um den Fremdenverkehr zu leicht zu nehmen. 

Gerade das abgelaufene Jahr hat gezeigt, 
wie anfällig der Fremdenverkehr ist. Wir sehen 
es an dem bedauerlichen Rückgang unseres 
amerikanischen Reisepublikums, der auf die 
bekannten Ereignisse in der Welt und auch 
auf die " in Amerika selbst sehr laut ausgespro
chene Aufforderung, den Dollar im eigenen 
Lande auszugeben, zurückzuführen i�t. Dieser 
Rückgang des amerikanischen Reisepublikums 
in ganz Europa hat natürlich auch uns einen 
gewissen Ausfall an Devisenerträgnissen ge
bracht, weil gerade dieses Publikum das 
zahlungskräftigste ist. Dieser Ausfall wurde 
zwar auf Grund der Konjunktur durch ein 
anderes Reisepublikum aufgewogen, aber wir 
haben einen deutlichen Ausschlag des Kon
junkturzeigers auf dem Gebiete des Fremden
verkehrs gesehen. Die zuständigen Gremien 
halten in diesen Tagen sowohl im Bereiche 

. des Verkehrsministeriums wie auch in dem 
des Handelsministeriums Tagungen ab, sie 
veranstalten Enqueten, um das Ergebnis aus 

den Erfahrungen dieses ablaufenden Jahres · 
festzustellen. 

Ich bedauere - ich muß das offen sagen -, 
daß es auch in diesem Jahr nicht möglich war, 
die Budgetpost für den Fremdenverkehr zu 
erhöhen. Sie ist gegenüber den drei vergangenen 
Jahren gleichgeblieben. Was das angesichts 
der wesentlich gestiegenen Druck- und Papier
kosten für das Werbematerial und auch in 
Anbetracht des höheren Personalaufwandes 
vor allem für unsere Außenstellen im Auslande 
bedeutet, brauche ich vor diesem Forum nicht 
näher auszuführen . Trotzdem hoffen wir, im 
Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden wieder einen guten Fremden
verkehrswerbeeffekt hervorbringen zu können. 

Ich möchte mich aber - ich muß das tun 
einer Sorge der Vertreter des Fremdenverkehrs 
im Hohen Hause anschließen. Diese Sorge 
betrifft den Arbeitsmarktsektor. Gerade der 
Fremdenverkehr zählt zu jenen Sparten der 
Wirtschaft, die unter dem Arbeitskräftemangel 
am meisten zu leiden haben. Ich kann nur 
hoffen - ich möchte nichts weiter dazu sagen -, 
daß die schwebenden Verhandlungen zwischen 
den beiden Sozialpartnern recht bald zu einem 
positiven Ergebnis führen, damit wir für die 
nächste Saison, soweit das in diesem Falle 
auf dem europäischen Arbeitsmarkt noch 
möglich ist, wenigstens eine kleine Erleich
terung finden können. 

Ich bin gefragt worden, ob wir eine Hand
habe haben, um zu veranlassen, daß im Hotel
buch oder auch sonst in der Werbung Inklusiv
preise angegeben werden müssen. Eine Hand
habe haben wir n icht, aber ich möchte dem 
Herrn Abgeordneten - ich habe es auch 
schon im Ausschuß getan - sagen : Ich unter
stütze die Idee der Inklusivpreise wärmstens, 
und ich empfehle der österreichischen Hotel
lerie bei jeder Gelegenheit, zu Inklusivpreis
angaben überzugehen . Ich muß allerdings 
auf eine Schwierigkeit aufmerksam machen : 
Die unterschiedliche Höhe der Abgaben, vor 
allem der Kurtaxen - die Unterschiede be
tragen bis 8 und 10 S - machen die Angabe 
von Inklusivpreisen natürlich schwieriger, weil 
die verschieden hohe Belastung durch die 
Kurtaxen und sonstige Abgaben bei den
selben Kategorien oft zu verschieden hohen 
Inklusivpreisen führt. Vielleicht ist der Aus
weg der, daß man den Inklusivpreis ohne die 
Kurtaxe anführt und die Kurtaxe gesondert 
ausweist. 

Ein zugegebenermaßen schwieriges Problem 
ist die hier auch kritisierte Klassifizierung 
der Hotelkategorien. Herr Abgeordneter ! Diese 
Klassifizierung wird durch Kommissionen in 
den Ländern vorgenommen ; e i ne Kommission 
würde das technisch gar nicht bewältigen 
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können. Schon allein dadurch, daß es ver
schiedene Personengruppen sind, die natür
lich verschiedene Auffassungen haben, ergeben 
sich auch verschiedene Resultate. Dazu 
kommt, daß diese Klassifizierung oft wirklich 
sehr schwierig ist : In einer Gaststätte ist 
die Schlafgelegenheit besonders gut ausge
stattet und die anderen Dinge sind weniger 
gut, und bei der anderen ist es wieder um
gekehrt . Wie und wo klassifiziert man hier 1 
Wir sind bemüht, eine möglichst einheitliche 
Richtlinie zu finden. Die Nomenklatur der 
Klassifizierung entspricht der internationalen 
Übung. 

Zuletzt ein paar Worte auch zum Problem 
der Autobahn. Ich danke vor allem den 
Abgeordneten Dr. Fink und Enge, daß sie 
in so positiver Weise zu diesem großen und 
schwierigen Werk Stellung genommen haben. 

Was die Abrechnungsfrage betrifft, so habe 
ich in Form einer mündlichen Anfragebeant
wortung vor dem Hohen Haus dazu schon 
Stellung genommen. Ich habe dieser Er
klärung nichts mehr hinzuzufügen, es sei 
denn die Feststellung, daß sich die von mir 
angegebenen Beträge bereits in Liquidierung 
befinden. 

Was zur technischen Ausgestaltung zu sagen 
ist, hat zum Teil der Herr Abgeordnete 
Enge schon gesagt. Ich möchte nur ergänzen, 
daß die Verwendung von Steinverkleidungen 
bei den Brücken und bei den Randstreifen 
der Autobahn nicht ausschließlich deshalb 
erfolgt, weil wir einer ganzen Reihe von 
Industrie- und Gewerbebetrieben, die vor allem 
in Gegenden liegen, wo sonst nicht viel Arbeits
möglichkeit ist, damit Arbeit verschaffen. 
Das ist ein sehr erfreulicher Erfolg, aber 
nicht der einzige. Es geschieht vor allem 
auch deshalb, weil die Verwendung von Stein
material die Qualität der Autobahn wesentlich 
verbessert. Das Urteil der Fachleute des 
Brückenbaues geht zum Beispiel dahin, daß 
eine Brücke mit Steinverkleidung eine doppelte 
Lebensdauer gegenüber einer Brücke ohne 
Steinverkleidung hat, bei keinem oder fast 
keinem Reparaturanfall, während . bei der 
halben Lebensdauer, die eine andere Brücke 
hat, ein wesentlicher Reparaturanfall einzu
rechnen ist . 

Die Mehrkosten durch die Steinverkleidun
gen betragen bei den Brücken, die die doppelte 
Lebensdauer und keinen Reparaturbedarf 
haben, ganze 3 Prozent der Brückenbau
kosten. Daher, Herr Abgeordneter Enge, 
war ich sehr gerne bereit, Ihnen die Differenz 
für die Reparatur der Eisen-Bundesstraße 
zu versprechen. Wir kommen leider nicht 
sehr weit, weil die dafür erforderlichen Kosten 
viel größer wären. 

Ähnliches gilt für die Verwendung und 
der Auftragung der Betonfahrbahndecken. 
Hohes Haus ! Es zeugt nicht von fachte ch
nischer Kenntnis, wenn man der Meinung ist, 
man könnte eine Autobahn so wie eine Bundes
straße mit Bitumendecke bauen. Man kann 
natürlich auf die doppelte Betondecke noch 
eine Bitumendecke darüberlegen. Das ge
schieht in einzelnen Staaten, die sich das 
finanziell leisteh können. Dann fährt man 
nämlich auch auf der Betonbahn · bequemer, 
nur kostet das sehr viel mehr. Die Auf
tragung einer Bitumendecke ohne die doppelte 
Betonunterlage wäre für die Autobahn in 
gar keiner Weise zu verantworten. Das Urteil 
der Fachleute geht dahin, daß eine solche 
Straßenform bei der Autobahn eine Lebens
dauer von höchstens fünf Jahren hätte und 
dann die Decke erneuert werden müßte, 
was wesentlich mehr kosten würde als das, 
was wir jetzt machen. 

Ich muß - dazu fühle ich mich ver
pflichtet - die Ausführungen über die Ab
standsgelder, die sich angeblich Baufirmen 
untereinander bezahlen, zurückweisen, wenn 
nicht Namen und Adressen genannt werden, 
denn ich kann es nicht hinnehmen, daß die 
ordentliche österreichische Bauwirtschaft hier 
pauschal verdächtigt wird. 

Meine Damen und Herren ! Die eigentliche 
und wirkliche Problematik des Autobahn
baues ist dieselbe wie beim Straßenbau, wie 
bei allen anderen Investitionsvorhaben bis 
zur Elektrifizierung der Bundesbahnen und 
zur Vollautomatisierung des Telephonnetzes : 
Es ist immer wieder der finanzielle Rahmen, 
den das Hohe Haus dem jeweils zuständigen 
Ressortminister für diese Agenden bewilligt. 
Wir könnten bei einem tE chnisch gerecht
fertigten Tempo, wie es natürlich auch den 
Baufirmen angenehm wäre, pro Jahr mindestens 
1 ,5 Milliarden Schilling allein bei der Autobahn 
ver bauen. Das Hohe Haus bewilligt dem 
Handelsministerium nur einen wesentlich ge
ringeren Betrag. Daher müssen wir uns hier 
- und wollen es auch tun - nach der Decke 
strecken. Die Finanzierung des Autobahnbaues 
- ich habe das bei der Freigabe des letzten 
Teilstückes im Herbst in der Öffentlichkeit ge
sagt - ist sichergestellt, aber die Sicherstellung 
bedeutet nicht, daß wir so viele Mittel hätten, 
wie wir technisch verbauen könnten. Das 
ist der Rahmen, der uns gesteckt ist. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, 
werden ab 1 6. Dezember folgende Teilstücke 
der Autobahn befahrbar sein : Von Nieder
alm über Salzburg nach Mondsee 44,2 km, 
von Ennsdorf nach Regau 7 1 ,9 km und von 
Preßbaum bis Kottingburgstall - das ist 
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die Einmündung knapp vor Amstetten -

85,9 km, zusammen 202 km. Hohes Haus ! 
Aus dem "Fleckerlteppich" werden am 1 6 .  De
zember drei sehr schöne "Perser" geworden 
sein. (Beifall bei 0 V P und S PO.) 

Präsident:  Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Spezialde batte über die Gruppe IX 
ist damit a b g e s c h l o s s e n. 

Ich b r e c he die heutigen Ve;handlungen a b .  

Die n ä c hs t e  Sitzung findet Montag, den 
1 1 .  Dezember, 14 Uhr, statt. Die Tages
ordnung ist bereits verteilt. 

Der Herr Obmann des Verfassungsaus
schusses ersucht mich, bekanntzuge ben, daß 
die für morgen angesetzte Sitzung des Ver
fassungsausschusses entfällt. 

Nach Schluß der Haussitzung tritt jetzt 
der Hauptausschuß zusammen. 

Die Sitzung ist ge s c h l o s s e n. 

Schlufi der Sitzung : 17 Uhr 10 Minuten 

österreidJ.ische Staatsdruckerei. 1 4.715 6 1  
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